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Der Bundestag hat das. folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Änderung des
Energiewi rtschaftsg esetzes

Das Energiewlrtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005
(BGBI. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 5. Dezember 2cl'2 (BGBI" I S. 2403) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die lnhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst:

,,§ 12 Autgaben der Betreiber von Übertragungsnetzen,' Verordnungsermächtigung".

b) Die Angabe zu § 13 wird durch die folgenden
Angaben ersetzt:

,,§ 13 Systemverantwortung rJer Betreiber von Über-
tragungsnetzen, Verordnungsermächtigu ngen

§ 13a Stilllegung von Ezeugungsanlagen

§ 13b Verordnungsermächtigungen und Festlegungs-
kornpetenzen

§ 13c Für das Elektrizitätsversorgungssystem system-
relevante Gaskraftwetrke, Festlegungskompe-
tenz".

c) Die Angaben zu den §§ 14 und 14a werden
durch die folgenden Angaben ersetzt:

" ,,§ 14 Aufgaben der Betreiber von Elektrizitätsverteiler-
netzen

§ 14a Steuerung von unterbrechbaren Verbrauchs-
einrichtungen in Niederspannung

§ 14b 
. 
Steuerung von vertraglichen Abschaltverein-
barun gen, Verordnu n gsermächti gung".

d) Die Angabe zu § 17 wird durch die folgenden
Angaben ersetzt:

,,§ 17 Netzanschluss, Värordnungsermächtigung

§ 17a Bundesfachplan Otfshore des Bundesamtes für
Seeschiffiahrt und Hydrographie

§ 17b Offshore-Netzentwicklungsplan

§ 17c Bestätigung des Offshore-Netzentwicklungs-
plans durch die Regulierungsbehörde

§ 17d Umsetzung des ()ffshore-Netzentwicklungsplans

§ 17e Entschädigung bei §törungen oder Vezögerung
der Anbindung von Otfshore-Anlagen

§ 17f Belastungsausgleich

§ 179 Haftung für Sachschäden an Offshore-Anlagen

§ 17h Abschluss von Versicherungen

§ 17i Evaluierung
. § 17j Verordnungsermächtigung".

e) Die Angabe zu § 118b wird wie folgt gefasst:

,,§ 1 18b (weggefallen)".
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2. ln § 4 Absatz 3 werden nach der Angabe ,§ 7'* die
Wörter ,,oder den §§ I bis 10" eingefügt.

3" § 6b uuird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geänderil

aa) ln Satz 1 wird das Wort ,,Energieversor-'
gungsunternehmen" durch die Wörter
,,Vertikal integrierte Energieversorgungsun-
ternehmen irn Sinne des § 3 Nummer 38,
einschließlich rechtlich selbständiger Unter*
nehmen, die zu einer Gruppe verbundener
Elektrizitäts- oder Gasunternehmen gehören
und mittelbar oder unmittelbar energie-
spezifische Dienstleistungen erbringen, und' rechtlich selbständige Netzbetreiber sowie
Betreiber von Speicheranlagen" ersetzt,
werden nach dem Wort ,,Jahresabschluss"
die Wörter ,,und Lagebericht" eingefügt, wird
der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und
werden die folgenden Wörter eingefügt:
,,§ 264 Absatz 3 und § 264b des Handelsge-
setzbuchs sind insoweit nicht anzuwenden.n'

bb) ln Satz 2 wird das Wort ,,Energieversor-
gungsunternehmenn' durch die Wörter ,,Ufl-
ternehmen nach Satz 1 " ersetzt. 

"

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

,,Hierbei sind insbesondere Leistung und Gegen-
leistung anzugeben."

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) ln Satz 1 werden die Wörter ,,Unternehmen,
die im Sinne von § 3 Nummer 38 zu einem
vertikal integrierten Energieversorgungsun-
ternehmen verbunden sind," durch die Wör-
ter ,,Unternehmen nach Absatz 1 Satz 1" er-
setzt.

bb) ln Satz 5 wird das Wort ,,dern' vor dem Wort
,,Konten" durch die Wörter ,,zu den" ersetzt.

cc) ln Satz 6 werden nach dem Wort n,aufzustel-
Ien" die Wörter ,,und dem Abschlussprüfer
zur Prüfung' vorzulegen'n eingefügt.

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) ln Satz 1 wird die Angabe ,,Absatz 4n'durch
die Angabe ,,Absatz 5" ersetzt und werden' nach dem Wort ,,Bestimmungen" die Wörter
rgegenüber dem Unternehmen nach Ab-
satz 1 Satz 1 durch Festlegung nach § 29
Absatz 1" eingefügt.
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hhl Foilgemder §atz urild angef[igt:

"Eine 
solche Feitlegumg muss spättestens

sechs fulofiate uor dem Bllanzstichtag dee
. jeuueiligen Kalenderiahres Brgehen."

el Absatz 7 uuird durch die folgenden Ahsätze 7
und I ersetzt:

"(4 Der Auftraggeber der Prüfung des Jah-
resabschlusses hat der Hegulierungsbehörde
unverzüglich nach Feststellung des Jahresab-
schlusses eine Ausfertigung des Berlchts über
die Prüfung des Jahresabschlusses nach § 821
des Handelsgesetzbuchs (Prüfungsbericht) ein.
schließlich erstatteter Teilberichte zu übersen-
den. Der Prüfungsbericht ist fest mit dem ge-
pn"rften Jahresabschluss, dem Lagebericht und
den erforderlichen Tätigkeitsabschlüssen zu ver-
binden. Der Bestätigungsvermerk oder der Ver-
merk über die Versagung sind im Prüfungsbe*
richt wiederzugeben. Der Lagebericht muss auf
die Tätigkeiten nach Absatz 3 Satz 1 eingehen;
Geschäftsberichle zu den in Absatz 3 Satz 1

und 2 aufgeführten Tätigkeitsbereichen sind von
den Unternehmen auf ihrer lnternetseite zu ver-
öffentlichen. Tätigkeitsabschlüsse zu den Tätig-
keitsbereichen, die nicht in Absalz 3 Satz 1 auf-
geführt sind, hat die Regulierungsbehörde als
Geschffisgeheimnisse a) behandeln. Prüfbe-
richte von solchen Unternehmen nach Absatz 1

Satz 1, die mittelbar oder unmittelbar energie-
spezifische Dienstleistungen erbringen, sind der
R"gulierungsbehörde zu übersenden, die für das
regulierte Unternehmen nach § 54 Absatz 1 zu-
ständig ist.

(8) Unternehmen, die nur deshalb als vertikal
i ntegriertes Energ ieversorgu n gsu nterneh men im
Sinne des § 3 Nummer 38 einzuordnen sind, weil
sie auch Betreiber eines geschlossenen Vertei-
lernetzes sind, und ihre Abschlussptüfer sind
von den Verpflichtungen nach den Absätzen +
und 7 ausgenommen. Die Befugnisse der Regu-
Iierungsbehörde insbesondere nach § 1 10 Ab-
satz 4 bleiben unberührt,"

4. § 11 wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe n,§ I Abs. 4
Satz 2" durch die Vtlörter 

"§ 
7a Absatz 4 Satz 3"

ersetzt. :

b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,,Soweit es zur Vermeidung unzumutbarer wlrt-
schaftlicher Risiken des Netzbetriebs im Zusam-
menhang mit Verpflichtungen nach § 13 Ab-
satz 2, § 13a Absatz 2 und § 13c Absatz 1, auch
in Verbindung mit § 14, und § 16 Absatz 2
und 2a, antch in Verbindung mit § 16a, erforder-
lich ist, kann die Haftung darüber hinaus Voll-
ständig ausgeschlossen werden."

5. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

,r§.lz
Aufgaben der Betreiber von Über-

trag ungsnetzen, Verord nu ngsermächtig u n9".

b) ln Absatz 3a Satz 1 werden nach den Wörtern
,,entsprechend nachzurüsten" die Wörtbr,,sowie

g?gl

amlagen'nbezogene Eaten, die zur Eurchfülhrung
und ltontrclle des NachrüstungsproEFssee erfor-
derllch sindo bereitzustellem und äugzuwerten"
eingefügt.

'c) Ahsatz 4 rruird wie folgt geändent:

aa} iln §atz 1 uuerden nach den lAlörtern ,,Be-
treiber von Etektrizitätsverteilernetzen,", die
ttlörter,,Betreiber von Gasversorgungsnet-
zeh," und nach den tUörtern ,runverzüglich
die I nformationen " die tftlörter,,einschl ieB I ich
etwaiger Betriebs- und Geschättsgeheim-
nisse" .eingefügt.

bb) Nach §atz 1 wird folgender Satz eingefügt:

,,Die Betreiber von Übertragungsne@en
sowie vorgelagerte Betreiber' von Elektrizi-
tätsverteilernetzen haben jeweils sichezu-
stellen, ihnen nach Satz 1 zur Kenntnis ge-
langte Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse
ausschließlich so zu den dort genannten
Zwecken zu nutzen, dass deren unbefugte
Offenbarung ausgeschlossen ist."

6. ln § l2aAbsatz 1 Satz 1 werden nach der Angabe

"§ 
12b die Wörter ,,und des Offshore-Netzentwick-

lungsplans nach § 17b" eingefügt.

7. § 12c wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) ln Satz 1 werden nach dem Wort ,,Netzent-
wicklungsplans'n die Wörter ,,nach § 12b und
des Otfshore-Netzentwicklungsplans nach

§ 17b" eingefügt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
rr

,,r.ler Umweltbericht nach Satz 1 bezieht den
Umweltbericht zum Bundesfachplan Off--
shore nach § 17a Absatz 3 ein und kann
auf zusätzliche oder andere als im Umwelt-
bericht zum Bundesfachplan Offshore nach

§ 17a Absatz 3 enthaltene erhebliche Um-
weltauswirkungen beschränkt werden."

b) In § 12c Absatz 6 werden nach dern Wort,,Fest-
legung". die Wörter ,,nach § 29 Absatz 1" einge-
'fügt.

8: ln § 12e Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort
,,Netzentwicklungsplan" die Wörter ,,und den Off-
shore- Netzentwickl u ngspl an" ei ngefügt.

9. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Der Paragrafenüberschrift des § 18 wird das
\ffort,,, Verordnungsermächtigungen" angefügt.

b) ln Absatz 1a §atz 1 werden die Wörter ,äb
50 Megawatt" durch die Wörter ,,äb 10 Mega-
watt" ersetzt und werden die Wörter ,,är Elek-
trizitätsverciorgungsnetzen mit einer Spannung
von mindestens 1 10 Kilovolt" gestrichen.

c) ruaän Absatz 1a wird folgender Abs atz 1b einge-
fügt:

,,(1b) Fordert der Betreiber eines Übertra-
gungsnetzes den Betreiber einer Anlage im
Sinne von Absatz 1a Satz 1 und 2, die anderen-
falls auf Grund einer vorläufigen Stilllegung im
erforderlichen Zeitraum nicht anfahrbereit wäre,
nach Absatz 1a dazu äuf, die Betriebsbereit-
schaft der Anlage für Anpassungen der Einspei-
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sung urcfiter uorzuhalten oder tnriederheszuatel-
[enu str kamn der Eetneiher die f[ir die Unrhaltung
oder die HEretelfumg der Betriebsbereitachaft
notuuendflgem Auslagen {Betriebsbereitschafts-
auslagen) nebem den notmrendigen Auslagen für
konkrete Anpassungen der Einepeisung (Erzeu-
gungsauslagen) als angemessene Vel'gütung
geltend machen. Nimmt der Betreiber der An-
äg* den Betreiber des Übertragungsnetzes auf
Zahlung der Betriebsbereitschaftsauslagen in
Anspruch, so darf die Anlage für die Dauer von
fünf Jahren ausschließlich nach Maßgabe ange-
forderter Systemsicherheitsmaßnahmen betrie-
ben werden. Wird die Anlage nach Ablauf der
Fünfjahresfrist wieder eigenständig eingesetzt,
so sind die Betriebsbereitschaftsauslagen zu er-
statten. "

d) ln Abs alz 2a Satz 1 werden nach den Wörtern
,,des Kraft-Wärme-Koppl u n gsgesetzes ei nzu hal-
ten" die Wörter ,,und Auswirkungen auf die Si-
cherheit und Zuverlässigkeit des Gasversor-
gungssystems auf Grundlage der von den Be-
treibern der Gasversorgungsnetze nach § 12 Ab-
satz 4 Satz 1 bereitzustellenden lnformationen
angemessen zu berücksichtigen" eingefügt.

e) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

,,Die Sätze 2 und 3 sind für Entscheidungen des
Betreibers von Übertragungsnetzen im Rahmen
von § 13a Absatz 2, § 13c Absatz 1 und § 16
Absatz 2a entsprechend anzuwenden."

0 Der Absatz 4a wird durch die folgenden Ab-
sätze 4a und 4b ersetzt:

,,(4a) Die Beschaffung von Ab- und Zuschalt-
leistung über vertraglich vereinbarte ab- und Zu-
schaltbare Lasten nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 erfolgt durch die Betreiber von Übertra-
gungsnetzen, soweit dies wirtschaftlich und
technisch vertretbar ist, in einem diskriminie-
rungsfreien und transparenten Ausschreibungs-
verfahren, bei dem die Anforderungen, die die
Anbieter von Ab- oder Zuschaltleistung für die
Teilnahme erfüllen müssen, soweit dies tech-
nisch möglich ist, zu vereinheitlichen sind. Die
Betreiber von Übertragungsnetzen haben für
die Ausschreibung von Ab- oder Zuschaltleis-
tung aus ab- oder zuschaltbaren Lasten eine
gemeinsame lnternetplattform einzurichten. Die
Einrichtung der Plattform nach Satz 2 ist der
Regulierungsbehörde anzuzeigen. Die Betreiber
von Übertragungsnetzen sind unter Beachtung
ihrer jeweiligen Systemverantwortung verpflich-
tet, zur Senkung des Aufwandes für Ab- und Zu-
schaltleistung unter Berücksichtigung der Netz-
bedingungen zusammenzuarbeiten. Die Bun-
desregierung kann zur Verwirklichung einer effi-
zienten Beschatfung und zur Verwirklichung ein-
heitlicher Anforderungen im Sinne von Satz 1 in
einer Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates mit Zustimmung des Bundestages
Regeln für ein sich wiederholendes oder für
einen bestimmten Zeitraum geltendes Aus-
schreibungsverfahren zur Beschaffung von Ab-
und Zuschaltleistung vorsehen. Die Zustimmung
des Bundestages gilt mit Ablauf der sechsten

§fltzungsuuoche mach Euleitumg des Uärord-
m,unssentwurfs der Bundesregierung an den
Bundestag als erteilt. In der Hechtsuerordnung
l«onnen insbessndene Regelumgen uu techni-
schen Anforderungen än Ab- o(er Zuechaltleis=
tung aus ah- oder zuschaltbaren Laeten, zu An-
forderungen an eine Präqualifikation, die zur,Teil-
nahme aR einem Ausschreibungeverfahren be-
rechtigt, zum Verfahren der Angebotserstellung,
der Zuschlagserteilung und zum Abruf der Ab=
oder Zuschaltleistung getrotfen werden. Dane:
ben können in der Rechtsverordnung den Anbie-
tern von Ab- oder Zuschaltleistung aus ab- oder
zuschaltbaren Lasten Meldepflichten bezüglich
der Verfügbarkeit der Ab- oder Zuschaltleistung
gegenüber den Betreibern voR Übertragungs:
netzen auferlegt werden, und es können Rege-
lungen für einen rückwirkenden Wegfall der Ver-
gütung für ab- oder zuschaltbare l*asten bei vor-
sätzlicher oder grob fahrlässiger Verletzung die-
ser Meldepflichten vorgesehen werden.

(4b) Die Bundesregierung kann die Betreiber
von Übertragungsnetzen durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundestages ver-
pflichten, Ausschreibungen nach Absatz 4a
Satz 1 für wirtschaftlich und technisch sinnvolle
Angebote wiederholend oder für einen bestimm-
ten Zeitraum durchzuführen und auf Grund der
Ausschreibungen eingegangene Angebote zum
Erwerb von Ab- oder Zuschaltleistung aus ab-
oder zuschaltbaren Lasten bis zu einer Gesam!-
ab- oder Zuschaltleistung von jeweils 3 500 Mega-
watt anzunehmen; die Rechtsverordnung bedarf
nicht der Zustimmung dds Bundesrates. Die Zu-
stimmung des Bundestages gilt mit Ablauf der
sechsten Sitzungswoche nach Zuleitung des
Verordnungsentwurf§ der Bundesregierung aR

den Bundestag als erteilt. Als wirtschaftlich sinn-
voll gelten Angebote zum Erwerb der Lasten bis
zur Dauer von einem Jahr, für die eine Vergütung
zu zahlen ist, die die Kosten für die Versorgungs-
unterbrechungen nicht übersteigt, zu denen es
ohne die Nutzung der zu- oder abschaltbaren
Lasten kommen könnte. Als technisch sinnvoll
gelten Angebote über ab- und zuschaltbare Las-
ten, durch die Ab- und Zuschaltungen für eine
Mindestleistung von 50 Megawatt innerhalb
von 15 Minuten herbeigeführt werden können
und die geeignet sind, zur Sicherheit und Zuver-
lässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems
in der jeweiligen Regelzone beizutragen. ln der
Rechtsverordnung können auch die technischen
Anforderungen an Ab- oder Zuschaltleistung aus
ab- oder zuschaltbaren Lasten, die Anforderun-
gen an die Verträ§e über den Erwerb von Ab.
und Zuschaltleistung äus ab- und zuschaltbaren
Lasten, Rechte und Pflichten der Vertragspartei-
en, die Kriterien für wirtschaftliche und technisch
sinnvolle Angebote im Sinne der Sätze 3 und 4,
Regelungen zur näheren Ausgestaltung von Be-
richtspflichten der Bundesnetzagentur gegen-
über dem Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie über die Anwendung der Verord-
nung sowie die Ausgestaltung und Höhe der Ver-
gütung näher geregelt werden. Zahlungen und
Aufwendungen der Betreiber von Übertragungs-



netzem; dfie irn Eusarnmenhang rnit der AUE-
schnelhumg und denr"r Enruerb uon Ab- oder Eu-
sehaltleistung aus ab- oder zuechaltbaren La§*
ten etehen, gleichen die Betreiher von [Jhertra-
gungsnetzen rlher eine finanzielle \fenechnung
rnonatlich untereinander aus, ein Belastung§-
ausgleich erfolgt dabei entsprechend § g des
Kraft-l1llärme-Kopplungsgesetzes mit der Maß-
gabe, dass die Belastungsgrenzen in Absatz 7
Satz 2 und 3 für bestimmte Letztverbrauchen-
gruppen keine Anwendung finden; Näheres
zum Belastungsausgleich und zu seiner Abwick-
lung regelt die Rechtsverordnung nach Satz 1. ln
der Flechtsverordnung nach Satz 1 können dabei
auch Bestimmungen vorgesehen werden, dass
die Einzelheiten der Ermitilung und Verrechnung
der'Zahlungen und zur Erhebung der Umlage
nach Satz 6 in Festlegungen der Bundesnetz-
agentur nach § 29 Absatz 1 geregelt werden
können."

1 0. Nach § 13 werden die folgenden §§ 13a bis 13c
eingefügt:

,,§ 13a

Stilllegung voR Erzeugungsanlagen

(1) Betreiber von Anlagen zur Eaeugung oder
Speicherung elektrlscher Energie mit einer Nenn-
leistung ab 10 Megawatt sind verpflichtet, vorläu-
fige und endgültige Stilllegungen ihrer Anlage oder
von Teilkapazitäten ihrer Anlage dem systemverant-
wortliohen Betreiber des Übertragungsnetzes und
der Bundesnetzagentur möglichst frühzeitig,,min-
destens aber zwölf Monate vorher anzuzeigen. Vor-
läufige und endgültige Stilllegungen ohne vorherige
Anzeige und vor Ablauf der Frist nach Satz 1 sind
verboten, wenn ein Weiterbetrieb technisch und
rechtlich möglich ist. Mit Ausnahme von Revisionen
und technisch bedingten Störungen sind vorläufige
Stilllegungen Maßnahmen, die bewirken; dass die
Anlage nicht mehr anfahrbereit gehalten wird, aber
wieder betriebsbereit gemacht werden kann, um
eine geforderte Anpassung ihrer Einspeisung nach

§ 13 Absatz 1a Satz 1 und 2 oder Absatz 1 b um-
zusetzen. Endgültige Stilllegungen sind Maßnah-
men, die den Betrieb der Anlage endgültig aus-
schließen oder bewirken, dass eine Anpassung
der Einspeisung nicht mehr nach § 13 Absatz 1a
Satz 1 und 2 oder Absatz 1b angefordert werden
kann, da die Anlage nicht mehr in angemessener
Zeit betriebsbereit gemacht werden kann. Der
pystemverantwortliche Betreiber des Übertra-
gungsnetzes prüft nach Eingang der Anzeige einer
endgültigen Stilllegung unverzüglich, ob die Anlage
systemrelevant irn Sinne von Absatz 2 Satz I und 9
ist.

t2') Endgültige Stilllegungen von Anlagen zur Er-
zeugung oder Speicherung elektrischer Energie mit
einer Nennleistung ab 50 Megawatt sind auch nach
Ablaut der in der Anzeige genannten Frist nach Ab-
satz 1 Satz 1 verboten, solange und soweit

1. der systemverantwortliche Betreiber des Über-
tragungsnelzes die Anlage als .systemrelevant
ausweist,

2. die Ausweisung durch die Bundesnetzagentur
genehmigt worden ist und

zr8tl

S. efin Weiterhetnieh technisch und rechtlich müg-
lich [at.

Den Betneilher des Ühertragungqnetzes hat den An-
trag auf Genehmigung der Ausuueisung nach Prä-
fung der Anzeige einer §tilllegung unverzüglich bei
der Bundesnetzagentur zu stellen und zu begnin-
den. Er hat dem Anlagenbetreiben unvtsruüglich eine
Kopie von Antrag und Begründung zu übermitteln.
Die Bundesnetzagentur hat den Antrag zu geneh-
migen, wenn die Anlage systemrelevant im Sinne
der Sätze I und I ist. Die Genehmigung kann unter
Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden
werden. Hat die Bundesnetzagentur über den An-
tr-ag nicht innerhalb einer Frist von drei Monaten
nach Vorliegen der vollständigen Unterlagen ent-
schieden, gilt die Genehmigung als erteilt, es sei
denn

1 . der Antragsteller hat einer Verlängerung der Frist
zugestimmt oder

2. die Bundesnetzagentur kann wegen unrichtiger
Angaben oder wegen einer nicht rechtzeitig er-
teilten Auskunft keine Entscheidung treffen und
sie hat dies den Betrotfenen vor Ablauf der Frist
unter Angabe der Gründe mitgeteilt. 

.

Die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensge-
setzes über die Genehmigungsfiktion sind entspre-
chend anzuwenden, Eine Anlage ist systemrele-
vant, wenn ihre dauerhafte Stilllegung mit hin-
reichender Wahrscheinlichkeit eu einer nicht uner-
heblichen Gefährdung oder Störung der Sicherheit
oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungs-
systems führt und diese Gefährdung oder Störung
nicht durch andere angemessene Maßnahmen be-
seitigt werden kann. Die Ausweisung ist auf den
Umfang der Anlage und den Zeitraum zu beschrän-
ken, der jeweils erforderlich ist, um die Gefährdung
oder Störung abzuwenden; sie kann jeweils höchs-
tens für eine Dauer von 24 Monaten erfolgen. Der
Betreiber des'Übertragungsnetzes hat dem Betrei-
ber der Anlage die Ausweisung mit der Begründung
unvezüglich nach Genehmigung durch die Bun-
desnetzagentur mitzuteilen.

(3) Der Betreiber einer Anlage, deren endgültige
Stilllegung nach Absatz 2 verboten ist, muss die
Anlage zumindest in einem Zustand erhalten, der
eine Anforderung zur weiteren Vorhaltung oder Wie-
derherstellung der Betriebsbereitschaft nach § 13
Absatz 1a und 1b ermöglicht, soweit dies nicht
technisch und rechtlich ausgeschlossen ist. Er hat
gegenüber dem systemverantwortlichen Betreiber
des Übertragungsnetzes nach Ablauf der Frist nach
Absatz 1 Satz 1 Anspruch auf eine angemessene
Vergütung für erforderliche Erhaltungsmaßnahrnen
nach Satz 1 (Erhaltungsauslagen). Die Anlage darf
bis zu ihrer endgültigen Stilllegung ausschließlich
nach Maßgabe angeforderter Systemsicherheits-
maßnahmen betrieben werden.

(4) Die Übertragungsnetzbetreiber setzen Anla-
gen im Sinne von § 13 Absatz '1a Satz 2 erste
Alternative, Absatz 1b, § 13a Absatz 1 und 2
sowie § 13b Absatz 1 Nummer 2 auch zur Absiche-
rung des Strommarktes durch Einsatz am vortägi-
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gen und untertägügen §potmarkt efrner §tromhsrse
rnit dem höchstem zulässigen Gebotspre[§ einn so*
bald eine dies regelnde \ferordnung natrh § 1gh Ab-
satz 1 in Kraft tritt.

§ 1sb

Venordnu n gsermächtig un gen
und Festlegungskompetenzen

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnungen, die nicht der Zustimmung
des Bundesrates bedürfen,

1. Bestimmungen zu treffen

a) zur Konkretisierung des Adressatenkreises
nach § 13 Absatz 1a und 1 b und § 13a,

b) zur Konkretisierung den Kriterien einer sys-
temrelevanten Anlage gemäß § 13a Absatz 2,

c) zu den Kriterien vorläufiger und endgültiger
Stilllegungen,

d) zu den Verpflichtungen der Betreiber von
Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung
elektrischer Energie im Sinne von § 1g Ab-
satz 1a und 1 b und § 13a,

. e) zu den Kriterien einer angemessenen Ver-
gütung nach § 13 Absatz 1a und 1b und

§ 13a Absatz 3 sowie

0 zum Einsatz von Anlagen in der Fünfjahres-
frist nach § 13 Absatz 1b Satz 2 und § 13a
Absatz 3 Satz 3;

2. Regelungen vozusehen für einen transparenten
Prozess zur Beschaffung einer Netzreserve aus
vorläufig stillgelegten Anlagen, aus von vorläu-
figer oder endgültiger §tilllegung bedrohten An-
lagen und in begründeten Ausnahmefällen aus
neuen Anlagen zum Zwecke der Gewährleistung
der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizi-
tätsversorgungssystems. Die Verordnung kann
auch Regelungen zur Absicherung des Strom-
marktes durch Einsatz der Netzreserve am
vortägigen und untertägigen Spotmarkt einer
Strombörse mit dem höchsten zulässigen
Gebotspreis vorsehen. Ein begründeter Ausnah-
mefall im Sinne von Satz 1 liegt vor, wenn die
Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitäts-
versorgungssystems nicht allein durch die Be-
schaffung einer Netzreserve aus vorläufig stillge-
legten Anlagen oder aus von vorläufiger oder
endgültiger Stilllegung bedrohten Anlagen gesi-
chert werden kann oder eine Ertüchtigung be-
stehender Anlagen im Vergleich zur Beschaffung
einer neuen Anlage nicht wirtschaftlich ist. Die
Regelungen nach Satz 1 können im Hinblick
auf die Beschaffung neuer Anlagen auch regio-
nale Kernanteile und Ausschreibungsverfahren
vorsehen. Die Regelungen nach Numm er 2 sind
bis zum 3'l . Dezember 2O17 zu befristen.

A') ln Rechtsverordnungen nach Absatz 1 kön-
nen der Bundesnetzagentur Kompetenzen übertra-
gen werden im Zusammenhang mit der Festlegung
des erforderlichen Bedarfs an Netzreserve'sowie zu
möglichen Präqualifikationsbedingungen für den in
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannten Beschaf-
fungsprozess.

(BI §olange und soweit der lrenondmungegeber
, nach Ahsatz 1 keflne abwelchenden Hegelungen

getroffen hät, wird die Hegulierungsbehsrde er-
mächtigt, nach § pg Absatz 1 Festlegungen zu
den in Absatz l Nummer 1 genannten Funkten zu
treffen. Die Hegulienungsbehörde urird darüber hi-
naus ermächtigt, nach § 29 Absatz 1 Festlegungen
zu treffen

1. zu erforderlichen technischen und zeitlichen An-
forderungenr die gegenüber den nach § 13 Ab*
satz 1a und 1b sowie § 13a Absatz 1 und 3
betroffenen Betreibern von Erzeugungsanlagen
aufzustellen sind,

2. 'zu Methodik und Datenformat der Anforderung
durch Betreiber von Übertragungsnetzen,

3, zur Form der Ausweisung nach § 13a Absatz 2
sowie zur nachträglichen Anpassung an neuere
Erkenntnisse und

4. zur Begründung und Nachweisführung.

§ 13c

Für das Elektrizitäts-
versorgun gssystem systemrelevante

Gaskraftwerke, Festleg u ngskom petenz

(1) Betreiber von Übertragungsnetzen können
eine Anlage zur Erzeugung von elektrischer Energie
aus Gas mit einer Nennleistung ab 50 Megawatt
ganz oder teilweise als systernrelevantes Gaskraft-
werk ausweisen, soweit eine Einschränkung der
Gasversorgung dieser Anlage mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit zu einer nicht unerheblichen
Gefährdung oder Störung der Sicherheit oder Zu-
verlässigkeit des ElektriZitätsversorgungssystem§
führt. Die Ausweisung ist auf den Umfang der An-
lage und den Zeitraum 2u beschränken, der jeweils
erforderlich ist, um die Gefährdung oder Störung
abzuwenden; sie kann jeweils höchstens für eine
Dauer von 24 Monaten erfolgen. Die Ausweisung
bedarf der Genehmigung der Bundesnetzagentun
Der Betreiber des Übertragungsnetzes hat den An-
trag auf Genehmigung unverzüglich nach der Aus-
weisung bei der Bundesnetzagentur zu stellen und
zu begründen. Er hat dem Anlagenbetreiber unver-
züglich eine Kopie von Antrag und Begründung zu

.übermitteln. Die Bundesnetzagentur hat den Antrag
zu genehmigen, wenn die Anlage systemrelevant im
Sinne der §ätze 1 und 2 ist. Die Genehmigung kann
unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbun-
den werden. Hat die Bundesnetzagentur über einen
Antrag auf Genehmigung nicht innerhalb einer Frist
von drei Monaten nach Vorliegen der vollständigen
Unterlagen entschieden, gilt die Genehmigung als
erteilt, es sei denn,
'l . der Antragsteller hat einer Verlängerung der Frist

zugestimmt oder

2. die Bundesnetzagentur kann wegen unrichtiger
Angaben oder wegen einer nicht rechtzeitig er-
teilten Auskunft keine Entscheidung treffen und
hat dies den Betrotfenen vor Ablauf der Frist
unter Angabe der Gründe mitgeteilt.

Die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes über die Genehmigungsfiktion gelten entspre*
chend. Der Betreiber des Übertragungsnetzes hat



die Ausuueüsung einee systennreleuanten Gaskraft-
urerks nach Genehrnigung duncl't dfie'Bundesmetz=
agentur unueretiglich dem Be,tnef,ber der An[age,
den hetröffentsR Eetreibsrn usn Gasryersorgung§-
netzen sowie dem Betreiber des Elektrizitätsvensor-
gungsnetzeso an, däs die Anlage angssshlossen ist,
rnitzuteilen und zu begründen. Die Betreiber von
ünertragungsnetzen haben eine Liste mit den
systemrelevanten Kraftwerken aufzustellen, diese
Liste, falls erforderlich, zu" aktualisieren und der
Bundesnetzagentur unverzüglich vorzulegen; diese
Verpfllchtung besteht erstmals zuni 81 . März 2O13.

(2) Soweit die Ausvueisung einer Anlage geneh-
migt worden ist, sind Betreiber der Erzeugungsan-
lagen verpflichtet, soweit tecfrnisch und rechtlich
möglich sowie wirtschaftlich zumutbarr eine Ab-
sicherung der Leistung im erforderlichen Umfang
durch lnanspruchnahme der vorhandenen Möglich-
keiten für einen Brennstoffwechsel vorzunehmen.
Sie haben gegenüber dem Betreiber des über-
tragungsnetzes einen Anspruch auf Erstattung
etwaiger Mehrkosten des Brennstoftwechsels, So-
weit ein Brennstoffwechsel nicht möglich ist, ist
dies gegenüber der Bundesnetzagentur zu begrün-
den und kurzfristig darzuleger, mlt welchen ande*
ren Optimierungs- oder Ausbaumaßnahmen der
Kapazitätsbedarf befriedigt werden kann.

(g) Die Bundesnetzagentur kann durch Festle-
gung nach § 29 Absatz 1 nähere Bestimrnungen
treffen

, 1 . ztJr Konkretisierung der Verpflichteten,
' 2. zu den Kriterien eines systemrelevanten Gas-

kraftwerks,

3. z:.Jr Form der Ausweisung, zur nachträglichen
Anpassung an neuere Erkenntnisse,

4. zur Begründung und Nachweisführung sowie

5. zur angemessenen Erstattung von Mehrko§ten,
die auch nach pauechalierten Maßgaben erfol-
gen kann."

11. Nach § 14a wird der folgende § 14b eingefügt:

,,§ 14b

Steuerung von
vertrag I ichen Abschalt-

verei n baru ngen, Verordnu ngsermächtig u ng

Soweit und solange es der Vermeidung von Eng-
pässen im vorgelagerten Netz dient, können Betrei'
ber von Gasverteilernetzen an Ausspeisepunkten
von Letztverbrauchern, mit denen eine vertragliche
Abschaltvereinbarung zum Zweck der Netzentlas-
tung vereinbart ist, ein reduziertes Netzentgelt
berechnen. Das reduzierte Netzentgelt mu§s die
Wahrscheinlichkeit der Abschaltung angemes§en
widerspiegeln. Die Betreiber von Gasverteilernet-
zen haben ,sicherzustellen, dass die Möglichkeit
von Abschaltvereinbarungen zwischen Netzbetrei-
ber und Letztverbraucher allen Letztverbrauchern
diskriminierungsfrei angeboten wird. Die grunds ätz-
liche Pflicht der Betreiber von Gasverteilernetzen,
vorrangig nicht unterbrechbard Verträge anzubieten
und hierfür feste Bestellleistungen nachzufragen,
bleibt hiervon unberührt. Die Bundesregierung wird
ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der

ä7S5

Zuatümmurtg des Bundesrates bedarf, zur nähenen
-'Konkretisierung der lls:pflichtung für Betreflber pon

Gaeuerteilernetzen und zur Hegelung näherer tlor-
gahen für die vertragliche Gestaltung de Ahschält-
uereinbarung tsestimrnungen zu treffen

I 'l . über Kriterien, für Kapazitätsengpässe in Net-
zen, die eine Anpassung der Gasausspeisungen
zur sicheren und zuverlässigen Gasversorgung
durch Anwendung der Abschaltvereinbarung er
fordenlich macht,

2. über Kriterien für eine Unterversorgung der
Netze, dle eine Anpassung der Gasausspeisun-

' gen zur sicheren und zuverlässigen Gasversor-
gung durch Anwendung der Abschaltvereinba-
rung erforderlich macht und

3. für die Bemessung des reduzierten Netzent-
gelts."

12. Dem § 15 Abs alz2werden die folgenden Sätze an-
gefügt:

,,Betreiber von Übertragungsnetzen sind verpflich-
tet, Betreibern von Fernleitungsnetzen unveruüglich- die lnformationen einschließlich etwaiger Betriebs-
und Geschäftsgeheimnisse bereitzustellen, die not-
wendig sind, damit die Fernleitungsnetze sicher
und zuverlässig betrieben, gewartet und ausgebaut
welden können. Die Betreiber von Fernleitungsnet-
zen haben sicherzustellen, ihnen nach Satz 2 zur
Kenntnis gelangte Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse ausschließlich so zu den dort genannten
Zwecken zu nutzen, dass deren unbefugte Otfen-
barung ausgeschlossen ist."

13. § 16 wlrd wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absalz 2a einge-
fügt:

,,(2al Bei Maßnahmen nach den Absätzen 1

und 2 sind Auswirkungen auf die Sicherheit und
Zuverl äss i g keit d es E I ekt f izitätsverso rg u ng§sys-
tems auf Grundlage der von den Betreibern von
Übertragungsnetzen nach § 15 Absatz 2 bereit-
zustellenden lnformationen angemessen zu be-
rücksichtigen. Der Gasbezug einer Anlage, die
als systemrelevantes Gaskraftwerk nach § 13c
Absatz 1 und 2 ausgewiesen ist, darf durch eine
Maßnahme nach Absatz 1 nicht eingeschränkt
werden, soweit der Betreiber des betroffenen
Übertragungsnetzes die weitere Gasversorgung
der Anlage gegenüber dem Betreiber des Fern-
leitungsnetzes anweist. Der Gasbezug einer sol-
chen Anlage darf durch eine MaBnahme nach
Absatz 2 nur nachrangig eingeschränkt werden,
soweit der Betreiber des betroffenen Übertra-
gungsnetzes die weitere Gasversorgung der An-
lage gegenüber dem Betreiber des Fernleitungs-
netzes anweist. Eine Anweisung der nachrangi-
gen Einschränkbarkeit systemrelevanter Gas-
kraftwerke nach Satz 3 ist nur zulässig, wenn-
der Betreiber des betrotfenen Übertragungsnet-
zes zuvor alle verfügbaren netz- und marktbezo-
genen Maßnahmen nach § 13 Absatz 1 ausge-
schöpft hat und eine Abwägung der Folgen wei-
terer Anpassungen von Stromeinspeisungen und
Stromabnahrnen im Rahmen von Maßnahmen
nach § 13 Absatz 2 mit den Folgen weiterer An-
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passungen uon Gaseinepeilsungen und Gasau§-

Absatz ä elne eirtsprechemde Anuueisung amge-
mtsssen ergcheinen lagsgn."

b) ln Absatz 3 Satz 2 werden nach den Wörtern
,,hei Uonliegen der Uoraussetzungen fiäGh Ab-
satz 2*' die Wörte1 ,,und Ahsatz 4a" eingefügt.

14. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

,,§ 1Z

Netzansch I uss, Verord nu ngsermächtigu ng ".

b) Die Absätze 2a und 2b werden aufgehoben.

15. Nach § "17 werden die folgenden §§ 17a bis 17j ein-
gefügt:

,,§ 17a

b u n de*## ffii§""H ;l;,8[iTffi tä,." s rap h i e

(1) Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hy-
drographie erstellt jährlich im Elnvernehmen mit
der Bundesnetzagentur und in Abstimmung mit
dem Bundesamt für Naturschutz und den Küsten-
ländern einen Otfshore-Netzplan für die ausschließ-
liche Wirtschaftszone der Bundesrepublik Deutsch-
land (Bundesfachplan Offshore). Der Bundesfach-
plan Offshore enthält Festlegungen zu:

1. Offshore-Anlagen im Sinne des § 3 Nummer I
des .Erneuerbare-Energien-Gesetzes, die in räum-
lichem Zusammenhang stehen und für Sam-
melanbindungen geeignet sind,

2. Trassen oder Tiassenkorridoren für Anbindungs-
Ieitungen für Offshore-Anlag€ß,

3. den Orten, an denen die Anbindungsleitungen
die Grbnze zwischen der ausschließlichen Wirt-
schaftszone und dem Küstenmeer überschrei-
ten,

4. Standorten von Konverterplattformen oder Um-
spannanlagen, r

5. Tiassen oder Trassenkorridoren für grenzüber-
schreitende Stromleitungen,

6. Trassen oder Trassenkorridoren zu oder für mög-
liche Verbindungen der in den Nummern 1, 2, 4
und 5 genannten Anlagen und Tiassen oder
Trassen ko rridore u nterei nan der,

7 . standardisierten Technikvorgaben und Planungs-
grundsätzen.

Das Bundesamt für Seeschitffahrt und Hydrogra-
phie prüft bei der Erstellung des Bundesfachplans
Offshore, ob einer Festlegung nach Satz 2 überwie-
gende öffentliche oder private Belange entgegen-
stehen. Es prüft insbesondere

1. die Übereinstimmung mit den Erfondernissen der
Raumordnung im Sinne von § 3 Absatz 1 Num-
mer 1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. De-
zember 2008 (BGBI. I S. 2986), das zuletzt durch
Artikel I des Gesetzes vom 31 . Juli 2009 (BGBI. I

2. die Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen
Planungen und Maßnahmen im Sinne von § 3
Absatz 1 Nummer 6 des Raumordnungsgeset-
zes und

§. ettruaige ernsthaft in Betrachü kpmn'lende Alter-
natiuen uon Trassen, Tmassenknrr[dorem oder

" Etandsrten.

{E} Eoweit nlcht die trforaussetiungen filr eine
, Ausnahme uon der llerpflichtung zLtv Durchführung

einer strategischen'Umweltprüfung nach § 14d dei
Gebetzes über die Unnrneltuerträ§lichkeitsprüfung
vorliegen, führt das Bundesamt für §eeschittfahrt
und Hydrographie unverzüglich nach Einleitung
des Verfahrens nach Absatz 1 einen Anhörungster-
min durch. ln dem Anhörungstermin sollen Gegen-
stand und Umfang der in Absatz 1 Satz 2 genann-
ten Festlegungen erörtert werden. lnsbesondere
soll erörtert werden, in Welchem Umfang und
Detaillierungsgrad Angaben in den Umweltbericht
nach § 14g des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung aufzunehmen sind. Der An-
hörungstermin ist zugleich die Besprechung im
Sinne des § 14f Absatz 4 Satz 2 des Gesetzes über
die Umweltverträ§lichkeitsprufung. § 7 Absatz 2
des' N etzausbaubeschleu n i gun gsgesetzes Ü bertra-
gungsnetz gilt für den Anhörungstermin entspre-
chend mit der Maßgabe, dass der jeweiligen
Ladung geeignete Vorbereitungsunterlagen beizu-
fügen sind und Ladung sowie Übersendung dieser
Vo rbere itu n gsunterlagen au ch elektro n isch erfo I gen
können. Das Bundesamt für Seeschifffahrt und
Hydrographie legt auf Grund der Ergebnisse des
Anhörungstermins einen Untersuchungsrahmen für
den Bundesfachplan Offshore nach pflichtge-
mäßem Ermessen fest.

(3) Soweit nicht die Voraussetzungen für eine
Ausnahme von der Verpflichtung zur Durchfühiung
einer strategischen Umweltprüfung nach § 14d des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung
vorliegen, erstellt das Bundesamt für Seeschiffiahrt
und Hydrographie frühzeitig während des Verfah-
rens zur Erstellung des Bundesfachplans Offshore
einen Umweltbericht, der den Anforderungen des
§ 14g des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung entsprechen muss. Die Betreiber von
Übertragungsnetzen und von Offshore-Anlagen
stellen dem Bundesamt für Seeschittfahrt und Hy-
drographie die hierzu erforderlichen lnformationen
zur Verfügung.

(4) Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hy-
drographie beteiligt die Behörden, deren Aufgaben-
bereich berührt ist, und die Öfientlichkeit zu dem
Entwurf des Bundesfachplans Offshore und des
Umweltberichts nach den Bestimmungen des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung. Bei
Fortschreibung des Bundesfachplans Offshore
kann sich die Beteiligung der Ötfenttrichkeit sowie
der Tiäger öffentlicher Belange auf Anderungen
des Bundesfachplans Offshore gegenüber dem
Vorjahr beschränken; ein vollständiges Verfahren
nach Satz 1 muss mindestens alle drei Jahre durch-
geführt werden. lm Übrigen ist § 12c Absatz 3 ent-
sprechend anzuwenden.

(5) Der Bundesfachplan Offbhore entfaltet keine
Außenwirkungen und ist nicht selbständig durch
Dritte anfechtbai. Er ist für die- Planfeststellungs-
und Genehmigungsverfahren nach den Bestim-
mungen der Seeanlagenverordnung vom 23. Januar
1977 (BGBI. I S. 57), die zuletzt durch Artikel 1 der
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Uerondmung uom 15" Januar 2019 {tsGBl" I S. 119}
geändert uusrden ist, uerbf,ndlichr i

(61 trie Bumdesnetzagentur kann nach Aufnahme
efiner "Leitung in den Bundesnetzplan nanh § 17
des Hetzaushau beschleun ig ungsgesetzes [lbetrtra*
gungsnetz den nach § 17d Absatz 1 anhindungs-
verpflichteten Übertragungsnetzbetreiber durch
Bescheid auffordern, innerhalb einer a) hestim-
menden angemessenen' Frist den erforderlichen
Antrag auf Planfeststellung oder Plangenehmigung
der Leltung nach den Bestlmmungen der §eeanla-
genverordnung zu stellen.

§ 17b

Offsh ore- N etzentwickl u n g sp lan

(1) Die Betreiber von übertragungsnetzen legen
den Regulierungsbehörde jährlich zum 3. März,
erstmalig zum 3, März 2013, auf der Grundlage
des Szenariorahmens nach § 12a einen gemeinsa-
men Offshore-Netzentwicklungsplan für die aus-
schließliche Wirtschaftszone der Bundesrepublik
Deutschland und das Küstenmeer bis einschließlich
der Netzanknüpfungspunkte an Land zusarnmen
mit dem nationalen Netzentwicklungsplan nach

§ 12b äur Bestäitigung vor. Der gemeinsame natio-
nale Offshore*Netzentwicklungsplan muss unter
Berücksichtigung der Festlegungen des jeweils ak-
tuellen Bundesfachplans Offshore im Sinne des
§ 17a mit einer zeitlichen Staffelung alle wirksamen
Maßnahmen zur bedarfsgerechten Optimierung,
Verstärkung und zum Ausbau der Offshore-Anbin-
dungsleitungen enthalten, die in den nächsten zehn
Jahren für einen schrittweisen, bedarfsgerechten
und wirtschaftlichen Ausbau sowie einen sicheren
und zuverlässigen Betrieb der Offshore-Anbin-
dungsleitungen erforderlich sind.

(2) Der Offshore-Netzentwickungsplan enthält
für alle Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 Angaben
zum geplanten Zeitpunkt der Fertigstellung und
sieht verbindliche Termine für den Beginn der Um-
setzung vgr. Dabei legen die Betreiber von Übertra-
gungsnetzen die im Szenariorahmen nach § 12a
von der Regulierungsbehörde genehmigten Erzeu-
gungskapazitäten zugrunde und berücksichtigen 

"

die zu elwartenden Planungs-, Zulassungs- und
Errichtungszeiten sowie die am Markt verfügbaren
Errichtungskapazitäten. Kriterien für die zeitliche
Abfolge der Umsetzung können insbesondere der
Realisierungsfortschritt der anzubindenden Off-
shore-Anlagen, die effiziente Nutzung der zu errich-
tenden Anbindungskapazität, die räumliche Nähe
zur Küste sowie die geplante lnbetriebnahme der
Netzanknüpfungspunkte sein. Bei der Aufstellung
des Offshore-Netzentwicklungsplans berücksichti-
gen die Betreiber von Übertragungsnetzen weit-
gehend technische Standardisierungen unter Bei-
behaltung des technischen Fortschritts. Dem
Offshore-Netzentwicklungsplan sind Angaben zum
Stand der Umsetzung des vorhergehenden
Offshore-Netzentwicklungsplans und im Falle von
Verzögerungen die dafür rnaßgeblichen Gründe
der Verzögerung belzufügen. Der Entwurf des
Offshore-Netzentwicklungsplans muss im Einklang
stehen mit dem Entwurf des Netzentwicklungs-
plans nach § 12b und hat den gemeinschaftsweiten

Netzemtuuicklungsplan mach Antükel B Abeatz 8b der
Uenordnung (EG! Nr. 714/2009 zu bentlckqhhtfigen.

{8} § 13b Ahsatz ü bis 5 ist entsprechend anzu-
wenden.

-!

t Jr!^

§ 1r§

Bestätigung des
Offshore- N etzentwic kl u n g sp I an s
durch die Hegulierungsbehörde

Die Regulierungsbehörde pnüft in Abstimmung
mit dem Bundesamt für Seeschiftfahrt und Hydro-
graphie die übereinstimmung des Offshore-Netz-
entwicklungsplans mit den Anforderungen nach

§ 17b. lm Übrigen sind die §§ 12c und lzdentspre-
chend anzuwenden.

§ 17d

Umsetzung des
Offshore-Netzentwicklu n gsplans

(1) Betreiber von Übertragungsnetzen, in deren
Regelzone der Netzanschluss von Offshore-Anla-
gen erfolgen soll (anbindungsverpflichteter Übertra-
gungsnetzbetreiber), haben die Leitungen entspre-
chend den Vorgaben des Offshore-Netzentwick-
lungsplans zu errichten und zu betreiben. Sie haben
mit der Umsetzung der Netzanschlüsse von Otf-
shore-Anlagen entsprechend den Vorgaben des
Offshore-Netzentwicklungsplans zu beginnen und
die Errichtung der Netzanschlüsse von Offshore-
Anlagen zügig voranzutreiben. Eine Leitung nach
Satz 1 gilt ab dem Zeitpunkt der Fertigstellung als
Teil des Energieversorgungsnetzes.

(2t Der anbindungsverpflichtete Übertragungs-
netzbetreiber, der eine Anbindungsleitung nach Ab-
§atz 1 errichtet, hat spätestens nach Auftragsver-
gabe das Datum des voraussichtlichen Fertigstel-
lungstermins der Anbindungsleitung dem Betreiber
der Offshore-Anlage gegenuber bekannt zu ma-
chen und auf seiner lnternetseite zu veröffentlichen.
Nach Bekanntmachung des voraussichtlichen
Fertlgstellungstermins nach Satz t hat der anbin-
dungsverpflichtete Übertragungsnetzbetreiber mit
dem Betreiber der Otfshore-Anlage einen Realisie-
rungsfahrplan abzustimmen, der die zeitliche Ab-
folge für die einzelnen Schritte zur Errichtung der
Offshore-Anlage und zur Herstellung des Netz-
anschlusses enthält. Der anbindungsverpflichtete
Übertragungsnetzbeträiber und der Betreiber der
Offshore-Anlage haben sich regelmäßig über den
Fortschritt bei der Errichtung der Offshore-Anlage
und der Herstellung des Netzanschlusses zu unter-
richten; mögliche Veaögerungen oder Abweichun-
gen vom Realisierun§sfahrplan nach Satz 2 sind
unverzüglich mitzuteilen. Der bekannt gemachte
voraussichtliche Fertigstellungstermin kann nur
mit Zustirnmung der Regulierungsbehörde ge-
ändert werden; die Regulierungsbehörde trifft die
Entscheidung nach pflichtgemäßem Ermessen und
unter Berücksichtigung der lnteressen der Beteilig-
ten und der volkswirtschaftlichen Kosten. 30 Mo-
nate vor Eintritt der voraussichtlichen Fertigstellung
wird der bekannt gemachte Fertigstellungstermin
verbindlich.
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tg} Ein Betreiben Einer;Offshsre*nlage, düe übEr '

dfle nnotuuemdig+Zulaesung im Sinne des § 1 Num-
meir 10a des §eeaufgahengtssetzeä uerfügt, hat im

- Hahrnen der utrn der Regullerungsbehörde im Be-
nehmen mit dem Bundesänlt für §eeschiffiahrt und
Hydrographie in einem diskriminierungsfreien Ver*
fahren zugewiesenen Kapazität auf der ihr zugerffie-
senen Anbindungsleitung Anspruch auf Netzanbin-
dung ab dem verbindlichen Zeitpunkt der Fertig-
stellung der Anbindungsleitung gemäB Absatz 2
Satz 3. Ein Anspruch des Betreibers einer Off-
shore-Anlage auf Erweiterung der Netzkapazität
nach § 9 des Erneuerbarc-Energien-Gesetzes ist
ausgeschlossen; für nicht zugewiesene Kapazität
sind die §§ 11 und 12 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes nicht anzuwenden. Die Regulierungsbe-
hörde kann. in Abstimmung mit dem Bundesamt
für Seeschifffahrt und Hydrographie die für die Off-
shore-Anlage vorgesehene Anschlusskapazität in
einem diskriminierungsfreien Verfahren auf andere
Otfshore-Anlagen übertragetr, wenn der Betreiber
der Otfshore-Anlage nicht spätestens zwölf Monate '

vor dem verbindlichen Fertigstellungstermin mit der
Errichtung der ffishore-Anlage begonnen hat oder
die technische Betriebsbereitschaft der Offshore-
Anlage nicht innerhalb von 18 Monaten nach dem
verbindlichen Zeitpunkt für die Fertigstellung .der
Anbindungsleitung nach Absatz 2 Satz 3 hergestellt
ist. Für Betreiber von Offshore-Anlagen mit unbe-
dingter Netzanbindungszusage gilt Satz 3 entspre-
chend mit der MaBgabe, dass dem verbindlichen
Zeitpunkt für die Fertigstellung der Anbindungslei-
tung gemäß Absatz 2 Satz 3 der Fertigstellungster-
min aus der unbedingten Netzanbindungszusage
gleichsteht.

(4) Die Betreiber von Übertragungsnetzen sind
verpflichtet, den unterschiedllchen Umfang ihrer
Kosten nach Absatz 1 und den §§ 17a und 17b
über eine finanzielle Verrechnung untereinander
auszugleichen;§9AbsatzBdesKraft-Wärme-
Koppiungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden.
Betreiber von Übertragungsnetzen sind zum Ersatz
der Aufwendungen verpflichtet, die die Betreiber
von Offshore-Anlagen für die Planung und Geneh-
migung der Netzanschlussleitungen bis zum 17. De-
zember 2006 getätigt haben, soweit diese Aufwen-
dungen den Umständen nach für erforderlich ana)-
sehen waren und den Anforderungen eines effizien-
ten Netzbetriebs nach § 21 entsprechen.

(5) Die Regulierungsbehörde kann durch Festte-
gung nach § 29 Absatz 1 nähere Bestimmungen
treffen

1. zu lnhalt und Verfahren der Ersteilun§ des Off-
shore-Netzentwicklungsplans nach § 17b; dies
schließt die Festlegung weiterer Kriterien zur Be-
stimmung der zeitlichen Abfolge der Umsetzung
ein,

2, zur Umsetzung des Offshore-Netzentwicklungs-
plans, zu den erforderlichen Schritten, die die
Betreiber von Übertragungsnetzen a)r Erfüllung
ihrer Pflicht nach Absatz 1 zu unternehmen ha-
ben, und deren zeitlicher Abfolge; dies schließt
Festlegungen zur Ausschreibung und Vergabe
von Anbindungsleitungen, zur Vereinbarung von
Realisierungsfahrplänen nach Absatz 2 Satz 2,

2ur lnformation der Betrelber der anzubindenden
O'ffEhore-Anlagen und zu einem Umsetzungs-
zeltplan ein, und

.0. zum Verfahren zur Zuweisung und übertragung
von Anbindungskapazitäten.

Festlegungen zum Vertahren zur.Zuweieung und
Übertragung von Anbindungskapazitäten erblgen

. im Einvemehmen mit dem Bundesarnt f{lr See.
schifffahrt und Hydrographie.

(6) § 65 Absatz 2a ist entsprechend anzuwen-
den, wenn der anbindungsverpflichtete Übertra-
gungsnetzbetreiber eine Leitung, die nach dem Off-
shore-Netzentwicklungsplan nach Absatz 1 enich-
tet werden muss, nicht entsprechend den Vorgaben
des Offshore-NeEentwicklungsplans enichtet,

§'t7e
Entschädigung bei Störungen oder

Verzögerung der Anbindung von Offshore-Anlagen

(1) lst die Einspeisung aus einer betriebsbereiten
Offshore-Anlage länger als zehn aufeinander fol-

- 
gende Tage wegen einer Störung der Netzanbin-
dung nicht möglich, so kann der Betreiber der Off-
shore-Anlage von dem nach § 17d Absatz 1 anbin-
dungsverpflichteten Übertragungsnetzbetreiber ab
dem elften Tag der Störung unabhängig davon, ob
der anbindungsverpflichtete Übertragungsnetzbe-
treiber die Störung zu vertreten hat, für entstandene
Vermögensschäden eine Entschädigung in Höhe
von 90 Prozent der nach § 16. des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in Verbindung mit § 31 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes im Fall der Einspei-
sung erfolgenden Vergütung verlangen. Bei der'
Ermittlung der Höhe der Entschädigung nach SaE 1

ist für jeden Tag der Störung, für den der Betreiber
der Offshore-Anlage eine Entschädigung erhält, die
durchschnittliche Einspeisung einer vergleichbaren
Anlage in dem entsprechenden Zeitraum der Stö;
rung zugrunde zu legen. Soweit Störungen der
Netzanbindung an mehr als 18 Tagen im Kalender-
jahr auftreten, besteht der Anspruch abweichend
von Satz 1 unmittelbar ab dem 19. Tag im Kalender-
jahi an dem die Einspeisung auf Grund der Störung
der Netzanbindung nicht möglich ist. Sovveit der
anbindungsverpflichtete Übertragungsnetzbetrei-
ber eine Störung der Netzanbindung vo.rsätzlich
herbeigeführt hat, kann der Betreiber der Offshore-
Anlage von dem anbindungsverpflichteten ÜUertra-
gungsnetzbetreiber abweichend von Satz 1 ab dem
ersten Tag der Störung die vollständige, nach § 16
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in Verbindung
mit § 31 des Erneueöare-Energien-Gesetzes im
Fall der Einspeisung erfolgenden Vergtitung verlan-
gen. Daniber hinaus ist eine lnanspruchnahme des

. anbindungsverpflichteten ÜOertragungsnetzbetrei-
bers für Vermögensschäden auf Grund einer
gestörten Netzanbindung ausgeschlossen. Der An-
spruch nach Satz 1 entfällt, soweit der Betreiberder
Offshore-Anlage die Störung zu vertreten hat.

(2) lst die Einspeisung aus einer betriebsbereiten
Offshore-Anlage nicht möglich, weil die Netzanbin-
dung nicht zu dem verbindlichen Zeitpunkt der Fer-
tigstellung derAnbindungsleitung gemäß § 17d Ab-' s*.2 Satz 3 fertiggestellt ist, so kann der Betreiber



der Offshore-Amilage ab dem Zeltpunkt der Herstel-
lung den Eetrüehshereitschaft der Offshore-Anlage,
frühestens ledoch ah dem elften Tag nanh dem uen-

bindlichen Fertigstellungstermin, e[ne Entschädi*
gung enteprechend Absatz 1 §atz 1 und 2 uerlan-
gen. §oweit der anbindungsverpflichtete Übertra-
gungsnetzbetreiber die nlcht rechtzeitige Fertigstel-
lung der Netzanbindung vorsätzlich'herbeigeführt
hat, kann der Betreiber der Offshore-Anlage von
dem anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetz-
betreiber abweichend von Satz 1 ab dem ersten
Tag nach dem verbindlichen Ferti§stellungstermin
die vollstähdige, nach § 16 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes In Verbindung mit § 31 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes im Fall der Einspeisung ell
folgenden Vergütung verlangen. Darüber hinaus ist
eine Inanspruchnahme des anbindungsverpflichte-
ten Übertragungsnetzbetreibers für Vermögens-
schäden auf Grund einer nicht rechtzeitig fertigge-

' stellten Netzanbindung ausgeschlossen. Für den
Anspruch auf Entschädigung nach diesem Absatz
ist von einer Betriebsbereitschaft der Offshore-An-
lage im Sinne von Satz 'l auch auszugehen, Wenn
das Fundament der Offshore-Anlage und die für die
Offshore-Anlage vorgesehene Umspannanlage zur
Umwandlung der durch eine Offshore-Anlage er-
zeugten Elektrizität auf eine höhere Spannungs-
ebene errichtet sind und von der Herstellung der
tatsächlichen Betriebsbereitschaft zur Schadens-
minderung abgesehen wurde. Der Betreiber der
Otfshore-Anlage hat sämtliche Zahlungen nach
Satz 1 zuzüglich Zinsen zurückzugewähren, soweit
die Offshore-Anlage nicht innerhalb einer angemes-
senen, von der Regulierungsbehörde festzusetzen-
den Frist nach Fertigstellung der Netzanbindung
d ie tech n ische Betriebsbereitschaft tatsäch I i ch her-
gestellt hat; die §§ 286, 288 und 289 Satz 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs sind entsprechend an-
wendbar. Dem verbindlichen Zeitpunkt der'Fertig-
stellung der Anbindungsleitung gemäß § 17d Ab-
satz 2 Satz 3 steht der Fertigstellungstermin aus
der unbedingten Netzanbindungszusage gleich,
wenn die unbedingte Netzanbindungszusage dem
Betreiber der Offshore-Anlage bis zum 29. August
2012 erteilt wurde oder dem Betreiber der Offshore-
Antage zunächst eine bedingte Netzanbindungszu-
sage erteilt wurde und er bis zum 1. September
2012 die Kriterien für eine unbedingte Netzanbin-
dungszusage nachgewiesen hat.

(3) lst die Einspeisung aus einer betriebsbereiten
Offshore-Anlage an mehr als zehn Tagen im Kalen-
derjahr wegen betriebsbed i n gten Wartu n gsarbeiten
an der Netzanbindung nicht möglich, so kann der
Betreiber der Offshore-Anlage ab dem elften Tag im
Kalenderiahr, an dem die Netzanbindung auf Grund
der betriebsbedingten Wartungsarbeiten nicht ver-
fügbar ist, eine Entschädigung entsprechend Ab-
sätz 1 Satz 1 in Anspruch nehmen.

(4) Die Entschädigungszahlungen nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 einschließlich der Kosten für eine
Zwischenfinanzierung sind bei der Ermittlung der
Kosten des Netzbetriebs zur Netzentgeltbestim-
mung nicht zu berücksichtigen.

(5) Auf Vermögensschäden auf Grund einer nicht
rechtzeitig fertiggestellten oder gestörten Netzan-

g7tEts

bimdung im §ilnme des Ahsatzes 'l sden des Aheat-
zes 2 ist § 3g Absatz S und 4'nicht anäuurenden.

tAI Der Betreiher der Offshore-Anlage hat denn
anbindu n gsverpfl ic hteten ÜUertnag u ng snetzbetrei-
her mit dem Tag, zu dern die Entschädigungspflicht
des anbindungsverpflichteten Ühertragungsnetz-
betreibers nach Absatz 1 oder Absatz 2 dem
Grunde nach beginnt, mitzuteilen, ob er die Ent-
schädigung nach den Absätzen 1 bis 2 begehnt
oder ob die Berücksichtigung der im Sinne des
Absatzes 1 oder des,Absatzes 2 verzögerten oder
gestörten Einspeisung nach § 31 Absatz 4 des

. Erneuerbare-Energien-Gesetzes erfolgen soll.

§ 17f

{1 ) Die *",*"J:?1::niffi:n,l*-,etzen sind
verpflichtet, den unterschiedlichen Umfang ihrer
Kosten für Entschädigungszahlungen nach § 17e,
einschließlich der Kosten für eine Zwischenfinan-
zierung und abzüglich anlässlich des Schadenser-
eignisses nach § 17e erhaltener Vertragsstrafen,
Versicherungsleistungen oder sonstiger Leistungen
Dritter, nach Maßgabe der von ihnen oder anderen
Netzbetreibern im Bereich ihres Übertragungsnet-
zes an Letztverbraucher gelieferten Strommengen
über eine finanzielle Verrechnung untereinander
auszugleichen. Die Kosten nach Satz 1 können als
Aufschlag auf die Netzentgelte anteilig auf Letztver-
braucher umgelegt werden. § I des Kraft-\A/ärme-
Kopplungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden,
soweit sich aus den Absätzen 2 bis 6 oder einer
Rechtsverordnung nach § 17j nichts anderes ergibt.

(2) Soweit der anbindungsverpflichtete Übertra-
gungsnetzbetreiber die Störung der Netzanbindung
im Sinne von § 17e Absatz 1 oder die nicht recht-
zeitige Fertigstellung der Anbindungsleitung im
Sinne von § 17e Absatz 2 vorsätztich verursacht
hat, ist der anbindungsverpflichtete Übertragungs-
netzbetreiber nicht berechtigt, einen Belastungs-
ausgleich nach Absatz 1 Satz 1 zu verlangen. So-
weit der anbindungsverpflichtete Übertragungs-
netzbetreiber die Störung der Netzanbindung im
Sinne von § 17e Absatz 1 oder die nicht rechtzei-
tige Fertigstellung der Anbindungsleitung im Sinne
von § 17e Absatz 2 fahrlässig verursacht hat, tragt
dieser an den nach Absatz 1 Satz 1 auszugleichen-
den Kosten einen Eigenanteil, der nicht dem Belas-
tungsausgleich nach Absatz 1 Satz 1 unterliegt und
der bei der Ermittlung der, Netzentgelte nicht zu be-
rücksichtigen ist, * 

,

f . in Höhe von 20 Prozent für den Teil der nach
Absatz 1 Satz 1 auszugleichenden Kosten bis
zu einer Höhe von 200 Millionen Euro im Kalen-
derjahr,

2. darüber hinaus in Höhe von 15 
'Prozent 

für den
Teil der nach Absatz 1 Satz 1 auszugleichenderi
Kosten, die 2OA Millionen Euro überstejgen, bis
zu einer Höhe von 400 Millionen Euro im Kalen-
derjahr,

3. darüber hinaus in Höhe von 10 Prozent für den
Teil der nach Absatz 1 Satz 1 auszugleichenden
Kosten, die 400 Millionen Euro übersteigen, bls
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zu einer Höhe uon 600 [uli![[onEn EuHg im Kalerr-
derlahn

4. darüben hinaus in Hähe uon 5 Fnozent fün den -
TEil der natrh Absatz 1 §atz 1 auszugleichenden
Kosten, die 800 Millionen Euro übersteigen, bis
zu einer l-löhe uon 1 000 Mlllionen Euro lnn Ka-
lenderjahr.

Bei fahrlässig, jedoch nicht grob fahrlässig ver-
ursachten Schäden ist der Eigenanteil des anbin-
dungsverpflichteten Übertragungsnetzbetreibers
nach §atz 2 auf 17,5 Mlllionen Euro je Schadens-
ereignis begrenzt. Soweit der Betreiber einer Off-
shore-Anlage einen Schaden auf Grund der nicht
rechtzeitigen Herstellung oder der §törung der
Netzanbindung erleidet, wird vermutet, dass zumin-
dest grobe Fahrlässigkeit des anbindungsverpflich-
teten Übertragungsnetzbetrelbers vorl iegt.

(3) Der anbindungsverpflichtete Übertragungs-
netzbetreiber hat alle möglichen und zumutbaren
Maßnahmen zu ergreifen, um einen Schadensein-
tritt zu verhindern, den eingetretenen Schaden un-
veaüglich zu beseitigen und weitere Schäden ab-
zuwenden oder zu mindern. Der anbindungsver-
pflichtete Übertragungsnetzbetreiber hat bei Scha-
denseintritt unvezüglich der Bundesnetzagentur
ein Konzept mit den geplanten Schadensminde-
rungsrnaBnahmen nach §atz 1 voaulpgen und die-
ses bis zur vollständigen Beseitigung des eingetre-
tenen Schadens regelmäßig zu aktualisieren. Die
Bundesnetzagentur kann bis zur vollständigen Be-
seitigung des eingetretenen Schadens Änderungen

" am Schadensminderungskonzept nach Satz 2 ver-
langen. Der anbindungsverpflichtete Übertragungs-
netzbetreiber kann einen Belastungsausgleich nach
Absatz 1 Satz 1 nur verlangen, soweit er nachweist,
dass er alle möglichen und zumutbaren Schadens-
minderungsmaßnahmen nach Satz 1 ergriffen hat.
Der anbindungsverpflichtete Übertragungsnetzbe-
treiber hat den Schadenseintritt, das der Bundes-
netzagentur vorgelegte Schadensminderungskon-
zept nach Satz 2 und die ergritfenen Schadensmin-
derungsmaßnahmen ztJ dokumentieren und da-
rüber auf seiner lnternetseite zu informieren.

(4) Die finanzielle Verrechnung nach Absatz 1

Satz 1 erfolgt anhand der zu erwartenden Kosten
für das folgende Kalenderjahr und des Saldos der
Einnahmen und Ausgaben des vorangegangenen
Kalenderjahres,

(5) Netzbetreiber sind berechtigt, die Kosten für
geleistete Entschädigungszahtungen, soweit diese
dem Belastungsausgleich unterliegen und nicht er-
stattet worden sind, und für Ausgleichszahlungen
ab dem 1. Januar 2013 als Aufschlag auf die Netz-
entgelte gegenüber Letztverbrauchern geltend zu
machen. Für Strombezüge aus dem Netz für die all-
gemeine Versorgung an einer Abnahmestelle bis
1 000 000 Kilowattstunden im Jahr darf slch das
Netzentgelt für Letztverbraucher durch die Umlage
höchstens um 0,25 Cent pro Kilowattstunde, für
darüber hinausgehende Strombezüge um höchs-
tens 0,05 Cent pro Kilowattstunde erhöhen. Sind
Letztverbraucher Unternehmen des Produzieren-
den Gewerbes, deren Stromkosten im vorangegan-
genen Kalenderjahr 4 Prozent des Umsatzes über-

stfegen, danf sfich das Netzentgelt durch die Umlage
tür"über 1 0ün E0B Kiilomrattsüundem hinausgehende
Lieferungen höchstens um düe Hälfte des Betrages
nach Eatz 2 erhöhen. Für das Jahr 2018 w[rd den für
die Wälzung des Belastungsausglelchs erforder-
liche Aufschlag auf die Netzentgelte fr.ir Letztuer-
braucher auf die zulässigen Höchstwerte nach den
Sätzen 2 und S festgelegt.

(6) Für Entschädigungszahlungen nach § 17e,
die wegen einer Überschreitung der zulässigen
Höchstwerte nach Absatz 5 bei der Berechnung
des Aufschlags auf die Netzentgelte in einem Ka-
lenderjahr nicht in Ansatz gebracht werden können,
findet keine finanzielle Verrechnung zwischen den
Betreibern von ÜUertragungsnetzen nach Absatz 1

Satz 1 statt; der betroffene anbindungsverpftichtete
Übertr,agungsnetzbetreiber kann diese Kosten ein-
schließlich der Kosten für eine Zwischenfinanzie-
rung bei dem Belastungsausgleich in den folgen-
den Kalenderjahren geltend machen.

(7) Die Übertragungsnetzbetreiber sind ver-
pflichtet, die für den Belastungsausgleich erforder-
lichen Aufschläge auf die Netzentgelte sowie die für
die Berechnung maßgeblichen Daten spätestens
zum 15. Oktober eines Jahres für das Folgejahr im
lnternet zu verötfentlichen.

§ 17g

H"ttrng für
Sachschäden an Otfshore-Anlagen

Die Haftung des anbindungsverpflichteten Über-
tragungsnetzbetreibers gegenüber Betreibern von
Offshore-Anlagen für nicht vorsätzlich verursachte
Sachschäden ist je Schadensereignis insgesamt
begrenzt auf 100 Millionen Euro, Übersteigt die
Summe der Einzelschäden bei einem Schadenser-
eignis die Höchstgrenze nach Satz 1, so wird der
Schadensersatz in dem Verhältnis gekürzt, in dem
die Summe aller Schadensersatzansprüche zur
Höchstgrenze steht.

§ 17h

Abschluss von Versicherungen

Anbindungsverpflichtete Übertragungsnetzbe-
treiber sotrlen Versicherungen zur Deckung von Ver-
mögens- und Sachschäden, die beim Betreiber von
Offshore-Anlagen auf Grund einer nicht rechtzeitig
fertiggestellten oder gestörten Anbindung der
Offshore-Anlage an das Übertragungsnetz des
an b i nd u ngsverpfl ichteten ü bertrag u n gsn etzbetrei -
bers entstehen, abschließen. Der Abschluss einer
Versicherung nach Satz 1 ist der Regulierungsbe-
hörde nachzuweisen

E,"l,lJ,,n
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-

nologie überprüft im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Umwelt, .Naturschutz und Reak-
torsicherheit und dem Bundesministerium für Er-
nährurrg, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
bis zum 31 . Dezember 2O15 die praktische Anwen-
dung und die Angemessenheit der §§ 17e bis 17h.
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Die Evaluienrng urntaset insbesonderc die erblgten '

Entschädigungszahlungen'an Betrelber von- Off-
shor+Anlagen, den Eigenanteil der anbindungsrier-
pflichteten ÜOerträgungsnetzbEtreiber an Entschtu-
digungszahlungeni die Maßnahmen und Anreize zur
Minderung eventueller Schäden und zur Kosten-
kontrolle, das Verfahren zum Belastungsausgleich,
die Höhe des Aufschlags ar.tf die Netzentgelte ftir
Letztve6raucher- für Strombezüge aus dem Netz ,

der allgemeinen Versorgung und den Abschluss
von Versicherungen.

§14
Verordnun gsermächti g ung

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit und dem Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz,
durch Bechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates die nähere Ausgestaltung der Me-
thode des Belastungsausgleichs nach § 17e sowie
der Wälzung der dem Belastungsausgleich unterlie-
genden Kosten auf Letztverbraucher und ihre
Durchführung sowie die Haftung des anbindungs-
vepllichteten Ubertragungsnetzbetreibers und Vor-
gaben an Versicherungen nach § 17h zu regeln.
Durch Rechtsverordnung nach Satz 't können ins-
besondere Regelungen getroffen werden

1. zur Ermittlung der Höhe der Ausgleichsbeträge;
dies schließt Regelungen ein

a) zu Kriterien fiir eine Prognoise der zu envar-
tenden Kosten für das folgende Kalenderjahl

b) zu dem Ausgleich des Saldos aus tatsäch-
lichen und prognostizierten Kosten,

c) zur Verwaltung der Ausgleichsbeträge durch
die Übertragungsnetzbetreiber sowie

d) zur Übermittlung der erforderlichen Datön;

2. zur Schaffung und Verwaltung einer Liquiditäts-
reserve durch die Ü bertrag ungsnetzbetrei ber;

3. zur Wälzung der dem Belastungsausgleich nach
§ 17f unterliegenden Kosien der Übertragungs-
netzbetreiber auf Letztverbraucher; dies schließt
Regelungen zu Höchstgrenzen der für den Be-
lastungsausgleich erforderlichen Aufschläge auf
die Netzentgelte der Letztverbraucher ein;

4. zur Vertqilung der Kostenbelastung zwischen
Netzbetreibern; dies schließt insbesondere Re-
gelungen zur Zwischenfinanzierung und zur Ver.
teilung derienigen Kosten ein, die im laufenden
Kalenderjahr auf Grund einer Überschreitung der
Prognose oder einer zulässigen Höchstgrenze
nicht benicksichtigt werden können;

5. zu näheren Anforderungen an Schadensminde-
rungsmaßnahmen einschließlich Regelungen zur
Zumutbarkeit dieser Maßnahmen und zur Tra-
gung der aus ihnen resultierenden Kosten;

6. zu Veröffentlichungspflichten der anbindungs-
verpflichteten Übertragungsnetzbetreiber hin-
sichtlich eingetretener Schäden nach § 17e Ab-
satz 1 und 2, der durchgeführten Schadensmin-
derungsmaßnahmen und der dem Belastungs-
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ausgleich unterliegendem Entsehädigungsäah-
lungen;

7. zu Anfnrderungen an die Uersilch"rungän nach
§ 17h hinsichtlish ful[ndestuenslehe ungssurnme
'und Umfang des noturendigen \fersicherungs-
schutzes.n:

16. ln § 19a Satz 1 werden die Wörten ,, , die von Haus-
haltskunden genutzt werden," gestrichen.

17. Dem § 21c wird folgender Absatz 5 angefügt:

,,(5) Unbeschadet den Einbauverpflichtungen aus
Absatz 1 kann in einer Rechtsverordnung nach

§ 21 i Absatz 1 Nummer I vorgesehen werden, dass
sobald dies technisch möglich ist und in Fällen, in
denen dies wirtschaftlich vertretbar ist, zumindest
Messeinrichtungen einzubauen sind, die'.den tat-
sächlichen Energieverbrauch und die tatsächliche
Nutzungszeit widerspiegeln und sicher in ein Mess-
systeffi, das den Anforderungen der §§ 21d und"21e
genügt, eingebunden werden können; § 219 ist auf
Messeinrichtungen nach Satz 1 und ihre Einbin-
dung in ein Messsystem entsprechend anzuwen-
den. Die Einbindung nach Satz 1 muss dabei den
Anforderungen genügen, die A)r Gewährleistung
des Datenschutzes, der Datensicherheit und lnter-
operabilität in Schutzprofilen und Technischen
Richtlinien auf Grund einer Rechtsverordnung nach

§ 21 i Absatz 1 Nummer 3, 4 und 12 sowie durch
eine Rechtsverordnung im Sinne von § 21i Absatz 1

Nummer 3, 4 und 12 festgelegt werden können."

18. § 21e Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

,,(5) Mgsssysteme, die den Anforderungen der
Absätze 2 und 4 nicht entsprechen, dürfen noch
bis zum 31 . Dezember 2A14 eingebaut und bis zu
acht Jahre ab Einbau genutzt werden,

1. wenn ihre Nutzung nicht mit unverhältnismäßi-
gen Gefahren verbunden ist und '

2. solange eine schriftliche Zustimmung des An=
schlussnutzers zum Einbau und zur Nutzung
eines Messsystems besteht, die er in der Kennt-
nis erteilt hat, dass das Messsystem nicht den
Anforderungen der Absätz e 2 und 4 entspricht.
Der Anschlussnulzer kann die Zustimmung

- widerrufen.

Solange die Voraussetzungen des Satzes 1 vor-
liegen, bestehen die Pflichten nach § 21c Absatz i
und auf Grund einer nach § 21c Absalz 5 erlasse-
nen Rechtsverordnung nicht. Näheres kann durch
Rechtsverordnung nach § 21i Absatz 1 Nummer 11

bestimmt werden."

19. § 21t wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 1 Satz 1 wird vor dem Wort ,,Messein-
richtungen" das Wort ,,Neue" eingefügt.

b) ln Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,2012" durch
die Angab e ,,2014" ersetzt.

20. § 21i Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) ln Nummer 3 wird vor der Angabe ,§ 21d, § 21e
und § 21f" die Angabe ,§ 21c Absatz 5," einge-
fügt.

b) ln Nummer I werden nach den Wörtern ,,und
Messeinrichtungen im Sinne von" die Wörter
,§ 21c Absatz 5 sowie im Sinne von" und vor
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dern lf,furt *utrEusehen;'n die Wönter ,,und Jtulgss-

elnfichtumgen lm Eünme uon § g1c Absatz 5n' etn-
gefügt;

cI ln Nunnmer lE urrerdEn nach den Wörtenn $uoR
Messsysternen und ihrel' Teille'n die Wörter ,,§o-
uuie ,Anfnrderungen für dEe sichere Einbindung
nach § 21c Absatz 5 Satz 1" eingefügt und wird
uor den Wörtern ,,,die verfahrensrnäßige Durch-
führung'! das tftilort ,,souuie'* durch das Ul|ort ,nund'I
etrsetzt.

21 . ln §-29 Absatz 1 wird die Angabe ,,§ 21b Abs. 4"
durch die Angabe ,,§ 21i" ersetzl. .

22.1n § 31 Absatz 3 Satz 4 werden nach den Wörtern
,,Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie" die
Wörter,,sowie Speicheranlagen" eingefügt.

23, ln § 40 Absatz 7 werden nach dem Wort ,,Festle-
gung" die Wörter ,,nach § 29 Absatz 1" eingäfügt.

24, ln § 42 Absatz I Satz 2 werden nach dem Wort
,,Festlegung" die Wörter ,,nach § 29 Absatz 'l " ein-
gefügt.

25. ln § 46 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter ,Äbsatz 2
Satz 3" durch die Wörter ,,Absatz 2 Satz 4" ersetzt.

26. § 54 wird wie folgt geändert:

a) ln Abs alz 2 Numrn er 4 wird die Angabe ,,§§ 7
bis 10" durch die Angabe ,,§§ 6a bis 7a" ersetzt.

b) Dem Absatz 3 werden die folgenden Sätze an-
gefügt:

' ,Beabsichtigt die Bundesnetzagentur bundes-
einheitliche Festlegungen im Sinne des Satzes 2
zu treffen, die nicht die in Satz 3 genannten Be-
reiche betreffen, hat sie vor einer Festlegung den
Länderausschuss bei der Bundesnetzagentur
mit dem geplanten lnhalt der angestrebten Fest-
legun g zu befassen. Die Bundesnetzagentur be-

4..-rücksichtigt die mehrheitliche Auffassyng des
Länderausschusses bei der Bundesnetzagentur
bei ihrer Festlegung so weit wie möglich."

27. ln § 58 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,§§ 6
bis 10" durch die Wörter ,,§§ 6 bis 6b, 7 bis 7b
und 9 bis 10e" sowie die Angabe ,,§§ 6 bis 9" durch
die Wörter ,,§§ 6 bis 6a, 7 bis 7b und I bis 10e"
ersetzt.

28. ln § 59 Absatz 1 Satz 2 wird nach der Angabe
,,§§ 1?a bis 12f" das Wort ,,und" durch ein Komma
ersetzt, wird nach der Angabe ,,15a" die Angabe
,, ,'l7b und 17c'! eingefügt, werden die Wörter ,,§ 14
Absatz 1a Satz 6" durch die Wörter "§ 14 Absatz 1a
Satz 5," ersetzt und werden die Wörter ,,Geneh-
migungen nach § 13a Absatz2 und § 13c Absatz 1

sowie Festlegungen nach § 13b Absatz 3 und § 13c
Absatz 3" angefügt.

29. Nach § 63 Absalz 2 wird folgender Absatz 2a ein-
gefügt:

,,(2a) Das Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie veröffentlicht spätestens zum 31 . Juli
2014 sowie im Falle des Fortbestehens der MaB-
nahmen über den 31 . Juli 2014 hinaus auch zum
31 . Juli 2016 einen Bericht über die Wirksamkeit
und Notwendigkeit von Maßnahmen nach § 13
Absatz 1a und 1b, den §§ 13a bis 13c und 16
Absatz 2a;'

qrsgegeb1an Borrr tn27. DEuembü 2o12 
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30. ln § 73-Absailz la Satz + r,veiUen dle Wörter ,§ 41
Absatz 2 SaE 2t! durch die Wöirter §41 Absätz 4. Satz 4" ercetzt.

31. ln § 76 Abeatz t wird dle Angabe ,§§ 7 und'8"
durch die WöIter,§§'7 bis 7b und I bis 10d" er.
setzt.

32. § 91 wird wie folgt geändert:

a) ln Abeatz 1 Satz 1 Nummer I werden nach dem
Wort 

"Regulierungsbehörde" 
die Wörter,,und die

Herausgabe von 
.Daten 

nach § 12f Absatz 21 ein*
gefügt.

aa) ln Nummer 2 werden die Wörter.Absatzes 1

Satz 1 Nr. 1 bis 3" durch die Wörter Äbsat-
zes 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4, 6 und 7" er-
setä

bb) ln.Nummer 3 wird die Angabe ,Nf. 4" durch
die Angabe ,Nummer 8'f ersetzt und werden
nach dem Wort *Abschriften" die Wörter
,oder die Herausgabe.von Daten nach

§ 12f AbsatZ-2" eingefügt.

33. § 95 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 Nummer 3d werden die folgen-
den Nummern 3e und 3f eingefügt:

,3e. entgegen § 13a Absatz 1 Satz 1 eine An-
zeige nicht; nicht richtig oder nicht rechtzei-
tig erstattet,

3f. entgegen § 13a Absatz 1 Satz 2 oder Ab-
. satz 2 Satz 1 eine dort genannte Anlage

stilllegt,".

b) ln Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern
,Die .Ordnungswidrigkeit kann" die Wörter ,,in'
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 3f mit einer
Getdbuße bis zu fünf Millionen Euro," eingefügt.

a) Absatz 6 wird wie folgt geänderf

aa) ln Satz 2 wird nach den Wörtem ,um min-
destens 15 Prozent" das Wort ound" durch
das Wort ,,ode/' und die Angabe ,15" durch
die Angabe ,7,5" ersetzt. '

bb) Satz,3 wird wie folgt gefasst:

,,Die Freistellung nach Satz 1 wird nur ge-
währt, wenn die elektrische Energie zur
Speicherung in einem elekrischen, chemi-
schen, mechanischen oder physikalischen
Stromspeicher aus einem Transport- oder
Verteilernetz entnommen und die zur Aus-
speisung zurückgewonnene elektrische Ener-
gie zeitlich verzögert wieder in dasselbe Netz
eingespeist wird."

b) Folgender Absatz 12 wird angefügt

,(12) Auf Offhore-Anlagen, die biszum 29. Au-
gust 20'12 eine unbedingte oder eine bedingte
Netzanbindungszusage erhalten haben und im.
Falle der bedingten Netzanbindungszusgge spä-
testens zum 1. September 2012 die Voraus-
setzungen für eine unbedingte Netzanbindungs-
zusage nachgewiesen haben, ist § 17 Absatz 2a
und 2b in der bis zum 28. Dezember 2O12 gel-
tenden Fassung anzuwenden."
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35. § 1 18b wird aufgehoben.

A,rtlkel g

Tlleitere Änderung des
Energieu-uErüschaftsgesetzes -,rl

Das Energle,wlrtschaftsgesetz uom 7. Juli 2005
(B§Bl. I §. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 1

dieses Gesetzes geändert urorden ist, wird wie folgt
geändert:

1. tn der lnhaltsübersicht werden die Angaben zu den

§§ 13a, 13b und 13c gestrichen.

2. § 11 Absätz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,,Soweit es zurVermeidung unzumutbarer wirtschaft-
licher Risiken des Netzbetriebs im Zusarnmenhang
mit Verpflichtungen nach § 13 Absatz 2, auch in Ver-
bindung mit § 14, und § 16 Absatz2, auch in Ver-
bindung rnit § 16a, erforderlich ist, kann die Haftung
darüber hinaus vollständig ausgeschlossen wer-
dgn.t'

3. § 13 wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 1a Satz 1 werden die Wörter ,äb 10 Me-
gawatt" durch die Wörter ,äb 50 Megawatt an
Elektrizitätsversorgungsnetzen mit einer Span-
nung von mindestens 1 10 Kilovolt" ersetzt.

b) Abs atz 1b wird aufgehoben.

c) Absatz 4 Satz 4 wird aufgehoben.

4. Die §§ 13a, 13b, 13c und 16 Absatz2a werden auf-
gehoben.

5. ln § 16 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter ,,und Ab-
satz 2a" gestrichen.

6. ln § 59 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter ,,Geneh-
migungen nach § 13a.-Absatz 2 und § 13c Absatz 1

sowie Festlegungen nach § 13b Absatz 3 und § 13c
Absatz 3" gestrichen.

7. § 63 Absatz 2a wird aufgehoben.

8. § 95 wird wie folgt geändert:

a) ln Abs atz 1 werden die Nummern 3e und 3f auf-
gehoben.

b) ln Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter ,,in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nummer 3f mit einer Geld-
buße bis zu fünf Millionen Euro," gestrichen.

Artikel 3
Anderung des

En erg iestatisti kge setzes

Dem § 14 des Energiestatistikgesetzes vom 26. Juli
2OO2 (BGBI. I S. 28671, das zulelzl durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 12. April 201 1 (BGBI. I S. 619) geändert
worden ist, werden die folgenden Absätze 3 und 4 an-
gefügt:

,,(3) An die Bundesnetzagentur dürfen zur Ertüllung
nationaler und europarechtlicher Pflichten zur Erfüllung
des Energiebinnenmarktes und zur Energiewende, je-
doch nicht für die Regelung von EinzeHällen, vom Sta-
tistischen Bundesamt Tabellen mit statistischen Ergeb-
nissen übermittelt werden, auclr wenn Tabellenfelder
nur einen einzigen Fall ausweisen. Die Tabellen dürfen
nur von den für diese Aufgabe zuständigen Organisa-
tionseinheiten der Bundesnetzagentur gespeichert und
genutzt werden. Diese Organisationseinheiten müssen

utrR den mrfit tr/ioffizugsaufgahen befaesten trrganisa:
tionseimhelten der tsumdesnetEagemtur räu nnl ich, nrgani-
satonisch und persünell ,getnennt seim. \

{4} Eie Bundesnetzagbntur darf dem Statßtischen
Bundesamt fün Zwecke der Wiritschafts- und Umrruelt-
statist[ken Tabeffien mit statistischen Ergebnissen üben-
mitteln, auch wenn Tabellenfelder nur einen einzigen
Fall ausweisen,"

., 
Artikel 4

Anderung des Netzausbau-
beschteuni gungsgesetzes Übertragungsnetz

Das Netzausbaubeschleunigungsgesetz Übertra-
gungsnetz vom 28. Juli 2011 (BGBI. I S. 1690) wird
wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 1 werden nach den Wörtern ,,länderüber-
greifenden oder grenzüberschreitenden Höchst-
spannungsleitungen" die Wörter ,,und Anbin-

, dungsleitungen von den Offshore-Windpark-Um-
spannwerken zu den Netzverknüpfungspunkten
an Land" eingefügt.

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt:

,,(5) Das Gesetz ist nicht auf die Leitungsab-
schnitte, die in den Anwendungsbereich der Ver-
ordnung über Anlagen seewärts dgr Begrenzung
des Küstenmeeres fallen, anzuwenden."

ln § 4 Satz 1 werden nach dem Wort ,,grenzüber-
schreitend" die Wörter ,,oder als Anbindungsleitun-
gen von den Offshore-Windpark-Umspannwerken
zu den Netzverknüpfungspunkten an Land" einge-
fügt.

Nach § 5 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt:

,,Bei der Durchführung der Bundesfachplanung für
Anbindungsleitungen von den Offshore-Windpark-
Umspannwerken zu den Netzverknüpfungspunkten
an Land ist der Bundesfachplan Offshore gemäß

§ 17a des Energiewirtschaftsgesetzes in der jeweils
geltenden Fassung von der Bundesnetzagentur zu
berücksichtigen."

4. Dem § 15 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

,,§ 43e Absatz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes ist
entsprechend anzuwenden. "

5. ln § 17 Satz 1 werden nach dem Wort ,,Trassenkor-
ridore" die Wörter ,,und die für Anbindungsleitungen
und grenzüberschreitende Stromleitungen im jeweils
aktuellen Bundesfachplan Otfshore nach § 17a des
Energ iewi rtsc haftsg esetzes ausg ewiesenen Trassen
oder Trassen korridore" eingefügt.

Artikel 5

Anderung des
Erneue rba re - Energ ien - Gesetzes

ln § 31 Abs atz 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzeq
vom 25. Oktober 2008 (BGBI. I S. 20741, das zu[etzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. August 2012
(BGBI. I S. 1754) geändert worden ist, werden die Wör-
ter ,,§ 17 Absatz 2a Satz 1" durch die Wörter ,,§ 17d

2.

3.
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Absatz 1 Eatz fl'o ensetzt umd uuerden die folgenden"
Eäitze angefügff

,,Eatz 1 lst nf,cht anzunrendeR, souueit der Betreiher den
Offshore-Anlage dfie Entschältligumg mach § {7e Ah-
satz 1 oden 2 des Energ[etmirtschaftsgeSetzes in
Anspruch nimmt. Nimmt der tsetrelber der Offshore-An-
lage die Entschädigung rlach § 17e Absatz 2 in
Anspruch, verkürzt sich der Anspruch auf Vergütung
nach den Absätzen 2 und g unl den Zeitraum der \fer-
zögerung."

Artikel'6

Anderung des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

ln Anlage 3 zum Gesetz über die Umwettverträglich-
keitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom
24. Februar 2010 (BGBI. I S. 94), das zuletzt durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I

S. 1726) geändert worden ist, wird vor Numm er 2 fol-
gende Nummer 1.14 eingefügt:

,,1 .14 Bundesfachpläne Offshore nach § 17a des
nerg i ewi rtsc haft sg esetzes" .

.. 
Artikel 7

Anderung der
An re izre g u I ie ru n gsverord n un g

Die Anreizregulierungsverordnung vom 29. Oktober
2OO7 (BGBI. I S. 25291, die zuletzt durch Artikel 2 der
Verordnung vom 20. Juli 2012 (BGBI. I S. 1635)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt ge-
ändert:

aI lm ersten T.eilsatz wind mach der Angahe ,,X 
g" dib

Amgahe ,,un'nd 14" durch die Angabe obis 15"
, erEEffi.

bl tm dnlttem Teilsatz wind nach der Arigabe uff' das
tfltrort o,und" durch ef,n Komnra ersetzt und wird
nach der Angabe ,,Bo' die Angahe ,,uRd 15* einge-
fügt.

2. ln § 5 Absatz 'l Satz 2 wird nach der Angabe ,,6*' das
Wbrt ,,und'n durch ein Komma ersetzt und wird nach
der Angabe ,,8" die Angabe ,,und 15" eingefügt.

, 3. § 11 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) ln Nummer 14 wird der Punkt am Ende durch ein
Komma ersetzt.

b) Folgende Nummer 15 wird angefügt:

,,15. dem finanziellen Ausgleich nach § 17d Ab-
satz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes."

4. In § 23 Absatz 1 Nummer 5 wird die Angabe ,,§ 17
Abs.2a" durch die Angabe ,,§ 17d Absatzl" ersetzt.

5. Dem § 34 wird folgender Absatz 7 angefügt:

,,(7) Auf Kosten und Erlöse, die sich aus dem
finanziellen Ausgleich nach § 17d Absatz 4 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes ergeben und die im Jahr
2012 entstehen, findet diese Verordnung in der ab
dem 28. Dezember 2012 geltenden Fassung Anwen-
dung."

Artikel 8
lnkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2
am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Artikel 2 tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates
sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 2O. Dezember 2012

Der Bundespräsident
Joachim Gauck

Die Bundeskan zlerin
Dr. Angela Merkel

Der Bundesminister
f ür Wirtschaft und Technologie

Dr. Philipp Rösler
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Gesetz

gr45

zur Anderung des AzH-Gesetzes

Uonm 2[h Eezenmüer 2012

Der tsundestag hat rnit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Ä-nderung des
AZR-Gesetzes

Das AZR-Gesetz vom 2. Septenrber 1994 (BGBI. I

S. 2265\, das zuletä durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 22. November 2011 (BGH. I S. 22551 geändert
worden ist, wird wle folgt geändert:

1. ln der lnhaltsübersicht wird nach der Angabe zt)
§ 24 folgende Angabe eingefügt: l

,,§ 24d Verarbeiten und Nutzen personenbezogener
Daten für wissenschaftliche Zwecke".

2. Dem § 1 Absatz 2 wird folgender Satz ange{ügt:

,,Bei Unionsbürgem, bei denen eine Feststellung
des Nichtbestelrens oder des Yerlusts des Frei-
zügigkeitsrechts nicht vorliegt, unterstützt die Re-
gisterbehörde nur die mit der Durchführung aus-
länder- oder asylrechtlicher Vorschriften betrauten
Behörden."

3. Dem § 2 wird folgender Abs atz 3 angefügt:

"(3) Die Speicherung von Daten von Unions-
bürgern ist nur zulässig bei solchen Unionsbürgern,

1. bei denen die Voraussetzungen des Absatzes 1

gegeben sind,

2. die einen Asylantrag gestellt haben,

3. für oder gegen die aufenthaltsrechtliche Ent-
scheidungen getroffen worden sind,

4. die einen Antrag auf einen Aufenthaltstitel ge-
stellt haben,

5. die zur Zurückweisung an der Grenze ausge-
schrieben sind,

6. die zur Festnahme oder Aufenthaltsermittlung
ausgeschrieben sind, :

7. bei denen die Voraussetzungen des § 6 des
Freizügigkeitsgesetzes/EU für den Verlust des

1 Rechts auf Einreise und Aufenthalt gegeben
sind, weil von ihnen eine terroristische Gefahr
ausgeht."

4. § 3 wird wie folgt geändert: .

a) ln Nummer 3 wird die Angabe ,§ 2" durch die
Wörter ,,§ 2 Absatz 1 und 2" ersetzt.

b) Folgender Satz wird angefügt:

,Bei Unionsbürgern werden nur folgende Daten
gespeichert:

1. die Bezeichnung der Stelle, die Daten über-
mittelt hat, und deren Geschäftszeichen,

2. das Geschäftszeichen der Registerbehörde
(AZR-Nummer),

3. die Anlässe nach § 2 Absatz 3,

4. Familienname, Geburtsname, Uornamen,
§chreibweise der Narnen nach deutschem
Recht, Geburtsdatum, Gebürtsort und -bezirk,
Geschlecht, Staatsangehörlgkeitem (Grund-
personalien),

5. abweichende Namensschreibweisen, andere
Namen, frühere Narnen, Aliaspersonalien, Fa-
milienstand, Angaben zum Ausweispapier,
letzter Wohnort im Herkunftsland, freiwillig
gemachte Angaben a)r Religionszugehörig-
keit und Staatsangehörigkeiten des Ehegat-
ten oder des Lebenspartners (weitere Perso-
nalien),

6. Angaben zurn Zuzu:g oder Fortzug, zum auf-
enthattsrechtlichen Status und das Sterbe-
datum,

7. Entscheidungen zu den in § 2 Absatz 3 Num-
mer 2 bis 4 bezeichneten Anlässen sowie An-
gaben zu den Anlässen nach § 2 Absatz 3
Nummer 5.bis 7,

8. Hinweise auf vorhandene Begründungstexte
(§ 6 Absatz 5)."

5. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Abs atz 1a einge-
fügt:

,,(1a) Für Unionsbürger, bei denen eine Fest-
stellung des Nichtbestehens oder des Verlusts
des Freizügigkeitsrechts nicht vorliegt, ist ein
Suchvermerk nur durch die mit ausländer- oder
asylrechtlichen Aufgaben betrauten Behörden
und nur zur Durchführung solcher Aufgaben zu-
lässig."

b) ln Absatz 3 Nummer 1 werden die Wörter ,,nach
Absatz 1" durch die Wörter ,,nach den Absät-
zen 1 .und 1a" ersetzt

6. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) ln Nummer 1 werden vor dem Komma am
Ende die Wörter ,,sowie Absatz 3 Nummer 1,
3, 4 und 6" eingefügt.

bb) ln Numm er 2 werden vor dem Kornma am
Ende die Wörter ,,sowie Absatz 3 Nummer 3
nd 5 bis 7" eingefügt-

cc) ln Nummer 3 werden vor dem Komma arn
Ende die Wörter ,,sowie Absatz 3 Num mer 2,
3 und 6" eingefügt.

dd) ln Numm er 4 weiden vor dem Komma am
Ende die Wörter ,,sowie Absatz 3 Nummer 6
und 7" eingefügt.

ee) ln Nummer 5 werden nach der Angabe ,,§ 2
Abs. 2 Nr. 6" die Wörter ,,und Absatz 3 Num-
mer 6" eingefügt.
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b) Ahsatz E rulrd wfle fo[gt geänderH

aäX ln Eatz 1 uuerden dle Wörter, ,,§ g Nr. "l , 3
" bis 5a und 7" dumeh die Wörten ,§ t Eatz 1-

Numrner '[ , ts bils 5a und 7 aowle §atz 2
Nummer 1, 3 bis 5 und 7" ersetzt.

bb) ln Satz 3 Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 3
Nr" 6 sowie" durch die Wörten "§ 

g Satz 1

Nummer 6 sowie §atz 2 Nummer 6 undnn

. ersetzt.

c) ln Abs atz 3 Satz 1 uuerden nach den Wörtern ,,in
den Fällen des § 2 Abs. 2 Nr. 7 und 7a" die
Wörter ,,sowie Absatz 3 Nummer 7" eingefügt.

d) ln Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 3 Nr. 1

und 2 sowie" durch die Wörter ,,§ 3 Satz 1 Num-
mer 1 und 2 sowie Satz 2 Nummerr 1 und 2 und"
ersetzt und werden nach den Wörtern ,,die
weiteren Personalien und" die Wörter ,, , außer
bei Unionbbürgern," eingefügt.

7. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Abs atz 1a einge-
fügt:

,,(1a) Die Übermittlung der Daten von Unions-
bürgern, für die eine Feststellung des Nicht-
bestehens oder des Verlusts des Freizügigkeits-
rechts nicht vorliegt; ist nur an die mit ausländer-
oder asylrechtlichen Aufgaben betrauten Behör-
den und nur zur Durchführung solcher Aufgaben
zulässig. Bei einem Übermittlungsersuchen ist
der Zweck anzugeben. Die Registerbehörde hat
die Übermittlung zu versagen, wenn Anhalts-
punkte dafür bestehen, dass es sich um die Da-
ten von Unionsbürgern nach Satz t handelt und
die Übermittlung nicht an eine mit ausländer-
oder asylrechtlichen Aufgaben betraute Behörde
oder nicht zur Durchführung solcher Aufgaben
erfolgen soll."

b) ln Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort
,,kann" die Wörter ,, , außer bei Unionsbürgern,"
eingefügt.

Y

8. § 11 wird wie folgt geändert: l

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) ln Satz 1 werden die Wörter ,§ 3 Nr. 7 in
Verbindung mit § 2 Abs. 2 Nr. 7 und 7a"
durch die Wörter ,,§ 3 Satz 1 Nummer 7 in
Verbindung mit § 2 Absatz 2 Nummer 7
und 7a sowie § 3 Satz 2 Numm er 7 in Ver-
bindung mit § 2 Absatz 3 Nummer 7" ersetzt.

bb) ln Satz 3 werden nach dem Wort ,,GrUnd-
daten" die Wörter ,,von Ausländern, die
keine freizügigkeitsberechtigten Unionsbür-
ger sind," eingefügt.

b) ln Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort
,,Grunddaten" die Wörter ,,von Ausländern, die
keine freizügigkeitsberechtigten Unionsbürger
sind,*' eingefügt.

9. Nach § 12 Abs atz 1 wird folgender Abs atz 1a ein-
gefügt:

,,(1a) Bei einer Gruppenauskunft ist die Über-
mittlung der Daten von Unionsbürgern, bei denen
eine Feststellung des Nichtbestehens oder des Ver-
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[usts dee Freflzügigkeitsrechts mleht uonl[egt, nücht
zulässig.n'

1 0. ln § 14 Absatz 1 werden nach den Wörtern ,,An alle
pffent|ichen Etellen ryuerden* dfle [tlförter ,,ZU Auelän-
dern, die keine freizügigkeitsberechtlgten Unions-
bürger sind," eingefügt.

1 1 , § 15 wird uuie tqlgt geändert:

a) Absatz 1 wird witi folgt geändert: 
1

aa) ln Nummer 1 werden die Wörter ,,die Bun-
despolizei" durch die Wörter ,,die mit der
polizeilichen Kontrolle des grenzüberschrei-

. tenden Verkehrs beauftragten Behörden so-
wie sonstige Polizeivollzugsbehörden der
Länder" ensetzt.

bb) Die folgenden Sätze werden angefügt:

,,ln den Fällen des Satzes 1 Numm er 2bis 5
wird bei Unionsbürgern, bei denen eine Fest-
stellung des Nichtbestehens oder des Ver-
lusts des Freizügigkeitsrechts nicht vorliegt,
nur angezeigt, dass eine solche Feststellung
nicht erfolgt ist. Satz 1 Nummer 6 gilt in Be-
zug auf Unionsbürgq bei denen eine Fest-
stellung des Nichtbestehens oder des Ver-
lusts des Freizügigkeitsrechts nicht vorliegt,
nur für die Übermittlung von Daten an
oberste Bundes- und Landesbehörden, die
mit der Durchführung ausländer- oder asyl-
rechtlicher Vorschriften ats eigener Aufgabe
betraut sind."

b) ln Absatz2werden nach dem Wort,,Ausländern"
die Wörter ,, , die keine freizügigkeitsberechtig-
ten Unionsbürger sind," eingefügt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:.

aa) Die Wörter ,,auf Ersuchen neben den Grund-
daten" werden durch die Wörter ,,zt) Aus-
ländern, die keine freizügigkeitsberechtigten
Unionsbürger sind, auf Ersuchen die Grund-. datgn," ersetzt.

bb) Nach dern Wort ,,Gewerbeordnung" wird
das Wort ,,und" durch ein Komma ersetzt
und nach dem Wort ,,Familienrechtsverfah-
rensgesetz" werden die Wörter ,,und nach
dem Erwachsenenschutzübereinkommens-
Ausführu ngsgesetz" ein gefügt

cc) Folgender Satz wird angefügt:

,,Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend."

12.|n § 16 Abs atz l werden die Wörter ,,auf Ersuchen
neben den Grunddaten folgende Daten des Betrof-
fenen" durch die Wörter ,,zu Ausländern, die keine
freizügigkeitsberechtigten Unionsbürger sind, auf
Ersuchen die Grunddaten und folgende Daten"
er$etzt.

13. ln § 17 Abs atz 1 werden die Wörter ,,auf Ersuchen
neben den Grunddaten folgende Daten des Betrof-
fenen" durch die Wörter ,,zu Ausländern, die keine
freizügigkeitsberechtigten Unionsbürger sind, auf
Ersuchen die Grunddaten und folgende Daten"
ersetzt.
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14" § Xts rnrird urie fnfigt geEimdeffi:"

al .Bem Absatz 1 ru[rd folgender tsatz angefügt:

,,Baten UBR Unionsbürgennu hei denpm ef,me Fest-.
" stellung des Nichtbestehens oden des \ferlusts

des Freizügigkeltsrcchts nicht vorlfregt, wenden
nur zur Durchführung ausländer- oden asylrecht-
licher Aufgaben ulbermittelt."

b) ln Absatz 2 wenden die Wörter ,,auf Ersuchen
neben den Grunddaten folgende Daten des Be*
tfoffenen" durch die Wörter ,,zu Ausländern, die
keine freizügigkeitsberechtigten Unionsbürger
sind, auf Ersuchen die Grunddaten und folgende
Daten" ersetzt.

15. ln § 18a werden die Wörter ,,auf Ersuchen neben
den Grunddaten folgende Daten des Betroffenen"
durch die Wörter ,,zu Ausländern, die keine freizügig-
keitsberechtigten Unionsbürger sind, auf Ersuchen
die Grunddaten und folgende Daten" ersetzt.

16. ln § 20 Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern
,,den Bundesnachrichtendienst werden" die Wörter
uzu Ausländern, die keine freizügigkeitsberechtig-
ten Unionsbürger sind," eingefügt.

17. ln § 22 Absatz 4 werden nach den Wörtern ,,die
Grunddaten nach § 14 Abs. 1" die Wörter ,,von
Ausländern, die keine freizügigkeitsberechtigten
Unionsbürger sind," eingefügt.

18. ln § 23 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 3 Nr. 6
und Hinweis auf die aktenführende Ausländerbe-
hörde sowie die Daten nach § 3 Nr. 7 in Verbindung
mit § 2 Abs. 2 Nr. 1 bis 3" durch die Wörter "§ 3
Satz 1 Nummer 6 sowie Satz 2 Nummer 6, Hinweis
auf die aktenführende Ausländerbehörde und die
Daten nach § 3 Satz 1 Nummer 7 in Verbindung
mit § 2 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 sowie § 3 Satz 2
Nummer 7 in Verbindung mit § 2 Absatz 3 Num-
mer 2 bis 4" ersetzt.

19. ln § 24 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 3 Nr. 7
in Verbindung mit § 2 Abs. 2 Nr. 4 bis 10" durch die
Wörter,,§'3 Satz 1 Nummer 7 in Verbindung mit § 2
Absatz 2 Nummer 4 bis 10 sowie § 3 Satz 2
Nummer 7 in Verbindung mit § 2 Absatz 3 Num-
mer 5 bis 7" ersetzt.

20. Nach § 24 wird folgender § 24a eingefügt:

,,§ 24a

Verarbeiten und Nutzen
personenbezogener Daten

für wissenschaftliche Zwecke

(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
darf die nach § 3 Satz 1 Nummer 1 , 2, 4,5 und 6
und Satz 2 Nummer 1, 2, 4, 5 und 6 gespeicherten
Daten zr Ausländern, die keine freizügigkeitsbe-
rechtigten Unionsbürger sind, speichern, verändern
und nutzen, soweit

1. dies für die Durchführung eines wissenschaft:
lichen Forschungsvqrhabens nach § 75 Num:
mer 4 des Aufenthaltsgesetzes erforderlich ist,

2. eine Verwendung anonymisierter Daten zu die-
sem Zweck nicht möglich oder die Anonymisie-
rung mit einem unverhältnismäßigen Autwand
verbunden ist und

- 
§" die echutzwülrdigem lnteneesem der Eetrofüenen

nicht heeimträchtlgt mrerden oder das öffemtliche
lmtEresse an der Eurchführung des Forschungs-
uofhahens die schutzwürdigen lnteresseril den
Betrpffenen enheblich übenmflegt" und der Fon-
schunggzrrueck nicht auf andene tftleüse eneicht
werden kann.

Bei der Aburägung nach §atz 'f Nurnmer 3 ist im
Rahmen des öflentlichen tnteresses das wissen-
schaftliche lnteresse an dem Forschungsvorhaben
besonders zu berücksichtigen.

(2') Die Ausländerbehörden übermitteln dem
Bundesämt für' Migration und Flüchtlinge auf Ersu-
chen zum Zwecke der Durchführung eines wissen-
schaftlichen Forschungsvorhabens nach § 75 Num-
mer 4 des Aufenthaltsgesetzes Anschriften von
Ausländern, soweit dies für die Durchführung des
Forschungsvorhabens erforderlich ist. Das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge darf die. nach
Satz 1 übermittelten Anschriften zum Zwecke der
Durchführung des Forschungsvorhabens verarbei-
ten und nutzen.

(3) Personenbezogene Daten sind zu pseudony-
misieren, soweit dies nach dem Forschungszweck
möglich ist und keinen im Verhältnis zu dem ange-
strebten Sihutzzweck unverhältnismäBigen Aut-
wand erfordert. Die Merkmale, mit denen ein Per-
sonenbezug hergestellt werden kann, sind geson-
dert zu speichern. Sie dürfen mlt den Einzelanga-
ben nur zusammengeführt werden, soweit der For-
schungszweck dies erfordert. Die Zuordnungsmög-
lichkeit ist aufzuheben, sobald der Forschungs-
zweck dies erlaubt, spätestens mit der Beendigung
des Forschungsvorhabens, sofern ausnahmsweise
eine Löschung der Daten noch nicht in Betracht
kommt.

(4) Die Speicherung, Veränderung und Nutzung
personenbezogener Daten zu den in den Absätzen 1

und 2 genannten Zwecken hat räumlich und
organlsatorisch getrennt von der Verarbeitung und
.Nutzung personenbezogener Daten für die Erfül-
lung anderer Aufgaben des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge zu erfolgen."

21 , § 25 wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 1 werden die Wörter ,,auf Ersuchen
neben den Grundpersonalien und dem Lichtbild
des Betroffenen" durch die Wörter ,,zt) Aus-
ländern, die keine freizügigkeitsberechtigten
Unionsbürger sind, auf Ersuchen die Grund-
personalien, das Lichtbild und" ersetzt.

b) ln Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort
,,kann" die Wörter ,, , außer bei Unionsbürgern,"
eingefügt.

22, Dem § 26 wird folgender Satz angefügt:

,,Die Übermittlung von Daten von Unionsbürgern,
bei denen eine Feststellung des Nichtbestehens
oder des Verlusts des Freizügigkeitsrechts nicht
vorliegt, ist nur a)r Durchführung ausländer- oder
asylrechtlicher Aufgaben zulässig."

23. ln § 27 Abs atz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern
,,Ao sonstige öffentliche Stellen können" die Wörter
,,zu Ausländern, die keine freizügigkeitsberechtig-
ten Unionsbürger sind,*' eingefügt.
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; Arühl2 der Daten na*r SaA 1 Numrner 1 an den GerlctrtevolF

Zvlprozsscörür.ng btlruer lst, ttir Oen eine Feststettulng.{9 Nlctrtbeste-

Nach § 755 Absaa 2 satz 1 der ZMlplqzessodnr"g I:Xi..*r 
des verlusts des Fretsüglgkeltsrechte nioht

in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember rvrrEu"

2i)05 (BGBr.'r-S. OeOe;2006 r S. a3'i; 2OO7 tS. 1781),
die zulerEt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Dezem- i Artikäl 3

brrr2012 @GBl. I S. 2413) geändert worden lst, werden lnkrafttrreüen
die folgenden sätze eingeltigt fl) Dieses Gesetz tritt vorbehalflich der Absätze 2
,lstder Schuldner Unionsbürger, darf der GerichtsVoll- und 3 am 1. Scptember 2013 in Kraft.
zieher die Daten nach Satz 1 Nummgr 'l lsp 6,halran
wenn ihmtatsächticheAnhattspunkrefüroi"v"ääriä ,-,.!?..I'!:t 1 Nummer 20 tritt am Tag nach der ver-

der Feststelung des Nichtbestehens oder d* üäüi: kündung in Kraft'

des Freizügigkeitsrechts vorliegen, Eine Übermittlung (3) Artikel2 tritt am 1. Januar2013 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 20. Dezember 2012

Der Bundespräsident
Joachim Gauck

Die Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel

Der Bundesminister des lnnern
H an s- Peter Fried ric h
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über den Urnfang der PersonFnsorge
'bei einer Beschneidung des rnännlichen Kinde§

Vom 20. Dezember 2ß12

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschtossen:

Artikel I
Anderung des Bürgerlichen Gesgtzbuchs

Nach § '1631c des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der Fassung_der Bekannt:
riachung vom 2. Januar 2002 (BGBI. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletä
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Oktober 2012 (BGBI. I S. 2182) geändert
worden ist, wird folgender § 1631d eingefügt

"§ 
1631d

Beschneidung des männlichen Kindes

(1) Die Personensorge urnfasst auch das Recht, in eine medizinisch nicht
erforderliche Beschneidung des nicht einsichts- und urteilsfähigen männlichen
Kindes einzuwilligen, wenn diese nach den Regeln der ärztlichen Kunst durch-
geführt werden soll. Dies gilt nicht, wenn durch die Beschneidung auch unter
Bertrcksichtigrung ihres Zwecks das Kindeswohl geftlhrdet wird.

(2) ln den ersten sechs Monaten nach der Gehrrt des Kindes dürfen auch
von einer Religionsgesellschaft dazu vorgesehene Personen Beschneidungen'
gemäß Absatz 1 durchführen, wenn qie dafür besonders ausgebildet und, ohne
ArÄ zu sein, für die Durchführung der Beschneidung vergleichbar befäihigt
sind."

Artlkel 2
In!«rafftrcten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.



Die verfassungsmäBigen R€chte des Bundeeratee slnd geuahrt

Das voratetrende Geeetz wid hiefinit ausgEf€rtigt. Ee ist im Bundesgesetr-
blatt zu verkilnden.

Berlin, den 20. Ddzernber 2012 a

Der Bundespräsident
Joachim Gauck

Die Bundeskanzlerin
Dr.Angela Merkel .

Die Bundesministerin der Justiz
S. Leutheusser-Schnarrenberger

Der Bundesminister des Auswärtigen
Guido Westerwelle

Der Bundesminister des Innern
Hans-Peter Friedrich

Die Bundesministerin
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Kristina Schröder

Dgr Bundesminister fiir Gesundheit- 
Dan iel Bah r
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Gesetz
zur Umsetzung der Richtlinie *OIUGIEU

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. ifiärz 2012
zur Anderung der Richtlinie 78/660/EWG des Rates über den Jahresabschluss

von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen hinsichtlich Kleinstbetrieben
. (Kleinstkapitalgesellschaften-BilanzrechtsänderungsgeseE - MicroBilGlt

Vom 20. Dezember 2Ic.12

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Anderung des
Handelsgesetzbuchs

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt
Teil lll, Gliederungsnummer 4100-1 , veröffentlichten
bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 2 Ab-
satz 39 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBI. I

S. 3044) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 8b wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 2 Nummer 4 werden die Wörter ,,und
deren Bekanntmachung" durch die Wörter
,, , soweit sie bekannt gemacht wurden" ersetzt.

b) ln Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 werden nach den
Wörtem ,,Absatz 2 Nr. 4 bis 8" die Wörter ,,und
die nach § 326 Absatz 2 von einer Kleinstkapi-
talgesellschaft hinterlegten Bilanzen" eingefügt.

2. Dem.§ I Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:

,Die Einsichtnahme in die Bilanz einer Kleinstkapi-
talgesellschaft (§ 267d, die von dern Recht nach

§ 326 Absatz 2 Gebrauch gemacht hat, erfolgt nur
auf Antrag durch Übermittlung einer Kopie."

3. Dem § 253 Absatz 1 werden die folgenden Sätze
angefügt: 

;

,,Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267a1 dürfen eine
Bewertung zum beizulegenden Zeitwert nur vor-
nehrnen, wenn sie von keiner der in § 264 Absatz 1

Satz 5, § 266 Absatz 1 Satz 4, § 275 Absatz 5 und

§ 326 Absatz 2 vorgesehenen Erleichterungen Ge-
brauch machen. ln diesem Fall erfolgt die Bewer-
tung der Vermögensgegenstände nach Satz 1,

auch soweit eine Venechnung nach § 246 Absatz 2
Satz 2 vorgesehen ist."

J4. § 264 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

1 Artikel 1 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie
2O1216/EU-des Europäisqhen Parlaments und des Rates vom 14.Mäa
zAP zur Anderung der Richtlinie 78/66OßNG des Rates über den
Jahresabschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen hin-
sichtlich Kleinstbetrieben (ABl. L 81 vom 21.3.2012, S. 3).

,Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267 a) -brauchen
.den Jahresabschluss nicht um einen Anhang zn

enrveitem, wenn sie

1. die in den §§ 251 und 268 Absatz 7 genann-
ten Angaben,

2. die in § 285 Nummer 9 Buchstabe c genann-
ten Angaben und

3. im Falle einer Aktiengesellschaft oder Kom-
manditgesellschaft auf Aktien die in § 160 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 des Aktiengesetzes
genannten Angaben

unter der Bilanz angeben."

b) ln Abs alz 2 werden nach Satz 2 die folgenden
Sätze eingefügt

,,Macht eine Kleinstkapitalgesellschaft von der
Erleichterung nach Absatz 1 Satz 5 Gebrauch,
sind nach Satz 2 ertorderliche zusätzliche Anga-

. ben unter der Bilanz zu machen. Es wird vermu-
tet, dass ein unter Berücksichtigung der Erleich-
terungen für Kleinstkapitalgesellschaften aufge-
stellter Jahresabschluss den Erfordernissen des
Satzes 1 entspricht."

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Der Eingangssatz wird wie folgt gefasst:

,Eine Kapitalgesellschaft, die in den Kon-
zernabschluss eines Mutterunternehmens
mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union oder einem anderen Vertrags-

" staat des Abkommens über den euro[a-
ischen Wiftschaftsraurn einbezogen ist,
braucht die Vorschriften dieses Unterab*
schnitts und des Dritten und Vierten Unter-
abschnitts dieses Abschnitts nicht anzuwen-
den, wenn"

' bb) In Nummer 2 werden nach den Wörtern
,,§ 302 des Aktiengesetzes{' die Wörter ,,oder
nach dem für das Mutterunternehmen maß-
geblichen Recht" eingefügt.

cc) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

,3. die Kapitalgesellschaft in den Konzern-
abschluss einbezogen worden ist und".

5. Dem § 264c yvird folgender Absatz 5 angefqgt:

"(5) Macht die Gesellschaft von einem Wahlrecht
nach § 266 Absatz 1 Satz 3 oder Satz 4 Gebrauch,
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,richitet sich dte Gliederung der uerhürztem Bilanz
nach der Ausübung dir*ses Wahlrechts. Bie Ermitt-
lung der Eilanzposten nach den uorstehenden Ab-
sätzen bleiht unberührt.*

6. Dem § 266 Absatz 'l wlnd folgender Satz angefügt:

,, KNelnstkapitaNgesel lschaften ffi 267a) brauchen n ur
eine verkürzte Bilanz autzustellen, in die nur die in

: den Absätzen 2 und 3 mit Buchstaben bezeichne-
ten Posten gesondert und in der vorgeschriebenen
Reihenfolge aufgenommen werden."

7. Nach § 267 wird folgender § 267a eingefügil

,,§ 267a

Klei nstkapitalgesel lschaften

(1) Kleinstkapitalgesellschaften sind kleine Kapi-
talgesellschafteo,. die mindestens zwei der drei
nachstehendeh Merkmale nicht überschreiten:

1. 350 000 Euro Bilanzsumme nach Abzug eines
auf der Aktivseite ausgewiesenen Fehlbetrags
(§ 268 Absatz 3);

2.700 OO0 Euro Umsatzerlöse in den zwölf Mona-
. ten vor dem Abschlussstichtag;

3. im Jahresdurchschnitt zehn Arbeitnehmer.

Die Bilanzsumme setzt sich aus den Posten zusam-
men, die in den Buchstaben A bis E des § 266 Ab-
satz 2 autgeführt sind, wobei bei Ausübung des in
§ 274a Nummer 5 geregelten Wahlrechts der be-
treffende Buchstabe nicht berücksichtigt wird.
§ 267 Absatz 4 bis 6 gilt entsprechend.

(2) Die in diesem Gesetz für kleine Kapitalgesell-
schaften (§ 267 Absatz 1) vorgesehenen besonde-
ren Regelungen gelten für Kleinstkapitalgesell-
schaften entsprechend, soweit nichts anderes ge-
regelt ist."

8. Dem § 275 wird folgender Absatz 5 angefügt:

,,(5) Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267 a\ können
anstelle der Staffelungen nach den Absätzen 2
und 3 die Gewinn- und Verlustrechnung wie folgt
darstellen:

1. Umsatzerlöse,

2. sonstige Erträge,

3. Materialaufwand,

4. Personalaufwand,

5. Abschreibungen,

6. sonstige Aufwendungen,

7. Steuern,

8. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag. "

9. Dem § 276 wird folgender Satz angefügt:

,,Die Erleichterungen nach Satz 1 oder 2 gelten
nicht für Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267a), die
von der Regelung des § 275 Absatz 5 Gebrauch
machen."

10. ln § 290 Absatz 2 Numm er 4 Satz 2 werden nach
dem Wort ,,lnvestmentgesetzes" die Wörter ,,oder
vergleichbare ausländische lnvestmentvermögen"

11. § 325awird wie folgt geändert:'

a) ln Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,Wirtschafts-
gemeinschaft" durch das Wort ,,Unionnn ersetzt

Bundesgeoetilatt Jdngang 2()12 Teit l'Nr. 61,-ausgggaben an Bonn arrrt27. Dednber 2912

umd uuerden nach dem UlJiort oonff'engelegtl' dle
Wö:,ter o,Edetr hf,nüerlegt" eingefftlgt. "

b}-Fplgender Absatz fl trrrird angefäglr

,{B} tsei der Anurrendung uon Absatz 1 ist
f[!r dle Eimstufung einer Kapitalgesellechaft als
Kleinstkäpitalgesellschaft (§ 2B7al und für die
GeNtung von Erleichterungen bei der Flechnungs-
legung das Recht des anderen Mitgliedstaates
der Europäischen Union oder das Recht des lJer-
tragsstaates des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum maBgeblich, Darf eine
Kleinstkapitalgesellschaft nach dem für sie maß-
geblichen Recht die Otfenlegungspflicht durch
die Hinterlegung der Bilanz erfüllen, darf sie die
Otfenlegung nach Absatz 1 ebenfalls durch Hin-
terlegung bewirken. § 326 Absatz 2 gilt entspre-
chend."

12. § 326 wird wie folgt geändert:

a) ln der Überschrift werden nach den Wörtern
,,kleine Kapitalgesellschaften" die Wörter,,und
Klei nstkapitalEesel lschaften" ei ngefügt. 

.

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

,,(2) Die gesetzlichen Vertreter von Kleinst-
kapitalgesellschaften (§ 267a) können ihre sich
aus § 325 ergebenden Pflichten auch dadurch
erfüllen, dass sie die Bilanz in elektronisqher
Form zur dauerhaften Hinterlegung beim Betrei-
ber des Bundesanzeigers einreichen und einen
Hinterlegungsauftrag erteilen. § 325 Absatz 1

Satz 2 und 6 ist entsprechend anzuwenden.
Kleinstkapitalgesellschaften dürfen von dem in
S atz 1 geregelten Recht nur Gebrauch machen,
wenn sie gegenüber dem Betreiber des Bundes-
anzeigers mitteilen, dass sie zwei der drei in
§ 2ß7a Absatz 1 genannten Merkmale für die
nach § 267 Absatz 4 maßgeblichen Abschluss-
stichtage nicht überschreiten."

13. § g28 wird wie folgt geändert:

a) ln Abs alz 3 Satz 1 werden die Wörter ,,sowie auf
die Aufstellung des Anteilsbesitzes" gestrichen.

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt:

,,(5) Für die Hinterlegung der Bilanz einer
Kleinstkapitalgesellschaft (§ 326 Absatz 2l gitt
Absatz 1 entsprechend."

14. § 334 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aa) ln Buchstabe b werden die Wörter ,§ 253
Abs. 1 Satz 1, 2, 3 oder Satz 4" durch die
Wörter ,,§ 253 Absatz 1 Satz 1, 2, 3, 4, 5
oder Satz 6" ersetzt.

bb) ln Buchstabe d werden nach den Wörtärn ,,in
der Bilanz" ein Komma und die Wörter ,,unter
der Bilanz" eingefügt.

b) ln Nummer 5 werden nach dem Wort ,,Offen-
legung" ein Komma und das Wort ,,Hinter-
legung" eingefügt.
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15. ln § 385 Aboatz 6 Satz 1 wird ieweilp-nach der An-
gabe 

"§ 
267 Abs..l, 2 oder Abs. g" die Angabe

"oder § 267ac eingefügt.

16. Dem § 386 AbsaE 2 rrt'ird folgender Satz'angeftlgt:

,Die Eileichterungen für Kleinstkapitalgesellschaf-
ten (§ 267a) sind auf Genössenschaften nicht amu-
wenden."

l\rtlkel 2
ilnaerung des

Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch

Das Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in
der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnum-
mer 4101-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das
zulelzL durch Artikel 2 Absatz 40 des Gesetzes vom
22. Dezember 2011 (BGBI. I S. 3044) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. Artikel 24 wirdwie folgt geändert:

a) Die Absätze 3, 4 und 5 werden aufgehoben.

b) Absatz 6 wird Absatz 3,

2. Artikel 31 wird wie folgl geändert:

a) Die Absätze 3, 4 und 5 werden aufgehoben.

b) Absflz 6 wird Absatz 3.

3. ln Artil«el 33 werden die Absätze 3, 4 und 5 aufgeho-
ben.

4. Artikel 66 wird wie folgt geändert:

I a) Absatz 6 wird aufgehoben.

b) Absatz 7 wird Absatz 6.

5. Folgender Zweiunddreißigster Abschnitt wird ange-
fügt:

,,Zwei unddreißigster Abschn itt

Übergangsvorschrift zum Kleinstkapital-
gesellschaft en-Bilanzrechtsänderungggesetz

ArtikelT0

(1)' Die Erleichterungen für Kleinstkapitalgesell-
schaften bei der Rechnungslegung nach § 264 Ab-
satz 1, § 266 Absatz 1, den §§ 267a,275 Absatz 5,

§ 325a Absatz 2,'§ 326 Absatz 2 und die Anderun-
gen der §§ 8b, 9,253,264 Absatz 2, der §§ 264c,
276, i28,334 und 335 des Handelsgesetzbuchs
in der Fassung des Kleinstkapitalgesellschaften-
Bilanzrechtsänderungsgesetzes vom 20. Dezember
2012 (tsGBl, I S. 2751) gelten erstmals für Jahres-
und Konzemabschlüsse, die sich auf einen nach
dem 30. Dez€mber 2012 liegenden Abschlussstich-
tag beziehen. Für Jahres- und Konzernabschlüsse,
die sich' auf einen vor dem 3't. Dezember 2012 lie-
genden Abschlussstichtag beziehen, bleiben die in
Satz 1 genannten Vorschriften des Handelsgesetz-
buchs in der bis zum 27. Dezember 2012 geltenden
Fassung weiterhin anwendbar.

(2) § 264 Absatz 3 und § 290 des Handelsgesetz-
buchs in der Fassung des Kleinstkapitalgesellschaf-
ten-Bilanzrechtsänderungsgesetzes sind erstmals
auf Jahres- und Konzernabschlüsse für Geschäfts-
jahre anzuwenden, die nach dem 31 . Dezember
2012 beginnen. Für Jahres- und Konzernabschlüsse
für Geschäftsjahre, die vor dem 1. Januar 2013 be-

ansgegeben,uBonn unzl.o-oiuozotz tlfß

.. glnnen, bleiben die Vorschrlften dee Handelsges€tz-
buchs in der bis zum27. Dezember 2012 geltenden
Fassung weitertiin anntrendbar."

Arükel3

Anderung des
Aktlengesetzes

Das Aktiengesetz vom 6. September1965 (BGBI. I

S. 1089), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 49 des
Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBI. I S. 3044)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 152 wird folgender Absatz 4 angefügt:

,,(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden
auf Aktiengesellschaften, die Kleinstkapitalgesell-
schaften im Sinne des § 267a des Handelsgesetz-

. buchs sind, wenn sie von der Erleichterung nach
§ 266 Absatz 1 Satz 4 destlandelsgesetzbuchs Ge-
brauch machen."

2. -Dem § 158 wird folgender Absatz 3 angefügt:

,,(3) Die Absätze,1 und 2 sind nicht anzuwenden
auf Aktiengesellschaften, die Kleinstkapitalgesell-
schaften im Sinne des § 267a des Handelsgesetz-
buch-s sind, wenn sie von der Erleichterung nach

§ 275 Absatz 5 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch
machen."

3. Dem § 160 wird folgender Absatz 3 angefügt:

"(3) 
Absa? 1 ist nicht anzuwenden auf Aktienge-

sellschaften, die Kleinstkapitalgesellschaften im
Sinne des § 267a des Handelsgesetzbuchs sind,
wenn sie von der Erleichterung nach § 264 Absatz 1

Satz 5 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch machen."

Artikel4

Anderung des
Einführungsgesetzes zum Aktiengeseaz

Nach § 26e des Einführungsgesetzes zum Aktienge-
setz vom 6. September 1965 (BGBI. lS. 1185), das zu-
letä durch Artikel 7 des Gesetzes vom 9. Dezember
2O1O (BGBI. I S. 19OO) geändert worden ist, wird folgen-
der § 26f eingefügt:

,,s 26f

Übergangsregelungen
zum Kleinstkapitalgesellschaften-

Bilanzrechtsänderu ngsgesetz

Die §§ 152, 158 und 160 des Aktiengesetzes in der
Fassung des Kleinstkapitalgesellschaften-Bilanzrechts-
änderungsgesetzes vom 20. Dezember 2012 (BGBI. I

S. 2751) sind erstmals auf Jahres- und Konzernab.
schlüsse anzuwenden, die sich auf einen nach dem
30. .Dezember 2012 liegenden Abschlussstichtag be-
ziehen. Auf Jahres- und Konzernabschlüsse, die sich
auf einen vor dem 3't. Dezember 2012 liegenden Ab-
schlussstichtag beziehen, bleiben die §§ 152, 158 und
160 des Akiengesetzes vom 6. September 1965
(BGBI. I S. 1089) in der bis zum 27. Dezember 2012
geltenden Fassung anwendbar."
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,:§"ifl1",
U nternEhrmEnsmag lstenrcrordnung

Die Unternehmensregisterverordnung vom 26. Feb-
ruär 2007 {BGBI. l S. P1fl, die durch Artüt{el 2 Absatz"42
des Gesetzes uom 22, Deztsmber 201 1 IBGBI. I §. 9044]
geändert uuorden ist, trulrd wie folgt geändert;

1. In § 1 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort
,,Daten'n ein Komma und die Wörter ,,mit Ausnahme
der gernäß § 326 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs
lediglich hinterlegten Bilanzen von Kleinstkapital-
gesellschaften (§ 267a des .Handelsgesetzbuchs),"
eingefügt.

2. § 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) ln Satz 1 wird nach der Angabe ,,§ 11 Satz 4," die
. Angabe "§ 13 Absatz 4," eingefügt.

b) Folgender Satz wirq angefügt:

,hTl Fall einer Registrierung, die nach § 13 Ab-
satz 4 erforderlich ist, ist Satz 2 Nummer 4 nicht
anzuwenden."

3. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und in Satz 1 werden
nach dem Wort ,,Handelsgesetzbuchs" ein
Komma und die Wörter ,,mit Ausnahme der ge-
mäß § 326 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs
lediglich tiinterlegten Bilanzen von Kleinstkapital-
gesellschafteh, 1! ei ngefügt.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

,,(21 Der Betreiber des Bundesanzeigers über-
mittelt dem Unternehmensregister unverzüglich
die nach § 326 Absatz 2 des Handelsgesetz-
buchs von Kleinstkapitalgesellschaften zur Hin-
terlegung eingereichten Bilanzen in einem Datei-
format, das die Archivierung der Daten ermög-
licht. Reicht eine Kleinstkapitalgesellschaft ihre
Bilanz beim Betreiber des Bundesanzeigers in
einem anderen, zur Archivierung der Daten nicht
geeigneten Dateiformat ein, wandelt der Betreiber
des Bundesanzeigers die Daten im Auftrag des
Unternehmens um."

4. § 12 wird wie folgt geändeS:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,§§ 10 und 1 1 "
durch die Wörter ,,§ 10 Absatz 1 und § 1 1" er-
setzt.

b) ln Absatz 2 Satz 1 wird nach der Angabe ,§ 10"
die Angabe ,,Absatz 1" eingefügt.

5. Dem § 13 wird folgender Absatz 4 angefügt:

,,(4) Der Antrag auf Übemittlung einer Kopie von
lediglich hinterlegten Bilanzen von Kleinstkapitalge-
sellschaften (§ 267a des Handelsgesetzbuchs) an
das Unternehmensregister ist nur nach vorheriger
Registrierung möglich. Die Übermittlung erfolgt in
elektronischer Form. Die Kopie ist mit dem Her-
kunftsvermerk,,Auszug aus dem Unternehmensre-
gister" und dem Datum , zu dem die Bilanz im Unter-
nehmensregister hinterlegt worden ist, zu versehen."

6. ln § 15 Absatz 1 Satz 1 werden nach der Angabe
,,§ 1 Abs. 1 Satz 1" die Wörter ,,mit Ausnahme der

nach § BE6 Abeatz E des l.landelegesetzbuchs ledflg-
ilich hflnterlegten Eilanzen uon Klefinetkapita]ge*ell-
schafteJ'r " eingefügt.

Artikel 6
Änderung der

J uetlzrrerura ltu n gs l«oste n o rdn u n g

Die Justizuerutraltungskostenordnung ln der im Bun-
desgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnumrner 363*1 r ver*
öffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Ar-
tikel 12 des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBI. I

S. 2418) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. ln § 6 Absatz 1 Satz 2 werden nach den Wörtern
,,bekannt zu machen hat" die Wörter ,,oder beim Be-
treiber des Bundesanzeigers zur Hinterlegung einge-
reicht hat" eingefügt.

2, Die Anlage (Gebührenvezeichnis) wird wie folgt ge-
ändert:

a) ln Satz 1 der Vorbemerkung vor Nummer 500
werden nach dem Wort,,Unternehmensregisters"
die Wörter ,,mit Ausnahme der Übermittlung von
Rechnungsunterlagen im Fall der Nummer 504"
eingefügt.

b) ln Absatz 1 Satz 1 derAnmerkung zu Nummer 500
werden nach den Wörtern ,,bekannt zu machen
hat'n die Wörter ,,oder beim Betreiber des Bundes-
anzeigers hinterlegt hat" eingefügt.

c) Nach Nummer 503 wird folgende Nummer 504
eingefügt

Nt: Gebührentatbestand Gebühren-
betrag

,,504 Übermittlung von Rechnungs-
legungsunterlagen einer
Kleinstkapitalgesellschaft , die
beim Bundesanzeiger hinter-
legt sind (§ 326 Abs. 2 HGB):

je übermittelter Bilanz . . . . . . . .

Die Gebühren für die Übermitt-
lung we.rden am 15. Tag des auf
die Ubermittlung folgenden
Monats fällig, sofern sie nicht
über ein elektronisches Bezahl-
system sofort beglichen werden.

4,50 EUR".

Artikel 7

Änderung
sonstigen Bundesrechts

(1) ln § 4 Absatz 3 der Krankenhaus-Buchführungs-
verordnung in der Fassung der Bekanntmaclrung vom
24. März 1987 (BGBI. I S. 1045), die zuletzt durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 21 . Jula2012 (BGBI. lS. 1613)
geändert worden ist, werden die Wörter ,,Artikel 24
Abs. 5 Satz 2 und" gestrichen.

el Die Versicherungsunternehmens-Rechnungsle-
gungsverordnung vom 8. November 1994 (BGBI. I

S. 3378), die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung
vorn 9. Juhi 2011 (BGBL I S. 1041) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. § 51 Absatz 4 Nummer 2 wird wie folgt geändert:



euhdsg€B€tzbldt Jatugang 2012 Tell lt{r. 61, ausgegeben ar Bqtn ün27. OezenrOer ZO1Z Z?ü

a) ln Buchstabe b wird der Punkt am Ende durc*r ein wenden, die nach dem 31. Dezember 2012 begin-
Semikolon ersetzt. nor,t.:

b) Nach Buchstabe b wird folgender'Buchstabe c (3) ln§4Absatzl SaESderPflege-euäntünrungs-
eingeftlgt v.erordnung vom22. November 1995 (BGBI. lS. 1528),

,c) die Direktgrrbchrift der im Geschäftsiahr er- lp.lrllEl.durch ArtikEl 6 der Verordnung vom 9. Juni'- ' 
wirtschaftäten überschilsse.-" 2011 (BGBL I S. 1041) geändert worden ist, werden die

2. Dem § 64 wird folgender Absatz 13 angefitgt wörter 
"Artikel 

24 Abs' 5 satz 2 und" ge§trich'en'

' 
"(1äj § sr nositz 4 Nummer 2 Buchstabe c in Arriket S

der Fassung des Artikels 7 Absatz 2 des Kleinst-
tapiafieiis"rr"tt"n-äi]änrr""nt"anaÄnjsgesetzes lnkrafttrcten

vom 20. Dezember 20'12 (BGBI. I S. 2751) ist ersl. Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in
mals auf Jahresabschlüsse ftir Geschäftsjahre anzu- Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates
sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden t

Berlin, den 20. Dezembe r 2O12

Der Bundespräsident
Joachim Gauck

Die Bundeskan zlerin
Angela Merkel

Die Bundesministerin der Jusliz
S. Leutheusser-Sch narrenberg er
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Zrnreites Gesetz
zür Anderung des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch

Uom 20. Dezernber ?fc'12

Der Bundestag hat das folgende Geseü beschlossen:

ilnderung des
Einfühnrngsgesstzes zum S'trafgesertzbuch

Dem Artikel316e des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 2.Mäz
1974 (BGBI. I §. 469; 1975 I S. 1916; 1976 I S. 504, das zuletzt durchArtikel 7
des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBI. I§..2425) geändert worden ist,
wird folgender Absatz 4 angefügt:

"(4) § 1 des Therapieunterbringungsgesetzes vom 22. Dezember 2010
(BGBI. I S. 2300, 2305) ist unter den dortigen sonstigen Voraussetzungen auch
dann 4nzuwenden, wenn der Betroffene noch nicht in Sicherungsvenrahrung

. untergebracht, gegen ihn aber bereits Sicherungsverwahrung im ersten Rechts-
zug angeordnet war und aufgrund einervor dem 4. Mai 2011 ergangenen Re-
visionsentscheidung festgesteltt wurde, dass die Sicherungsvenrahrung aus-
schließlich deshalb nicht rechtskräftig angeordnet werden konnte, weil ein zu
berücksichtigendes Verbot rückwirkender Verschärfungen im'Recht der Siche-
rungsvenrahrung dem entgegenstand, ohne dass es dabei auf den Grad der
Gefährlichkeft des Betroffenen für die Allgemeinheit angekommen wäre."

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Bundesgesetz-
blatt zu verkünden.

Berrin' den 20' Dez"-T:'ro:rn 

d e s p rä s i d e n t
Joachim Gauck

Die Bundeskanzlerin
, Dr.Angela Merkel

Die Bundesninisterin der Jus tiz
S. Leutheusser-Schnarrenberger
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Gesetz
über die Feststerrung des 

?,ll$ff1,ffi:S:ts älüür 
das Haushartsiahr 20rO

Vom2O. Dezember2Ol2 :

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos*
sen:

Abschnitt 1

Allgemei ne Ermächtig ungen

§1
Feststellung des Haushaltsplans

(1) Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Bun-
deshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013 wird in
Einnahmen und Ausgaben auf 302 000 000 000 Euro
festgestellt.

(2't Der dem Kapitel 6002 des Bundeshaushaltsplans
für das Haushaltsjahr 201'3 als Anlage 3 beigefügte
Wirtschaftsplan des Sondervermögens,,Energie- und
Klimafonds" wird für das Jahr 2013 in Einnahmen und
Ausgaben auf 2 046 500 000 Euro festgestellt.

§2
Kreditermächtigungen

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird
ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben für das

Haushaltsjahr 2013 Kredite bis ztJr Höhe von
17 100 000 000 Euro aufzunehmen.

(2) Dem Kreditrahmen nach Absatz 1 wachsen die
Beträge zur Tilgung von im Haushaltsjahr 2013 fällig
werdenden Krediten zu; deren Höhe ergibt sich aus
dem Saldo der im Kreditfinanzierungsplan fl'eil lV des
Gesamtplans) ausgewiesenen Ausgaben zutr Tilgung
von Krediten (Numm er 2l und den sonstigen Einnah-
men zur Schuldentilgung (Nummer 1.2). Dem Kredit-
rahmen nach Satz 1 wachsen im Falle eines unvorher-
gesehenen Bedarfs Beträge in Höhe von bis zt)
15 000 000 000 Euro zum Rückkauf von Wertpapieren
des Bundes oder zur Rückzahlung von Darlehen zr!,

soweit die in Satz 1 genannte Summe der Beträge zur
Tilgung überschritten wird. Das Bundesministerium der
Finanzen wird ermächtigt, Mehreinnahmen bei Kapi-
tel 6002 Titel 133 01 zur Tilgung der Schulden des
Bundes a) verwenden; insoweit vermindert sich die
Ermächtigung nach Satz 1. Die dem Erblastentilgungs-
fonds aus dem Bundesbankgewinn zufließenden
Mehreinnahmen bei Kapitel 6002 Titel 121 04 vermin-
dern die Ermächtigung nach Satz 1. Bei Mehreinnah-
men nach Satz 3 können Maßnahmen nach § 60 Ab-
satz 2 der Bundeshaushaltsordnung ergriffen werden.
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'(3) Das Bundesminlstedum der Finanzen wird er-
mächtigü, ab Oktober dee HaushaltsJahrce im \toqritr
äuf die l'(reditermächtigung dee nächsten Haushaltslah-
res kedite bis zür I-Jöhe von 4 Prozent des in § 1 Ab-
satz 1 festgestellten Betrages aufzunehmen. Diese Kre-
dite sind auf die Kreditermächtigung des nächsten
Haushahsjahres anzurechnen.

(4) Auf die Krcditermächtigung ist bei Diskontpapie-
ren der Nettobetrag anzurechnen. Fremdwährungsan-
leihen sind auf der Basis desienigen Wechselkurses
auf die Kreditermächtigung anzurechnen, der sich aus
dem spätestens gleichzeitig abgeschlossenen ergän-
zenden Vertrag zur Begrenzung des Währungsrisikos
ergibt.

(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, zum Aufbau von Eigenbeständen Kredite bis
zur Höhe von 5 Prozent des Betrages der umlaufenden
Bundesanleihen, Bundesobligalionen, Bundesschatz-
qnweisungen und unvezinslichen Schatzanweisungen
aufzunehmen, dessen Höhe sich aus der jeweils letzten
im Bundesanzeiger veröffentlichten Übersicht über den
Stand der Schuld der Bundesrepublik Deutschland er-,
gibt. Auf die Kreditermächtigung sind die Beträge an-
zurechnen, die auf 'Grund von Ermächtigungen früherer
Haushaltsgesetze aufgenommeh worden sind. Das
Bundesministerium der Finanzen wird ferner ermäch-
tigt, Eigenbestände in Form der Wertpapierleihe zu ver-
wenden oder sie-im Rahmen der Kreditermächtigungen
des Satzes 1, des Absatzes 1 und des Absatzes 2
Satz 1 zu verkaufen.

(6) Das Bundesministerium der Finalzen wird er-
mächtigt, im Rahmen der keditfinanzierung und der
Kassenverstärkungskedite im laufenden Haushaltsjahr
ergänzende Verträige abzuschließen

1. zur Optimierung der Zinsstruktur und zur Begren-
zung von Zinsänderungsrisiken mit eiqem Vertrags-
volumen von bis zu 80 000 000 000 Euro sowie

2. zur Begtenzung des Zins- und Währungsrisikos von
Fremdwährungsanleihen mit einem Vertragsvolumen
von bis zu 30 000 000 000 Euro.

Auf diese Höchstgrenzen werden zusätzliche Verträige
nicht angerechnet, die Zinsrisiken aus bereits beste-
henden Verträigen veningern oder ausschließen-

(7) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, auch im folgenden Haushaltsjahr bis zum
Tag der Verkündung des Haushaltsgesetzes im Rah-
men der Kreditaufnahme folgende Verträige abzuschlie-
Ben:

1. Kreditverträ§e bis zur Höhe der Ermächtigung nach
Absatz 2Siatz 1, wenn die Kredite zurTilgung fällig
werdender Kredite aufgenommen werden;

2. Verträge nach Absatz 6 in dem in dieser Vorschrift
bestimmten Umfang.

Die so in Anspruch genommenen Ermächtigungen wer-
den auf die jeweiligen Ermächtigungen des folgenden
Haushaltsjahres angerechnet.

(8) Vor lnanspruchnahme der über 0,5 Prozent des in
§ 1 Absatz 1 festgestellten Betrages liegenden Kredit-
ermächtigungen nach § 18 Absatz 3 Satz 1 der Bun-
deshaushaltsordnung ist der Haushaltsausschuss des

Eeutschem Bumdestages zu unterrichten, softsrn nücht
aus zrrunngenden Enünden eine Ausnahme glhoüen ist.

{g} Eas Eundesministerium der Flnanzen rmird Er-
mächtigt, Kassenuerstä!,kungskredite bis zur Höhe uon
"10 Pnozent des in § t Absatz 1 festgestenhen Betrage§ ,

aufzunehmen. 
'Für 

Geschäfte, dle den gleichzefiti§en
Ver- und Hückkauf von Bundeswertpapieren beinhalten,
können weitere Kassenverstärkungskredite bis zur
Höhe von 10 Prozent des in § 'l Absatz 1 festgestellten
Betrages aufgenomrnen werdän. Auf die Kreditermäch-
tigung sind die Beträge anzurechnen, die auf Grund von
Ermächtigungen früherer Haushaltsgesetze aufgeriom-
men worden sind.

(10) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, a)r Finanzierung der der Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung nach § 2 Absatz 1 Satz 2
Nummer 2 des Gesetzes über die Errichtung einer Bun-
desanstalt für Landwirtschaft und Ernährung vom 2. Au-
gust 1994 (BGBI. I S. 2018, 2019), das zuletzt durch
Artikel 11 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 (BGBI. I

S. 1885) geändert worden ist, obliegenden Aufgabe
Kassenverstärkungskredite bis zur Höhe von
7 000 000 000 Euro aufzunehmen. Auf die Krediter-
mächtigung sind die Beträge anzurechnen, die auf
Grund von Ermächtigungen früherer Haushaltsgeselze
aufgenommen worden sind.

§3
Gewährleistungsermächtig un ge n

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird
ermächtigt, Bürgschaften, Garantien oder sonstige
Gewährleistungen bis zur Höhe von insgesamt
449 375 000 000 Euro zu übernehmen, davon

1 . bis zu 145 00O 000 000 Euro im Zusammenhang mit
förderungswürdigen oder im besonderen staatlichen
lnteresse der Bundesrepublik Deutschland liegen-
den Ausfuhren,

2. bis zu 60 000 OO0 000 Euro

a) für Kredite an ausländische Schuldner zur Finan-
zierung förderungswürdiger Vorhaben oder bei
besonderem staatlichen lnteresse der Bundes-
republik Deutschland,

b) zur Absicherung des politischen Risikos bei för-
derungswürdigen Direktinvestitionen im Ausland,

c) für Kredite der Europäischen lnvestitionsbank an
Schuldner außerhalb der Europäischen Union,

3. bis zu 12 500 000 000 Euro

a) für Kredite zur Mitfinanzierung entwicklungspoli-
tisch förderungswürdiger Vorhaben der bilatera-
len Finanziellen Zusammenarbeit,

b) für zinsverbilligte Kredite für entwicklungspoli-
tisch förderungswürdige Vorhaben der bilateralen
Finanziellen Zusammenarbeit und für zinsverbil-
ligte Kredite an den Clean Technology Fund und
an die lnfrastructure Crisis Facility der Weltbank-
gruppe,

c) für Förderkredite der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau für entwicklungspolitisch förderungswürdige
Vorhaben der bilateralen Finanziellen Zusammen-
arbeit sowie

-d) für mit Mitteln des Energie- und Klimafonds zins-
verbilligte Kredite der Kreditanstalt für Wiederauf-



bau ftlr lbfiabgn dee intematlonalen KIim+ und
UrnwdtmhuEee,

4. bis zu 700 OOO 000 Euro für'ilrafttordnungs- und
Bevonafr.rngsrnaßnalrmen auf dem Ernährungsge-
biet,

5. bis zu 160 000 0OO OOO Euro zur Förderung der Bin-
nenwirtschaft und zur Abdeckung von Haftungs-
lagen im In- und Ausland,

6. bis zu 62 000 00O 000 Euro im Zusammenhang ;nit
der Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland an
europäischen oder internationalen Finanzinstitutio-
nen und Fonds,

7. bis zu 1 175 OOO 000 Euro für die Treuhandanstalt-
Nachfolgeeinrichtungen,

8. bis zu 8 000 000 000 Euro zurAbsicherung des Zins-
risikos bei der Befinanzierung von Krediten für den
Bau von Schiffen auf deutschen Werften.

Einzelheiten ergeben sich aus den verbindlichen Erläu-
terungen zu Kapitel 3208 des Bundeshaushaltsplans.

(2) Auf die in Absatz 1 Satz 1 genannten Höchstbe-
träge werden die auf Grund der Ermächtigungen frühe-
rer Haushaltsgesetze übernommenen Gewährleistun-

, gen angerechnet, soweit der Bund noch in Anspruch
genommen werden kann oder soweit er in Anspruch
genommen worden ist und für die erbrachten Leistun-
gen keinen Ersatz erlangt hat.

(3) Geyrährleistungen nach Absatz 1 Satz 1 können
auch in ausländischer Währung übernommen werden;
sie sind auf der Basis desjenigen Euro-Referenzkurces
der Europäischen Zentralbank auf den Höchstbetrag
anzurechnen, der vor der Ausfertigung der Gewährleis-
tungserklärung zuletä festgestellt worden ist.

(4) Eine Bürgschaft, Gamntie oder sonstige Gewähr-
leistung ist auf den Höchstbetrag der entspröchenden
Ermächtigung in der Höhe anzurechnen, in der der
Bund daraus in Anspruch genommen-werden kann.
Zinsen und Kosten sind auf den jeweiligen Ermächti-
gungsrahmen nur anzurechnen, soweit dies gesetzlich
bestimmt ist oder: bei der Übernahme ein gemeinsamer,
Haftungsbetra§ für: Hauptverpflichtung, Zinsen und
Kosten festgelegt wird.

(5) Soweit in den Fällen der Gewährleistungsüber-
nahme nach Absatz 1 Satz 1 der Bund ohne lnan-
spruchnahme von seiner Haftung frei wird oder Ersatz
für erbrachte Leistungen erlangt hat, ist eine übernom- '

mene Gewährleistung auf den Höchstbetrag nicht mehr
anzurechnen.

@ Die in Absatz 1 Satz 1 Nummert bis 8 genannten
Ermächtigungsrahmen können mit Einwilligung des
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages
auch für Zwecke der jeweils anderen Gewährleistungs-
ermächtigungen venrendet werden.

[4 Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, zusätzliche Gewährleistungen nach Absatz 1.

Satz 1 bis zur Höhe von 20 Prozent des in Absatz 1

Satz 1 bestimmten Ermächtigungsrahmens mit Einwil-
ligung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bun-
destages unter den Voraussetzungen des § 37 Absatz 't

der Bundeshaushaltsordnung zu übemehmen. Eine
Ausnahme von der Einwilligung des' Haushaltsaus-
schusses ist nur aus zwingenden Gninden gestattet.
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(8) Vor Übernahme von Bürgschaften, Garantien
-umd sons.tflgen Geuuährfieistumgen nach Ahsatz 'N §atz .1 ,

die eine Übernahn'ne eime Euentualue pflichtumg utrn
1 00ü 000 tl00 Euro oder rmehr uorpehen, ist der Hau§*
haltsausschues des Beutschen Bundestages zu unter-
richteni sofern nitht aus zuringenden Gründen eine
Ausnahme geboten ist.

§4
über- und außerplanmäBige

Ausgaben und Verpfl ichtungsermächtigungen

(1) Der Betrag nach § 37 Absatz 1 Satz 4 der Bun-
deshaushaltsordnung wird auf 5 000 000 Euro festge-
setzt. Über- und außerplanmäßige Ausgaben, die im
Einzelfall den in Satz 1 festgelegten Betrag, im Falle
der Erfüllung von Rechtsverpflichtungen einen Betrag
voR 50 000 000 Euro überschreiten, sind vor Einwilli*
gung des Bundesministeriums der Finanzen dem Haus-
haltsausschuss des Deutschen Bundestages u)r Unter-
richtung vorzulegen, sofern nicht aus zwingenden
Gründen eine Ausnahme geboten ist.

(2) Der Betrag nach § 38 Absatz 1 Satz 3 der Bun-
deshaushaltsordnung wird auf 10 000 000 Euro festge-
setzt. Für überplanmäßige oder außerplanmäßige Ver-
pflichtungsermächtigungen, bei denen die Ausgaben
nur in einem Haushaltsjahr fällig werden, wird der Be-
trag auf 5 000 000 Euro festgesetzt. Die Betragsgrenze
nach Satz 2 wird auch überschritten, wenn bei mehr-
jährigen überplanmäßigen oder außerplanmäßigen Ver-
pflichtungsermächtigungen der in Satz 2 genannte Be-
trag in einem Fälligkeitsjahr überschritten wird. Wenn
überplanmäßige oder außerplanmäßige Ausgaben und
überplanmäßige oder außerplanmäßige Verpflichtungs-
ermächtigungen zusammentreffen, gilt insgesamt der
'in Satz 1 genannte Betrag; Absatz 1 bleibt unberührt.
Überplanmäßige und außerplanmäßige Verpflichtungs-
ermächtigungen, die die in den Sätzen 1 bis 4 festge-
legten Beträge überschreiten, sind vor Einwilligung des
Bundesministeriums der Finanzen dem Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundestages zur Unterrichtung
vorzuleg€tr, sofern nicht aus zwingenden Gründen eine
Ausnahme geboten ist. Bei überplanmäßigen und
außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigungen ist

§ 37 Absatz 4 der Bundeshaushaltsordnung entspre-
chend anzuwenden.

(3) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, mit Einwilligung des Haushaltsausschusses
des Deutschen Bundestages bei Aktiengesellschaften,
an denen der Bund beteiligt ist, einem genehmigten Ka-
pital im Sinne des § 202 des Aktiengeset2es zuzustim-
men und sich zur Leistung des auf den Bundesanteil
entfallenden Erhöhungsbetrages zu verpflichten.

Abschnitt 2

Bewirtschaftung
von Einnahmen, Ausgaben

und Verpflichtungsermächtigungen

§5
Flexibilisierte Ausgaben

(1) Auf die in Teil I des Gesamtplans aufgeführten
Kapitel (flexibilisierte Ausgaben) des Bundeshaushalts
sind die Absätze 2 bis 6 anzuwenden, soweit im Einzel-
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fall keine anihr€ Regdung dulch-Hanshaltsvermork ge-
trcffien lst.

p) lnnerhalb dereinzelnen ?Gpiiel mit AuSnahme der
lGpitol der Einzelptäne 08, 09 und 10 slnd lerreils ge-
genseltlg deckuingsf, ähig:

1. Ausgarben der Hauptgrupp€ 4, ohne Ausgaben der
Titel der Gruppe 411, sowie Ausgaben der Ti-
tel634 .3,

2. Ausgaben der Titel 511 .1, 514 .1,517 .1,518 .1,
5'19 .'1, 525 .1, 526 .1, 526 .2.,526 .3, 527 .1, 527. .3,
539 .9, 543 .1, 5M .1,545 .1 und der entsprechen-
den Titel der Titelgruppen 55 und 56 sowie der Titel
532 55,532 56 und 546 88,

3. Ausgaben der Titel der Gruppe 711, der Tilel712 .1

ünd der entsprechenden Titel der Titelgruppen 55
und 56,

4. Ausgaben der Hauptgruppe S.

Ausgabe4 anderer als der in Nummer 1 bis 4 aufgeführ-
ten Titel,,die durch Haushaltsvermerk in die flexibilisier-
ten Ausgaben einbezogen werden, sind innerhalb der
einzelnen Kapitel dem ieweiligen Ausgabenbereich
nach Maßgabe ihrer Hauptgruppenzugehörigkeit zuzu-
ordnen. Entsprechende Titel der Hauptgrupp€ 6 mit
Ausnahme des Titels 634 .3 bilden innerhalb der einzel-
nen Kapitel einen eigenständigen Ausgabenbereich
und sind gegenseitig deckungsfähig.

(3) Innerhalb der einzelnen Kapitel der Einzel-
pläne 08, 09 und 10 sind jeweils gegenseitig deckungs-
fähig:

1. Ausgaben der Hauptgruppe 4, ohne Ausgaben der
Titel der Gruppe 411, sowie Ausgaben der Ti-
tel6i!4.3,

2. Ausgaben der Titel 511 .1, 514 .1,517 .1,518 .1,
519 .1, 523 .1, 525 .1, 526 .1, 526 .2, 527 .1, 527 .3,
592.1,532 .2,532 .3;539 .9,543.1 und 544 .1, .

3. Ausgaben der Titel 632 .9, 636 .9, 671 .9, 681 .8,
681 .9,684.9,686.9 und 687.9,

4. Ausgaben der Titel der Gruppen 711 bis 739,

5. Ausgaben der Titel der Hauptgruppe 8.

Ausgaben anderer als der in den Nummern 1 bis 5 auf-
geführten Titel, die durch Haushaltsvermerk in die
flexibilisierten Ausgaben einbezogen werden, sind in-
nefialb der einzelnen Kapitel dem jeweiligen Ausga-
benbereich nach Maßgabe ihrer Hauptgruppenzugehö-
rigkeit zuzuordnen.

(4) lm Vefiältnis der in den Absätzen 2 und 3 ge-
Rannten Ausgabenbereiche zueinander dürfen zusätz-
liche Ausgaben bis zur Höhe von 20 Prozent der
Summe der Sollansätze des jeweiligen Ausgabenberei-
ches aus Einsparungen bei den anderen in demselben
Absatz genannten Ausgabenbereichen geleistet wer-
den.

(5) Die Ausgaben der in den Absätzren 2 und 3 ge-
nannten Ausgäbenbereiche sind übertragbar.

(6) Für die flexibilisierten Ausgaben in den Kapi-
teln 0811, 0911 und 1011 gilt in Ergänzung zu den Ab-
sätzen 3 bis 5 folgende Regelung:

Mehrausgaben dürfen gegen Einsparung innerhalb der
flexibilisierten Ausgaben desselben Ausgabenbereichs
nach Absat2 3 der anderen Kapitel des jeweiligen Ein-
zelplans geleistet werden, wenn über das Soll und die

,

Ausgabaresne deo declongstwecfitigüen Tttels voll-
ständig ftlrdeeeen Zweck verftlgft tst

f4 Das Nähe,re Lresttmmt das Bundesministerium
der Flnamen.

§6
Verctärkungsmögliclrkeiien,' Deckungefähigkeit, Zweckblndung

(1) lnnerhalb eines lGpitels fließdn die Einnahmen
den Ausgaben bei folgenden fiteln zu:

1. Titel der Hauptgruppe 4 aus Personalkosten-
zuschüssen für die berufliche Eingliederung behin-
derter und schwerbehinderter Menschen sowie fär
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und weitere Maß-
nahmen zur Eingliederung Arbeitsloser sowie aus'
Erstattungsleistungen nach dem Altersteilzeitgesertz
vom 23. Juli 1996 (BGBI. lS. 1078) in seiner jeweils
gehenden Fassung,

2. Titel der Hauflgruppen 5 bis 8 aus Sachkosten-
zuschüssen für die berufliche Eingliederung behin-
derter uird schwerbehinderter Menschen,

3. Titel der Obergruppe 44 aus Erstattungen und
Schadenersatzleistungen Dritter.

(2) lnnerhalb eines lGpitels flie8en die Einnahmen
den Ausgaben bei den Titeln zu, die mit ihrem vollen
Sollansatz den flexibilisierten Ausgabenbereichen ge-
mäß § 5 Absatz 2 Nummer 1 oder 2 oder § 5 Absatz 3
Nummer 1 oder 2 zugeordnet sind, soweit es sich bei
den Einnahmen um Erstattungen und Beiträige Dritter
handelt.

(3) Für die Kapitel des Bundeshaushalts, auf die § 5
Absatz 2 bis 6 nicht anzuweiden ist, gilt:

1. Die obersten Bundesbehörden können die De-
ckungsfähigkeit der Ausgaben beiTiteln der Grup-
pen 511 bis 525, 527 und 539 innerhalb eines Kapi-
tels anordnen, soweit die Mittel nicht übertragbar
sind, die Mehrausgaben des Einzeltitels nicht mehr
als 20 Prozent betragen .und die Maßnahme wirt-
schaftlich zweckmäßig erscheint.

2. Soweit eine Deckung nach Nummer 1 nicht möglich
ist, kann das Bundesministerium der Finanzen. in
besonders begründeten Ausnahmefällen zulassen,
dass Mehrausgaben bei Titeln der Gruppen 514
und 5'17 bis zur Höhe von 30 Prozent däs Sollansat-
zes durch Einsparungen anderer Ausgaben inner-. halb der Hauptgruppe 5 desselben Einzelplans ge-
deckt werden.

3. Mehrausgaben bei Titel 526 01 elnschließlich der
entsprechenden Titel in den Titelgruppen können
gegen Einsparungen bei anderen Ausgaben der
Obergruppen 51 bis 54 desselben Einzelplans ge-
deckt werden.

(4) lnnerhalb eines lGpitels dürfen Mehrausgaben
für Mieten und Pachten irn Zusammenhang mit dem
Einheitlichen Liegenschaft§management bei Titel 518 .2
bis zur Höhe der Einsparungen bei den in.die Flexibili-
sierung nach § 5 einbezogenen Titeln geleislet werden.

(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigrt, mit Einwilligung des Haushaltsausschusses
des Deutschen Bundestages innerhalb des Einzel-
plans 14 die Deckungsfähigkeit derAusgaben beiTiteln
der Gruppen 551 bis 559 der Kapitel 1407,1409,'1412,
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X41E umd 1420'souu[e heü Titel 5tr4 05 in' Kapiltel 1407
anzuordr'rFn, falle dles auf Grurrd uon Urnständeno dle
nach lmkr,aftüretem des Haushaltsgesetzes elngetreten
sind, uufirtschaftlich zuueckmaiiig enEche[nt. Eiese Rege-
lung gilt auch fün übertragbare Ausgaben. Das Eundes-
nrinisterium der Finan,zen uuird dartlben hinaus errnäch-
tigt, rnit Einuuilligung des Haushaltsausschusses des
Deutschen tsundestages innerhalb des Einzelplans 14
die Deckungsfähigkeit den Ausgaben bei einzelnen
Titeln mit Ausnahme der Titel der Gruppe 529 anzu-
ordnen, wenn unvorhergesehen -und unabweisbar
Mehrausgaben geleistet werden müssen, um die Wirt-
schaftlichkeit des Betriebs der Streitkräfte zu verbessern.

(6) Bei Titel 537 02 des Kapitels 6003 fließen Erstat-
tungen der obersten Bundesbehörden für die lnan-
spruchnahrne des Flugdienstes zwischen Köln/Bonn
und Berlin den Ausgaben zn. Bei den Titeln 527 01

und 453 01 der obersten Bundesbehörden fließen Er-
stattungen des nachgeordneten Bereichs sowie von
Dritten im Zusammenhang mit dem Flugdienst zwi-
schen Köln/Bonn und Berlin den Ausgaben zu,

(71 lnnerhalb eines Kapitels können Mehreinnahmen
aus der Veräußerung von Dienstkraftfahrzeugen heran-
gezogen werden, uffi die Ausgaben für die Ersatz-
beschaffung von Dienstkraftfahrzeugen a) verstärken.
Das Nähere bestimmt das Bundesministerium der Fi-
nanzen.

(8) Das Aufkommen an Mineralölsteuer, das nach Ar-
tikel 1 des Straßenbaufinanzierungsgesetzes in der im
Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 91 2-3,
verötfentliehten bereinigten Fassung, das zuletzt durch
Artikel 285 der Verordnung vom 31 . Oktober 2006
(BGBI. ! S. 2407) geändert worden ist, und nach Artikel 3
des Verkehrsfinanzgesetzes 1971 vom 28. Februar
1972 (BGBI. I S. 201), das zuletzt durch Artikel 99 des
Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBI. I S. 1864)
geändert worden ist, tür Zwecke des Straßenwesens
gebunden ist, ist auch für sonstige verkehrspolitische
Zwecke im Bereich des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung zu venvenden.

§7
Überlassung und

VeräuBerung von Vermögensgegenständen

(1) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 der Bundeshaushalts-
ordnung wird zugelassen, dass Software, die von
Bundesdienststellen im Bereich der Datenverarbeitung
entwickelt worden ist, unentgeltlich an Stellen der
öffentlichen Verwaltung im lnland abgegeben wird, so-
weit Gegenseitigkeit besteht. Das gilt auch für Soft-
ware, die von Bundesdienststel[en ennrorben worden
ist. Für erworbene Lizenzen an Standardsoftware ist
die jeweilige Lizenzvereinbarung maßgebend.

(2) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 der Bundeshaushalts-
ordnung wird zugelassen, dass Vorschriften in elektro-
nischer Form, beispielsweise über das lnternet, unent-
geltlich oder gegen ermäßigtes Entgelt bereitgestellt
werden können.

§8
Bewilligung von Zuwendungen

(1) Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für
,Zuwendungen im Sinne des § 23 der Bundeshaushalts-
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ordnung EUr Eeckung den gesam en Ausgahem oder
eilmes micht ahgegremeten Teils der Ausgahen einer Eim-

nlchtung auBerha[b der Bundesuemrraltumg {institt4tio-
nelle Förderungl sind geeperrtr wenn ,der Haushalts-
oder Wirrtsuhaftsplan des Zuwendumgsennpfängers
nicht uon dern zuständigen Bundesmlnisterium und
dem tsundeqrninistenium der Finanzen gebilligt ist.

(2) Die in Abs atz 1 genannten Zuvuendungen zur in-
stitutionellen Förderung dürten nur rnit der Auflage be-
willigt werden, dass der Zuwendungsempfänger seine
Beschäftigten nicht besser stellt als vergleichbare Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Bundes.
Entsprechendes gilt bei Zuwendungen zur Projektför-
derung, wenn die Gesamtausgaben des Zuwendungs-
empfängers überwiegend aus Zuwendungen der
öffentlichen Hand bestritten werden. Das Bundes-
ministerium der Finanzen kann bei Vorliegen zwingen-
der Gründe Ausnahmen zulassen. Die Sätze 1 und 2
gelten nicht, soweit eine der nachfolgend genannten
Wissenschaftseinr:ichtungen den bei ihr beschäftigten
Wissensöhaftlerinnen und Wissenschaftlern Gehälter
oder Gehaltsbestandteile aus Mitteln zahlt, die weder
unmittelbar noch mittelbar von der deutschen öffentli-
chen Hand finanziert werden: Deutsche Forschungsge-
meinschaft e. V., Fraunhofer-Gesellschaft ztJr Förde-
rung der angewandten Forschung e. V., Max-Planck-
Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V.,

Mitgliedseinrichtungen der Hermann von Helmholtz-
Gemeinschatt Deutscher Forschungszentren e. V., Mit-
gliedseinrichtungen der Wissenschaftsgemeinschaft
Gottfried Wilhelm Leibniz e. V., Deutsche Akademie
der Technikwissenschaften e. V., Deutsche Akademie
der Naturforscher Leopoldina e. V., M€x Weber Stif-
tung - Deutsche Geisteswissenschaftliche lnstitute im
Ausland, Wissenschaftskolleg zu Berlin e. V., Alexander
von Humboldt-Stiftuog, Deutscher Akademischer Aus-
tauschdienst e. V. Satz 4 gilt auch für sonstige im wis-
senschaftsrelevanten Bereich Beschäftigte, wenn sie
im Rahmen der Planung, Vorbereitung, Durchführung,
Auswertung oder Bewertung von Forschungsvorhaben
einen wesentlichen Beitrag leisten.

§e
'Baumaßnahmen der

Bundesanstalt für lmmobilienaufgaben

Die §§ 24 und 54 der Bundeshaushaltsordnung blei-
ben für Baumaßnahmen zur Deckung des Raumbedarfs
für Bundeszwecke nach § 2 Absatz 1 Satz 2 des Ge-
setzes über die Bundesanstalt für lmmobilienaufgaben
vom 9. Dezember 2OO4 (BGBL I S. 3235), das durch
Artikel 15 Absatz 83 des Gesetzes vom 5. Februar 2009
(BGBI. I S, 160) geändert worden ist, die im Wirt-
schaftsptan der Bundesanstalt für lmmobilienaufgaben
veranschlagt wertlen, unberührt.

§ 10

Bezüge

(1) Abweichend von § 50 Absatz 3 der Bundeshaus-
haltsordnung können die Personalausgaben für abge-
ordnete Beschäftigte für die Dauer von bis zu drei Jah-
ren von der abordnenden Verwaltung weitergezahlt
vverden. Weiterzahlungen über drei Jahre hinaus bedür-
fen, sofern sie nicht durch Haushaltsvermerk geregelt
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eimd" "der [ntufilligung. des Bundesr'nlnfisteriurns der F[-
nanEEn. 

.

E] lnmenhatb eines [tapitels düqfen Zulägen nach
§ 45 des Bundesbesoldumgagesetzes in den Fassung
der'Bel<anntmachung uom Xg. Juni 2009 (tsGBl. I

S. 14941, das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 15. August 2012 (BGBI. I S. 1670) geändert wor-
den ist, für Beamtinnen und Bearnte bls zur Höhe voR
0,1 Prozent der veranschlagten Ausgaben der Ti-
tel 422 ,1 geleistet werden. lnnerhalb der: Kapitel 140.1

und 1403 dürfen Zulagen nach § 45 des Bundesbesol-
dungsgesetzes für Soldatinnen und Soldaten bis zur
Höhe von 0,1 Prozent der veranschlagten Ausgaben
des Titels 423 01 geleistet werden.

(3) Soweit an Soldatinnen und Soldaten Leistungs-
prämien und -zulagen gezahlt sowie ihnen Leistungs-
stufen gewährt werden, sind die Titel der Gruppe 423
der Kapitel 1401 und 1403 gegenseitig deckungsfähig.

§ 11

Verbriefung von Verpfl ichtungen

.Das zuständige Bundesministerium wird ermächtigt,
die Beteiligungen, Zuschüsse und Beiträge der Bun-
desrepublik Deutschland zugunsten der in Kapitel 0904
Titel 687 04, Kapitel 1604 Titel 896 02, Kapitel 2302
Titel 687 52, 687 53, 687 54, 687 55, 687 57, 687 58
und 896 09 des Bundeshaushaltsplans erwähnten in-
ternationalen Finanzinstitutionen und Fonds durch Hin-
gabe unverzinslicher Schuldscheine zu erbringen.

§ 12 
{

Liquiditätsh ilfen, Fäll ig keit
von Zuschüssen und Leistungen

des Bundes an die Rentenversicherung

(1) Die Liquiditätshilfen an die Bundesagentur für Ar-
beit nach § 364 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
sind auf 8 000 000 000 Euro begrenzt. Der Ermächti-
gungsrahmen darf wiederholt in Anspruch genommen
werden.

(2) Die Liquiditätshilfe an die bunAesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht ist auf 10 000 000 Euro be-
grenzt.

(3) Die Liquiditätshilfe an die Bundesanstalt für lm-
mobilienaufgaben ist auf 2OO 000 000 Euro begrenzt.

(4) ,Die Zuschüsse des Bundes an die allgemeine
Rentenversicherung und seine an die allgemeine Ren-
tenversicherung zu entrichtenden Beiträge für Kinder-
eaiehungszeiten werden in zwölf gleichen Monatsraten
gezahlt. Abweichend von Satz 1 kann im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium der Finanzen die Zahlung
vorgezogen werden, soweit dies zur Stabilisierung der
Finanzlage der allgemeinen Rentenversicherung erfor-
derlich ist.

(5) Liquiditätshilfen an den Gesundheitsfonds nach
§ 271 Absatz 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
dürfen bis zu einem Betrag von 2 000 000 000 Euro ge-
leistet werden. Der Ermächtigungsrahmen darf wieder-
holt in Anspruch genommen werden. Die Zahlung von

. Leistungen des Bundes nach § 2?1 Absatz 1 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch kann im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium der Finanzen vorgezogen
werden, soweit dies zur Vermeidung von Liquiditäts-
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hllbn nach g ZZ{nOeatz 3 dee Fünften Buclfts §ozhl-
geetzbuch erblderlich lst.

(C) Das Bunaesminlstdrtum der Finanzen wird ei-
mädrtigt, eine zinslose, zui Aufreehterhdtung elner
ordnungsgemäßen l(assenwlrtschaft notwendige Liqui- .

dität6hilfe an die Postbeamtenvercorgungskasse bis'zu
einer Höhe von 200 000 0OO Eurc'zu leisten. Das Dai.
lehen ist so bald wie mögllch zunlekzuzahlen, spätes-'
tens jedoch mit dem'Ende des Haushaltsjahres.

f4 Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, nach Maßgabe des Satzes 2 der Bundesan-
stalt ft"ir Landwirtschaft und Emährung zur Erfüllung
ihrer Aufgabe nach § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2
des Gesetzes über die Enichtung einer Bundes-
anstalt für Landwirtsihaft und Ernährung veainsliche
Liquiditätshilfen bis zu einer Höhe von insgesamt
7 000 000 O00.Euro zu leisten. Die Liquiditätshilfen dür-
fen nur in dem Umfang bereitgestellt werden, in dem
die Bundesanstalt für Landwirtschaft'und Emährung '

Ausgaben zu leisten hat und entsprechende Mittel aus
dem Haushalt der Europäischen Union noch nicht zur
Verfügung gestellt sind. Die Liquiditätshilfen sind so
bald wie möglich zurücleuzahlen, spätestens jedoch
mit Erhalt der Mittelzuweisungen aus dem Haushalt
der Europäischen Union.

§13
Rückzahlung, Titelverwechslung

(1) Die Rückzahlung zu viel erhobener Einnahmen
kann aus dem jeweiligen Einnahmetitel geleistet wer-
den und ist dann bei dem betreffenden Einnahmetitel
abzusetzen.

(2) Beieiner unrichtigen Zahlung, bei Doppelzahlun-
gen oder Übezahlungen darf die Rückzahlung, soweit
§ 5 gilt, stets von der Ausgabe abgesetä werden, im
Übrigen nur, wenn die Bücher noch nicht abgeschlos-
sen sind. Die Räckzahlung zu viel geleisteter Personal-
ausgaben ist stets beim jeweiligen Ausgabetitel abzu-
setzen.

(3) Titelvenrechslungen dürfen nur berichtigt wer-
den, solange die Bücher noch niÖht abgeschlossen
sind.

Abschnitt 3
Bewirtschaftung der Planstellen und Stellen

§14
Verbindlichkeit des Stellenplans

(1) Die Erläuterungen zu den Titeln der Gruppe 428
sind hinsichtlich der Zahl der für die einzelnen Entgelt-
gruppen angegebenen Stellen verbindlich. Abweichun-
gen von den verbindlichen Erläuterungen bedürfen der
Einwilligung des Bundesministeriums der. Finanzen.
Pauschale Abweichungen kann das Bundesministerium
der Finanzen unter der Bedingung zulassen, dass da-
durch die Personalausgaben der einbezogenen Stellen
um mindestens 5 Prozent gemindert werden.

(2) Die Erläuterungen zu den Titeln, aus denen Ver-
waltungskosten erstattet oder Zuwendungen im Sinne
des § 23 der Bundeshaushaltsoldnung zur institutionel-
len Förderung geleistet werden, sind hinsichtlich der
Zahl der für die einzelnen Entgeltgruppen angegebenen
Stellen verbindlich. Dies gilt nicht für Stellen, die für
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Proiektaufgaben ausgebracht sünd..., Die ttlltantigkeit au-
Bentarlflficher tstellen iet durch Arqabe der entspretrhen-
dern Beso[dumgsgruppen zu keranzeichner!. Abtryefichun.

.geilT uom den uennindlicnen Erläuterungen bedürfen der
EinwElligung des Bundesminieterüums der Finanzem; Fün

die Fäl[e unvorher-gesehener und tanüfrechtlich unab-
uuefl sbaler Höhergrupplerungsansprtlche kann das Buh-
desrninisterir.rm der Finanzen seine Befugnisse auf die
ohersteri Bundesbehörden übertragen.

§15

Ausbringung von Planstellen und §-tellen

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, mit Einwitligung des Haushaltsausschusses
des Dzutschen Bundestages Planstellen für Beamtin-
nen und Beamte und Stellen für Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer sowie Planstellen oberhalb der Be-
soldungsgruppe B 3 für Soldatinnen und Soldaten zu-
sätzlich auszubringen, wenn hierfür ein unabweisbarer,
auf andere Weise nicht zu befriedigender Bedarf be-
steht. Die neu ausgebrachten Planstellen und Stellen
sind in finanziell gleichwertigem Umfang durch den
Wegfall anderer Planstellen und Stellen einzusparen.
Die für den Einzelplan zuständige Stelle gibt dem Bun-
desrechnungshof Gelegenheit a)r Stellungnahme.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, Planstellen und Stellen auszubringen, um Be-
dienstete von bundesunmittelbaren iuristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts, Unternehmen im Sinne
von § 65 der Bundeshaushaltsordnung, Sondervermö-
gen des Bundes oder von durch den Bund institutionell
geförderten Zuwendungsempfängern, für die Planstel-
len und Stellen im Bundeshaushalt nicht ausgebracht
sind und bei denen ein Perspnalüberhang besteht, zu
übernehmen. Die Fnrsbringung dieser Planstellen und
Stellen setzt voraus, dass hierfür ein unabweisbarer,
auf andere Weise nicht zu befriedigender Bedarf be-
steht, die Finanzierung der neu ausgebrachten Plan-
stellen und Stellen auf Dauer sichergestellt ist und die
Übernahme der Bediensteten zu einer Entlastung des
Bundeshaushalts an anderer Stelle führt.

§ 16.

Ausbringung und Um;etzung
von Planstellen und Stellen für Uberhangpersonal

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, Planstellen für Beamtinnen und Beamte um-
zusetzen oder neue Planstellen für Beamtinnen und
Beamte auszubringen, wenn für die umgesetzten oder
neuen Planstellen ein Bedarf besteht und sie mit Über-
hangpersonal besetzt werden. Diese Planstellen sind
mit einem Haushaltsvermerk zu versehen, wonech sie
nur mit Überhangpersonal besetzt werden dürfen.

(2) Werden Planstellen neu ausgebracht, fallen die
bei der abgebenden Behörde frei werdenden Planstel-
len des übernommenen Überhangpersonals zum Zeit-
punkt der Übernahme weg.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

§ 17

Ausbringung uon
Ertatzpla nstellen unO ersatzsüelNan

{1} Ssweit ein unahuueisbarer tsedart hesteht,'{einen
Bienstposten truiederzubesetzen, gfilt elne Planstelle für *
die Beamt[n sder den Beamteno die:oder der als Ensatz-
kr.aft die Funktlon uuahrnehmen soll, als ausgebracht,
wenn die bisherige lnhaberin oder der bisherige lnhaber
des Dienstpostens

1. nach § 14 des Deutschen Richtergesetzes in der
Fässung der Bekanntinachung vom 19. April '1972
(BGBI. I S. 713), das zuletzt durch Artikel 17 des Ge-
setzes vom 6. Dezembbr-201 1 (BGBI. I S. 2515) ge-
ändert worden ist, in einern Land als Richterin oder
Richter kraft Auftrags verwendet werden soll oder

2. mindestens sechs Monate im Rahmen der interna-
tionalen Zusammenarbeit ohne Wegfall der Dienst-
bezüge verwendet oder auf eine entsprechende Ver-
wendung vorbereitet werden soll.

Die Planstelle ist bis zur Rückkehr der bisherigen lnha-
berin oder des bisherigen lnhabers des Dienstpostens
befristet und hat die Wertigkeit der Besdldungsgruppe
der Beamtin oder des Beamten, die oder der als Ersatz-
kraft die Funktion wahrnehmen soll; die Wertigkeit der
Planstelle der bisherigen lnhaberin oder des bisherigen
lnhabers des Dienstpostens wird nicht überschritüen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Richterinnen und
Richter, Soldatinnen und Soldaten sowie für Arbeitneh:
merinnen und Arbeitnehmer.

.§18.r..
Ausbringung von Leerstellen

(1) Eine Leerstelle der entsprechenden Besoldungs-
gruppe gilt von Beginn der Beurlaubung oder Verwen-
dung an als ausgebracht für planmäßige Beamtinnen
und Beamte,

1 . die nach § 92 Absatz 1, § 95 Abs atz 1, § 90 Absatz 3
Satz 1 Nummer 2 des Bundesbeamtengesetzes vom
5. Februar 2009 (BGBI. I S. 160), das zulelzt durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Juli 2012 (BGBI. I

S. 1583) geändert worden ist, sowie nach § 7 des
Dienstrechtlichen Begleitgesetzes vom 30. Juli 1996
(BGBI. I S. 1183), das zuletä durch Artikel 15 Ab-
satz 1 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBI. I

S. 160) geändert worden ist, ohne Dienstbezüge
mindestens für sechs Monate beurlaubt werden,

2. die nach § 6 der Mutterschutz- und Elternzeitverord-
nung vom 12. Februar 2009 (BGBI. I S. 320) mindes-
tens sechs Monate ohne Unterbrechung Elternzeit in
Anspruch nehmen,

3. die im unmittelbaren Anschluss an eine Elternzeit
nach Numm er 2 zum Zwecke der Fortsetzung der

- Kinderbetreuung ohne Dienstbezüge beurlaubt wer-
den,

4. die nach § 24 des Gesetzes über den Auswärtigen
Dienst vom 30. August 1990 (BGBI. I S. 1842'), das
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. Novem-
ber 2011 (BGBI. I S. 2219) geändert worden ist, unter
Wegfall der Besoldung für die Dauer der Tätigkeit
der Ehepartnerin oder des Ehepartners an einer Aus-
landsvertretung beurlaubt werden,
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5. die ir,m düernetilfichem lnteresse deE Bundes unter UUrEg-

fall der triemsthezäge mlndestens sechs fulomate für
eime der folgenden tr/enruendungen beurlauht wEn-
den:

al hei einer Fraktion oder Gruppe deq Deutschen
Bundestages oder eines Landtages,

b) bei einer juristischen Person des öffentlichen
Rechts,

c) bei einer ötfentlichen zwischenstaatlichen oder
überstaatlichen Einrichtung,

d) im Hahmen der entwicklungspolitischen Zusam-
menarbeit oder bei einer Tätigkeit im Rahmen
der Hilfe beim Aufbau des Rechtssystems der
Staaten Mittel- und Osteuropas oder der Gemein*
schaft Unabhängiger Staaten oder bei einer Aus-
landshandelskammer,

e) bei einem zu mindestens 50 Prozent aus Zuwen-
dungen des Bundes institutionell geförderten
Zuwendungsempfänger oder bei einer vergleich-
baren Mitgliedseinrichtung der Wissenschafts-
gemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz e. V.

oder

6. die beirn Bundeskan zleramt oder beim Bundespräsi-
dialamt venuendet werden.

@ Kehren mehrere Bearntinnen und Beamte gleich-
zeitig in den Bundesdienst zurück, kann das Bundes-
ministerium der Finanzen Sonderregelungen zur Nach-
besetzung treffen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für
Richterinnen und Richter, Soldatinnen und Soldaten so-
wie für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmen

(4) Werden planmäßige Bundesrichterinnen oder
,Bundesrichter an einem obersten Gerichtshof des Bun-
des zu Richterinnen oder Richtern des Bundesverfas-
sungsgerichts gewählt, kann die zuständige oberste
Bundesbehörde für diese Richterinnen oder Richter
eine Leerstelle der bisherigen Besoldungsgruppe aus-
bringen.

(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, Leerstellen, die nach Absatz 1 Nummer 1

bis 5 als ausgebracht gelten oder die für die in Absatz 1

Nummer 1 bis 5 genannten Tatbestände ausgebracht
sind, anzupassen, wenn eine Beförderung erfolgen soll.
Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt,
die Befugnis nach Satz 1 auf die obersten Bundesbe-
hörden zu übertragen. Leerstellen, die nach Absatz 1

Nummer 6 als ausgebracht gelten oder die für die in
Absatz 1 Nummer 6 genannten Tatbestände ausge-
bracht sind, gelten als angepasst, wenn die oder der
Bedienstete auf einer Planstelle oder Stelle des Bun-
deskanzleramtes oder des Bundespräsidialamtes be-
fördert oder höhergruppiert worden ist.

§ 1e

Umwandlung von Planstetlen und Stellen

Die obersten Bundesbehörden werden ermächtigt,
Planstellen in gleichwertige Stellen und Stellert in
gleichwertige Planstellen umzuwandeln, soweit dafür
ein unabweisbarer Bedarf besteht.
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§s0
§onderuegelungen hei l$fiI-tfErrmerkem

(U Das Bundesministerium der Finanzen wlrd er-
mächtigt zuzulaseen, dass uon ,eEnpnn kuu{fenm'rerk mit
Datumsangabe abgetruichen tuird, wenn dfe Pnanstelle
oder §telle welter benötigt tuird, uueil sie nicht rechtzei:
tig flei wird. ln diesem FaNI fällt die nächste frel wer-
dände Planstelle oder Stelle der betreffenden Besol-
dungs- oder Entgeltgruppe weg.

(2) Die obersten Bundesbehörden werden ermäch-
tigt, Planstellen und Stellen, die einen kw-Vermerk tra-
getr, nach ihrem Freiwerden mit schwerbehinderten
Menschen wiederzubesetzen, wenn es sich um eine
Neueinstellung oder eine beamtenrechtliche Anstellung
handelt und eine nach den §§ 71 bis 76 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch berechnete Beschäftigungs-
quote schwerbehinderter Menschen von 6 Prozent bei
den Planstellen und Stellen des Einzelplans nicht er-
reicht ist. Mit Ausscheiden des schwerbehinderten
Menschen aus der Planstelle oder Stelle fällt diese weg.
Sie bleibt ausnahmsweise erhalten, wenn die Beschäi-
tigungsquote nach Satz 1 zu diesem Zeitpunkt noch
nicht erreicht ist und die Planstelle oder Stelle wieder
mit einem schwerbehinderten Menschen besetzt wird.
Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht, wenn die Planstelle oder
Stelle den Vermerk ,,kw mit Wegfqll der Aufgabe" trägt
.sowie für Ersatzplanstellen und Ersatzstellen, die nach
§ 17 oder auf Grund der entsprechenden Regelungen
früherer Haushaltsgesetze ausgebracht wurden oder
als ausgebracht gelt

§21

Überhangpersonal

Freie Planstellen und §tellen sind vorrangig mit Be-
diensteten zu besetzen, die bei anderen Behörden der
Bundesverwaltung wegen Aufgabenrückgangs oder
wegen Auflösung der Behörde nicht mehr benötigt wer-
den.

Abschnitt 4 
_

ÜOergangs- und Schlussvorschiiften

'§ 22

Stelleneinsparung
auf Grund der Verlängerung der

Wochenarbeitszeit für Beamtinnen und Beamte

(1) lm Haushaltsjahr 2013 sind im Bundeshaushalts-
plan ausgebrachte Planstellen für Beamtinnen und Be-
amte in dem finanziellen Umfang einzusparen, der sich
ergäbe, wenn 0,4 Prozent dieser Planstellen kegel-
gerecht eingespart würden. Die Einsparung kann auch
bei den Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer erbracht werden. Nicht in die Berechnungsgrund-
lage einzubeziehen sind Planstellen, die neu ausge-
bracht wurden oder einen kw-Vermerk tragen.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, mit Zustimmung des Haushaltsausschusses
des Deutschen Bundestages Ausnahmen für unmittel-
bar im Zusammenhang mit der Verbesserung der Luft-
frachtkontrolle stehende Planstellen bei der Bundes-
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pollzel, bdm Bun@laiminalamt und bol d€r Bundee- § 23
zollvenraftung zuanlasien. Fortsreltung

(3) Das Bundesministerium der Flnamen wird er- § 2 AbsaE 2 Sab.B bis 5, Absatz 4, 5 und g sowie
mächtigt, finrrZiell gleichwertige elgene Stetleneinspar- die s§ B bis 22 gelten bis zum tag Oer üerkfinOung-d.;
konzepte der Ressorts anzuerkennen UauäFaltsgegeües des folgenäen Haushaltsjähres

(a) Die Einsparungen m0ssen spätestens bis zum rreiten
31. Dezember2013 erbracttt sein. Die betroffenen Plan-
stellen fallen an diesem Tag weg. § 24

(5) Das Nähere bestimmt das Bundesministerium - Inkrafttreten
- der Finanzen. Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Die verfassungsrnäßigen Rechte des Bundesrates 'I

sind gewdhrt.

Das vo!'stehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es 
*

ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 2A. Dezember 2012

Der Bundespräsident
Joachim Gauck

Die Bundeskan zlerin
Dr;Angela Merkel

Der Bundesminister der Fin anzen
Schäuble
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+5 506

-100 666

-14 750

-10 933 592

+5 699 560

Bundesministgrium dgs lnnern . ..,..... r. r.. r, r,

Bundesministgrium der Finanzen,....., . .. r...

Bundesministerium für l,\lirtschaft und Tech-
nalnnie

Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz,.,,,,.,,.,

Bundesministerium für Arbeit und Soziales ....
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwir:kh rno

Bundesrninisterium der Verteidigung . . . . . . r . . . .

Bundesministerium für Gesundheit . ,. r .

Bundesministerium für . Umwelt, Naturschutz
rrnd Fleaktorcieherheit

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
undJugend ....r..r.,..q.rr .,rr..r...,

Bundesrechnungshof ...........,
Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung .... r......... . r.,

Bundesministerium für Bildung und For-
qnhr rnn
--.'-'"v

Errndessehrrld

Al lgemei ne Finanzverwaltung

Einnahmän wzfilofix, fil 6(nmo -o6mmo

Zu Spalte 3: Darin enthalten sind
- Steuereinnahmen in Höhe von 260 611 000 T€,

Einnahmen aus Krediten in Höhe von 17 100 000 T€ sowie
- sonstige Einnahmen in Höhe von 24 289 000 T€,



Epl. Bezeichnung

Büeuern und steuer-
ähnliche Abgahen

, 2013

1 000€

\tenualtuhssl
einnatrmen

201 S

1 000€

üurtge
Einnahrnen '

201S

1 000€

1 2 6 7 I

05

06

a7

08

09

10

14

15

16

17

01

02

03

04

11

12

19

20

23

30

g2

60

Bundespräsident und Bundespräsidialamt

Deutscher Bundestag

Fh rnrles.rat

260 921 000

3

1 832

81

3 074

123 451

+Öo egt

4W 050

200 M8

416 240

47 598

13 854

5 024 262

293 004

92 172

48 169

7 374

40

354

I 014

39 245

805 381

10 040 82i

190

38

400

5 580

284
I

45 574

10 073

't5 556

568 451

708 358

30 328

1 290

278 355

550 579

72 501

17 545 613

2 134 532

60 339

Bundeskanzlerin und Bundeskanzleramt

Ar rswärtioes Amt

Bundesministerium des lnnern ... . . . .

Bundesministerium der Justiz .. i...... ...
Bundesministeriurn der Finanzen . . . ., . . : ..

Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nnlnnie

Bundesministerium ftir Ernährung, Landwirt-

Bundesministerium für Arbeit'und Soziales . . . .

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
enfwir:kh rnn

Bundesministerium der Verteidigung . . ...... !...

Bundesministerium für Gesundheit, *. . ... i,,, r.

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
r rnr{ Fleahnrqinherhcit

Bunde§ministerium für Familie, Senioren, Frauen
rrnr{.hrnand

Bundesverfassungsgericht

Rr rndeqrenhnr rnashnf

Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
§ammenarbeit und Entwicklung ... ;. r - r r.. .,..,

Bundesrninisterium für Bildung und For-
sr:hr rnc
- -'--- -g

Fh rndaqs.nhr rld

All gemeine Finanzverwaltung

Summe Haushalt 2013 2fl) 921 üt0 18 050 959 %a%M1

Summe Haushall 2o12 ffi 519ü10 16 771 886 38 309 '.t14

gegenüber 2012 mehr(+Vweniger(-) . +4 4O2 (XlO +1 279 O73 -15 %1 073



Epl. Bezeichnung
§ulnnne Ausgaben gegenüher 2012

mehr {+f
weniger (-)

1 000€

2013

1 000€

2A12

1 000€

1 2 3 4 5

01

02

03

04

05

06

07

08

09

10

11

12

14

15

16

17

19

2A

23

30

32

60

Bundespräsident und Bundespräsidialamt

F)erfseher Brrndestao

32454-

731 ß2
2,819

2 (E3 5?ß

3 485 §7
5 850 5M

606 836

5 018 4ffi

6 119 162

5 269 lU
11922g^ß2

26 410 981

33 258 104

11 986 862

1 644 098

6 881 7il
45 1n

132 851

6 29§ 44r

19 7N 350

32 9&l 271

20 2ü 844

go Y42

693 986

21 739

1 962 410

3 323 724

5 490 317

508 256

4 605 224

6 107 983

5 280 066

126 130 940

25 934 138

31 871 857

14 485 382

1 590 524

7 374 220

29 952

122 747

6 382 910

12 941 224

32 539 474

24 176 189

+1 712

+37 466

+1 O74

+91 115

+162 083

+360 227

+98 580

+413 182

+11 179

-10 882

-6 901 808

+476 843

+1 386 247

-2 498 520

+53 574

-498 466

+15 177

+10 104

-86 469

+799 126

+443 801

-g 975 345

g

Brrnclesrat

Br rnrJa-skanzlerin r rnd Br rndeskanzleramf

Ar rsurärlines Amt

Bundesministerium des lnnern .

Bundesministerium der Justiz . .........,..{...,
Bundgsministerium dgr Finanzen .,,.,..,., r ...

Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nnloaie

Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Vgrbrauchgrschutz ., r r. r r..,,., . .. r,

Bundesministerium für Arbeit und Soziales ....,

Bundesministerium für Verkehf Bau und Stadt-
enfwinkh rnn

Bundesministerium der Verteidigun§ .., . . . . . . . .

Bundesministerium für Gesundheit :.. i...,....
Bundesministerium für Urnwelt, Naturschutz

Bundesministeriurn für Farnilie, $enioren, Frauen
rrnd.lrroand

Bu ndesverfassu ngsgericht

Fh rndesrechnr rnoshof

Bundesministerium für wirtschaftliche . Zu-
sammenarbgit und Entwicklung .r, ., . . . . . .. . . .'.,

Bundesministerium für Bildung und For-
schr rnn

Br rndessehr rld

Al lgemeine Finanzverwaltung

Ausgaben. 302 üt0 m0 311 6mm0 €6(nm0



gTTB

Epl- Bezeichnung

Perconal-
ausgaben

201 3

1 000€

Sächliche
llenrualtung§-

ausgaben

2013

1 000€

'Militärische

BEschaffungen,
Anlagerl u§tIll

201 3

1 000€

§chuldan*
dienst

2013

1 000€
1 2 6 7 I I

01

02

03

o4

05

o6

17

19

20

23

30

07

08

09

11

12

14

15

16

10

32

60

Bundespräsident und Bundespräisidialarnt

DgutschgrBundestag.r.r. ........r,,
Br rndesrat

18 321

499 486

14 674

.267 979

906 938

3 103 973

438 81 1

2 857 418

643 962

305 670

202 001

1 518 576

15 770 346

196 008

220 745

97 7A4

22 664

111 171

79 750

91 807

1 110392

94l'2

1 18 252

7 484

657 108

279 459

1 133 534

122 367

601 608

247 248

196 610

119 820

2 115 893

5 881 659

138 746

244 930

44 069

2 g70

16 951

42 201

56 155

37 667

373 675

10 370 892

25 000

31 595 604

Bundeskanzterin und Bundeskanzleramt

Bundesministerium des lnnern .. . .. . ,

Bundesministerium der Finanzen

Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nolnoie

Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Vgrbrauchgrschutz .... r, ..,......,,.
Bundesministerium für Arbeit und Soziales ....
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwir:klr rno

Bundesministerium der Verteidigung . . .. . . . . . .,

Bundesministerium für Gesundheit .......
Bundesministerium ftrr Umwelt, Naturschutz
und Rgaktorsichgrhgit ... r r..........,r,,r.. t..

Bundesministerium für Familie, Senioren;
Frarren rrnr{ .hroand

-v --

B u ndesverfassu ngsg eri cht

Rr r nde-qrach n r r no s hof

Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammgnarbeit und Entwicklung .........,. .....
Bundesministerium für Bildung und For-
qchr rno
--"-"v

Rr rnr{lrqsnhr rld

Allgemeine Finanzverwaltung

§umme Haushalt 2013 % €t8 392 12 ß7 848 10 395 892 31 595 604

Summe Haushall 2o12 28 496 629 11 340 756 10 673 178 91 ß7 m6

gegenüber 201 2 mehr(+)/weniger(-) -18 ß7 +1 067 O92 -277 2ffi +308 598



EpI. Bezeichnung

ZuweisuryEen und
Zuschüsse

(ohne lnvestitionenf

201 3

1 000€

Ausgaben
für

lnvestitionen

2013

1 000€

Besondere
Frnanaerungs-

ausgaben

2013

1 000€

1 2 10 11 12

01

a2

03

04

05

06

07

08
:

09

-10

14

15

16

17

11

12

19

20

23

30

32

60

Bundespräsident und Bundespräsidialamt

I')er ltsnher Rr lndestan

3 908

98 767

330

890 034

2 140 809

1 194 606

31 907

1 M6 902

3 807 981

4 301 089

118 896 424

8 439 869

1 070 100

1 1 597 073

503 776

6 726 736

750

2 848

1 965 785

11 786 180

I 815 083

1 119

14 947

325

238 404

188 601

548 425

13 751

112 478

494 971

490 815

11 887

14 336 643

165 107

55 035

722 647

13 245

18 749

1 881

4 208 705

2 089 123

1 350 000

8 726 694

-336

-

-30 000

-129 994

-75 000

-25 000

-1 000

-8 000

-282 915

1 50 000

--v

Ftr rr'rdaerrqi

Bundeskanzlerin und Bundeskanzleramt

Bundesministerium des lnnern,. . . . . . .. .

Bundesministerium der Justiz i...........,
Bundesministerium der Finanzen ...,..........,
Bundesminlsterium für Wirtschaft und Tech-
nolnoie

Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz . .. . . r . l. . .

Bundesministerium für Arbeit und Soziales ...: !

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwieklr rno

Bundesministerium der Verteidigung . . .

Bundesministerium für Gesundheit ... ..... ....,

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit

Bundesminlsterium für Familie, Senioren, Frauen
rrnd.hrnenr{

- -p-"-

B un desverfassu n gsg eri cht

Rr rndeeirenhnr tnrrshnf

Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbgit und Entwicklung . . ..... ! .... r...,

Bundesministerium für Bildung und For-
schr rno
- -- --- -9

Eh rndnqcnhr rld

Allgemeine Finanzverwaltu ng

§umme Haushalt 2013 lU7N 957 34 803 W2 toz 245

§umme Haushall 2o12 192 575 837 37 469 165 442 571

gegenüber 201 2 mehr(+Vweniger(-) -7 81r 880 -2 665 613 -159 674



Epl. tsazeichnung

Xlerpflich-
tungs-

emächti-
gung
20:f 3

1 000€

uon dem Gasarntbatrag {§palte B} dtlrfen fä[[ig werden

2014

1 000€

2015

1 000€

201 B

1 000€

Folgejahre

1 000€

in künftigen
Haushalts-

Lahren

1 000€

1 2 3 4 5 6 7 I

02

04

05

06

07

08

09

10

14

15

16

17

19

2A

23

30

60

11

12

Deutschgr Bundestag I. . . r r r . . .. ., r.,

Bundeskanzlerin und Bundeskanzler-
amt

37 971

162 049

1 099 350

636 01 1

.,122 763

309 037

2 540 430

1 534 398

2 349 981

24 035 854

I 050 436

42 649

1 099 339

553 640

1 900

1 908

4 852 806

5 547 178

57 000

14 885

72 928

405 160

152 404

22 141

34 831

860 579

335 105

1 358 882

5 700 727

2 660 971

20 u6

350 017

271 482

1 900

036

501 021

1 305 062

57 000

I 516

57 936

342 805

99 951

21 951

29 783

788 036

266 254

691 222

4 139 657

2 097 628

14 816

923 1 76

172 6M

636

423 911

1 409 946

1ils

13 185

266 885

85 863

23 658

39,363

606 424

219 937

216 227

3 662 U2

1 705 312

6 987

251 271

101 494

636

393 831

312 81 01

2 575

18 000

84 500

297 793

15 176

205 060

285 391

713 142

83 650

7 179 598

1 551 42s

174 875

I 000

:

2 150

1 519 360

10 450

39 837

3 353 030

35 100

j

3 531 893

Auswärtiges Amt,, r..,,........ r....
Bundesministerium des lnnern ., . . . . .

Bundesministerium der Justiz

Bundesministerium der Finanzen . . .,

Bundesministerium für Wirtschaft und
Ter:hnolnoie

Bundesministerium für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucher-
schr ltz

Bundesministerium für
Soziales - - -

Arbeit und

Bundesministerium für Verkehf Bau
und Stadtentwicklung . . . . .,. . . .

Bundesministerium der Verteidi-
dr rnfr

Bundesministerium für Gesundheit . . .

Bundesministerium ftrr Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit . . . . . . . .

Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend ... . . . .

Bundesverfassungsgericht ......

Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung ...

Bundesministerium für Bildung und
Forschung..,r.. rrr..rlrt...rr!.

Allgemeine Finanzverwaltung ... .. r..

Srrmrna 53 034 700 14 12ß 577 10 888 888 8 908 270 12 1§ 655 6 970 310



Epl. Bezeichnung Kapitel

Eurnrne gagemüber 2012
mehr [+]

weniger H
1 000€

2013

1 000€

2012

't 000 €

1 2 3 4 5 6

01

02

03

04

10

14

15

16

17

19

20

23

30

05

06

07

08

09

11

12

Bundespräsident und Bundespräisidial-
amt

01, 04, 05, 06, 07

01 , 03, 04, 05, 08, 1 1,
12, 14, 16, 21, 27, 28

01, 03, 04, 07, 09

01, 04, 05, 06, 10, 11

01. 05. 06. 07

01, 03, 04, 06

01

01, 03

01

01, 02

01, 03, 04

01, 03, 04

01

01, 02, 03, 05, 06, 07,
08, 09

01 , .03, 04, 11

01, 07, 08, 10, 11 ,12,
15, 16, '17, 18, 23, 25,
26,28,29, 33, 35

01, 02, 03, 04, 05, 06,
07, og, 10

11,12, 19, 14, 15, 16

11, 12,
17, 1g

11, 12,
17, 18

1g 14, 15, 1 6,

16,151413

22 864

268 W,
16 812

?§84;7

1 133 2ß

8 479 215

ß279r
2 465 973

73il 691

382 582

211 990

960 272

2 217 743

?.5g 152

2ß 178

98 071

39 748

gil 249

&3 861

lN 337

1 040 798

21 101

258 216

16 066

248 245

3 251 613

339 525

2 233 900

660 600

350 001

194 166

912 609

2 056 193

258 002

234 518

100 235

25 130

85 017

71 604

112 422

+1 763

+1 0 586

+746

+1 0 602

+92 510

+221 602

+63 262

+232 O73

+73 091

+32 581

+17 824

+47 669

+161 550

+1 150

+1 1 660

-2 164

+14 61 I
+8 232

+12 257

+7 915

Deutscher Bundestag

Rr rndasrat

Bundeskanzlerin und Bundeskanzler-
arnt

Auswärtlges Amt . r, ü.........
Bundesministerium des Innern

Bundesministerium der Justiz . . . r,, . .

Bundesministerium der Finanzen

Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie .r........rrrrrrr tr r... ril,

Bundesmfnisterium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz . . . . . .

Bundesministerium für Arbeit und
Soziales - - .

Bundesministeriurn für Verkehr, Bau
und Stadtgntwicklung ......... . ., . . .,

Bundesministeriurn der Verteidigung . .

Bundesrninisterium für Gesundheit . ..

Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit . . . . . . . . !

Bundesministerium fur Familie,
Senioren, Frauen und Jugend .. .. . ...

Bundesverfassun gsgericht .

Bundgsrechnungshof , . .. . r r. ü. r r r r.. !,

Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung . . ..

Bundesministerium für Bildung und
Forschuno -

Summe r 13 489 422 12 469 895 +1 019 ätl



Zn4 Bundosg€§€tzbtatt Jatrrgang 2012 Teil I Nr. 61, arqegpben an Bonn arrr27. Dezember 2012

Gesam@lan -To[ lh

, Berechnung der zulässigen l(reditaufnahme
.nach $5 des Artikel 1l5-Gesetzes sowie der Veroldnung äber das Verfahren
zttr Bestimmung der Koniunkturkomponente nach § 5 des Artikel ll5-Gesetzes

Komponenten zur tserechnung der zulässigen Kreaitauf nahme
Betrag für

h{illionen €

1 2

'1. Ma<imd zulässige strukturelle Nettol«€ditaufnahme (n % des BIP) ..... ...............,
(Basis 2010: 2,21 %,Abbauschritt 0,31 % p. a.)

2. Norninales Bruttoinlandsprodukt des der Haushaltsaufstellung vorangegangenen Jahres

3. Maximal zulässige strukturelle Nettokr€ditaqfnahme .........
(ProduK aus 1. und 2)

4 Saldn r{ar finanziallcn Tansaktianm

1,291

2 592 600

33 210

-5 159

5 355

5 355

10 514

10 514

-8 078

-16 202

0,19

41 4.{l

17 100

96

170[,,_

25 166

(Differenz zwischen 4a. und 4b.)

Finanziella Trensalrrfinnan' FinnahmenÄ,a

4aa. Einnahmen aus finanziellen Ti'ansaktionen Bundeshaushalt ...

4ab. Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Enegie- und Klimafonds

4h Finanzielle Transal*ionen: Ausoaben

4ba. Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt . . . .. .. .

4bb. Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Energie- und Klimafonds

5 Knnir rnlrtr rrknmnnnente

5a

'---''r

(Produkt aus 5a. und 5b.)

Nnminala Prndr rlrtioneliieka

5h Br rdoclsensitivität fohne trinheitl-- ----, - -

A Ahhar rvernflir:htr rnn ar rs rlam Knntrnllknntnr v

7

(Differenz zwischen 3. und der Summe der Positionen 4., 5. und 6.)

I Ne.ttokreclitarrfnahme des Buncles

9. Finanzierungssaldo des Energie- und Klimafonds .............

(Differenz zwischen 8. und 9.)

Nachrichtlich: Stand de Kontrollkontos auf Basis des Haushaltsabschlusses 2011 ..........

Datengrundlage: Jeweils aKuoll€ Daten des Statistischon Bundosarnts und gesarntwirtschanllche Vorausschätzung€n dor Bundosr€giorung.

Difrer6nz6n durch Rundung möglich,



Fi na nzierungsüberslcht

Fi n anzi enu n gsü bersi c ht
Betrag ftln 2018 tsetrag für 2012

1 000€

1 2 s

Berechnung des Finanzierungssaldos

Finnahmen

'1.

11 284 590 000

260 611 offi
23 979 0N

302 000 000

-17 410 m0

31 0 000

17 100 000

17 410 fito

283 187 000

256 156 N0
26 981 W0

311 600 000

4 463m0

368 000

28 100 000

?ßß0m

(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus Rück[a
ger, Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen und Münzeinnahmen)

davon:,

Verwaltungseinnahmen

Ar rsaahan21 "- -a

(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung- am Kreditmarkt, Zuführungen an
Rücklagen und Ausgaben zur Deckung eines kassenmäßigen Fehlbetrages)

Negativer Finanzierungssaldo (Finanzierungsdefizit! . . . . . . . . . . e, .,

2. Deckung des Finanzierungssaldos ' 
_

I 1 trlfinzainnahrren

2,2 Nettoneuverschuldung (Nettokreditaufnahme) am Kreditmarkt

Srrmma



Kred Itti nanzi e,ru n g spl an
Betrag firn 2013 Betrag fün 2012

1 000€

1 2 3

1. Einnahmen

1.1 Einnahnnen aus Krediten (Bruttokreditaufnahme) . ,

1 1 'l I etfizail rnahr ale vier .lahre
{254188 76n

112 539 4M
56 644 607

85 004 696

(-_)

2il 188 767

92 106 313

62 557 700

77 736 815

2324{Xr 8*

254 188 767

{245 458 4221

1 19 026 4s4

54 635 382

71 796 606

(s)

-
o't

245 458 431

88 060 665

67 808 q57

76 736 037

ß2 dr5 559

245 458 422

I

1 1 2 I anfizai| ein hin vler .lahra

1 1 3 I atfizptit wenioer als ein .lahr

1.2 Sonstige Einnahmen zur Schuldentilgung

1.2.1 Bundesbankmehrgewinn (Kap. 6002 Tit. 1 21 04) . . . .

1.2,2 Länderbeiträge zur Tilgung kommunaler Altschulden
1 2 A Snendan

Finnahrrren

Ausgaben zur Tilgung von Krediten

I atfizeit mehr älq viar .lahra

2.

9',[

29 I atfizeit ein hi-s vier .lahre

23 1 aufzeit wenioer als ein .lahr

Arrsaahan

3.

3.1

3.2

Herleitun§ der .Nettokreditaufnahme
Bruttokreditaufnahme (aus 1 .1 )

Sonstige Einnahmen zur Schuldentilgung (aus 1.2\

Tilgunq von Krediten (aus 2.)3.3

(254 188 764

-232 400 828

t245 458 431)

-232 605 559

3.4 EigenbesJandsveränderun g (M arktpf lege)

3.5 Selbstbewirtschaftungsmittel

3,5.1 ruicht kassenwirksame, NKA-erhöhende Haushaltsausgaben zur Finanzierung
von Auszahlungen zur Verrechnung auf Selbstbewirtschaftungskonten .. . .

3.5.2 Kassenwirksame, nicht NKA-relevante Kreditaufnahm e zur Finanzierung von
Auszahlungen an Dritte aus Selbstbewirtschaftungskonten * i *.... . .

3.6 Sonderuermögen ,,Schlusszahlungsvorsorge"
3.6.1 Nieht kassenwirksame, NKA-srhöhende Haushaltsausgaben zur Finanzie-

rung der Zutührungen zum Sondervermögen . . . .,r . . . . . . . . a .

3.6.2 Kassenwirksame, nicht NKA-relevante Kreditaufnahmezur Finanzierung von
Auszahlungen aus dem Sonderuermögen ... ... ..,....

3.7 Sondervermögen ,,Kinderbetreuungsausbau"
Kassenwi rksame, nicht N KA-relevante Kred itaufnah m e zur Fi nanzieru ng von

' Auszahlungen aus dgm Sondervermögen ...r r r * .. :,.........,. 1..,. r

3.8 Umbuchungen zum Haushaltsausgleich gemäß dem Haushaltsvermerk zu
Kan ?2O1

(21 787 e3e)

-4 353 470

(12 852 872')

4 177 8gO

(17 434 46e)

1 463 945

-1 457 935

-340 479

17 100 mo

(17 030 762)

1 900 000

-1 800 000

1 333 450

-347 432

9 983 220

28 100 moNettokreditaufnahme
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
senl

Artikel 1

AnOerung des
Fi na nzma rl«tstab i I isieru n gsfondsgesetzes

Das Finanzmarktstabillsierungsfondsgesetz vom
17. Oktober 2008 (BGBI. I S. 1982), das zuletzt durch
Artikel 2b des Gesetzes -vom 28. November 2012
(BGBI. I S. 2369) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. § 2 Absatz 1 wiyd wie folgt gefasst:

,,(1) Der Fonds dient der Stabilisierung des
Finanzmarktes durch Überwindung von Liquiditäts-
engpässen und durch Schaffung der Rahmenbe-
dingungen für eine Stärkung der Eigenkapitalbasis
von Unternehmen im Sinne des § 2 des Restruktu--
rierungsfondsgesetzes (Unternehmen des Finanz-
sektors). Kreditinstitute, die gemäß § 5 Absatz 1

Nummer 2 des Körperschaftsteuergesetzes von
der Körperschaftsteuer befreit sind, und Brücken-
institute im Sinne des § 5 Absatz 1 des Restruk-
turierungsfondsgesetzes sind keine Unternehmen
des Finanzsektors im Sinne des Salzes 1."

2. § 3a Abs atz 4 Satz 3 wird aufgehoben.

gr?T

3. ln § 3b Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter ,, , in
§ 84 Absatz 1 Satz 1 des Versicherungsaufsichts-
gesetzes" gestrichen.

4. in § 4 wird nach Absatz 1 folgender Abs atz 1a ein-
gefügt:

,,(1a) Vor Entscheidungen des Lenkuhssäus.
schusses über beantragte Stabilisierungsmaß-
nahmen ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht anzuhören. lm Rahmen dieser An-
hörung hat der Lenkungsausschuss zu prüfen, ob
das Ziel der Sicherung der Finanzmarktstabilität
vorrangig durch bankaufsichtsrechtliche Maßnah-
rnen, insbesondere durch Erlass einer Übertra-
gungsanordnung nach § 48a Absatz 1 des Kredit-
wesengesetzes, erreicht werden kann. Sofern
der Lenkungsausschuss einer Stabilisierungsmaß-
nahme zustimmt, hat er in seiner Entscheidung dar-
zulegen, welche Erwägungen im Rahmen der Prü-
fung nach Satz 2 maßgeblich waren. Die Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht ist berech-
tigt, dem Lpnkungsausschuss und der Bundesan-
stalt für Finanzmarktstabilisierung die für die Prü-
fung erforderlichen lnformationen zu übermitteln;
§ I Absatz 1 Satz 5 des Kreditwesengesetzes gilt

5. ln § 5a Satz 4 wird die Angabe r,,1 . März 2012"
durch die Angabe ,,1. Januar 2013" ersetzt.

Drittes Gesetz
zur Umsetzung'eines Maßnahmenpakets zur Stabitisierung des Finanzmarktes

(Drittes Finanzmarktstabilisierungsgesetz - 3. FMSTG)

Vom 20, Dezember 2O12
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6. lm § E Absatz 'l Satz 1 wind die An§ahe *t1, Eerzem-
ber g0'l2n' durch Oie Angahe ,,Bfl. Bezemben 90"14"
ersetzt.

7, § 6a wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,1 . März
901I" durch die Angabe ,,1 . Januan 2018" er--

setzt.
+.

b) Absatz 2 wlrd wie folgt geändert:

a4 ln Numrner 1 wird die Angabe ,,31 . Dezember
2010" durch die Angabe ,,30. September
2012" ersetzt.

bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aaa) lm Satzteil vor Satz 2 wird die Angabe
. ,,31 . Dezernber 201 0" durch die An-

gabe ,,31 . Dezember 2011 'n und die An-
gabe ,,30. September 2011 " durch die
Angabe ,30. September 2012" ersetzt.

bbb) ln Satz 2 wird die Angabe ,,30. Septem-
ber 2011 " durch die Angabe ,,30. Sep-

cc) ln Nummer 4 wird die Angabe ,,31 . Dezember
201 0" durch die Angabe ,,30. September
2A12"-ersetzt.

c) ln Absatz 6 Satz 'l wird die Angabe ,,1 . März
2A12" durch die Angabe ,n1 . Januar 2013" er-
setzt.

8. ln § 6b Absatzl Nummer 4 Satz 1 wird die Angabe
,,1 . März 2,A12" durch die Angabe ,,1 . Januar 2013"
ersetzt.

9. In § 6c Abs alz 3 Satz 1 wird die Angabe ,,1 . März
2012" durch die Angabe ,1. Januar 2A13" ersetzt.

10. ln § 8 Absatzl satz 1 wird die Angabe ,,1 . Dezem-
ber 2011" durch die Angabe ,,1 . Oktober 2012"
ersetzt.

11. § 8a wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 1 Satz 1 bis 3 wird jeweils die An-
gabe ,,31 . Dezember 2010" durch die Angabe
o30. September 2A12" ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändeft:

aa) ln Satz 5 Numm er 4 wird das Wort ,,über"
gestrichen und wird die Angabe ,;Satz 6"

_ durch die Angabe ,,Absatz 2a" ersetzt. '

bb) Satz 6 wird aufgehoben.

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a einge-
fügt:

,,(2a) Die Errlchtung von Leitungsgremien und
die Bestellung von Leitungspersonen bedürfen
der Zustimmung der Anstalt. Leiter von Abwick-
lungsanstalten werden für höchstens fünf Jahre
bestellt. Eine wiederholte Bestellung oder Ver-
längerung der Amtszeit, jeweils für höchstens

. fünf Jahre, ist zulässig. Sie bedarf der Zustim-
mung der Anstalt und kann frühestens ein Jahr
vor Ablauf der bisherigen Amtszeit erfolgen."

12, ln § 8b Absatzl Nummer 2 Satz 1 wird die Angabe
,31 . Dezember 2008" durch die Angabe ,,30. Sep-
tember 2012" ersetzt.

13. Dem § 9 Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:
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,,F[Ir [ffeditaufnahmen EUrr Fimanzilerung u@n Ausga-
hem auif Grund uon his zum fl1 " Eiezenrlber 2010 er-
grtffenen MaBnahnnen sowie deren Anschüussmä|3-
nahmen gerrräB § 1ts Ahsatz 1a umd=1b dieses GE-
setzes gilt Artikel 14Sd Absatz 1 Satz 2 zrmeüter

= HaLbsa,tz des Grundgesetzes."

14. § 13 wird urrie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie fotgt geändert

aa) ln Satz 1 wird die Angabe ,,31 . Dezember
2A12" durch die Angabe ,,31 . Dezember
2014" ersetzt.

bb) Die folgenden Sätze werden angefügt:

,,Für den Fonds ist ein Schlussergebnis zu
ermitteln. Dabei sind Ergebnisse für die bis
zum 31 . Dezember 2012 gewährten Maß-
nahmen und die nach dem 31 . Dezember

il]3"::ä#ä#*riilT,§"tr:lt"f; ä:
zember 2012 gewährte Maßnahmen werden

i:§' 
"ffi 

[ffi,::?" ?:' n: iT iff3äl,T:i
soweit sie Anschlussmaßnahmen nach den
Absätzen 1a und 1b zu bis zum 31 . Dezem-
ber ?O12 ergriffenen Maßnahmen sind."

b) ln Absatz 1a wird die Angabe ,31 . Dezember
2A12" durch die Angabe ,,31 . Dezember 2014"
ersetzt und werden nach den Wörtern ,,Unter-
nehmen des Finanzsektors" die Wörter ,,gemäß
§ 2 Absatz 1 Satz 1 dieses Gesetzes in der am
31 . Dezember 2012 geltenden Fassung" einge-
fügt.

c) ln Absatz 1b Satz 3 wird die Angabe ,,31 . Dezem-
ber 2010" durch die Angabe ,,30. September
2012" ersetzt.

d) ln Absalz 2 Satz 1 werden die Wörter ,,das ver-
bleibende Schlussergebnis" durch die Wörter
,,das verbleibende Ergebnis für bis zum 31 . De-
zember 2O12 gewährte Maßnahmen" ersetzt.

e) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a einEe-
fügt:

o "ä1?'rX.J;'f§'ffii; flX?H: ffIffi ffi : I
wird zwischen Bund und Ländern im Verhältnis
65:35 aufgeteilt, soweit es positiv ist. Sofern
dieses Ergebnis negativ ist, ist der Restrukturie-
rungsfonds im Sinne des § 1 des Restrukturie-
rungsfondsgesetzes gegenüber dem Fonds zum
Ausgleich verpfl ichtet. "

0 ln Abs atz 4 werden die Wörter ,,des Gremiums
nach § 10a" durch die Wöfter ,,des Deutschen
Bundestages" ersetzt.

15. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefüg-t:

,,(2) Anschlussmaßnahmen nach § 13 Ab-
satz 1a oder 1b zu bis zum 31 . Dezember 2012
gewährten Stabilisierungsmaßnahmen können
von Unternehmen des Finanzsektors gemäß § 2
Absatz 1 Satz 1 dieses Gesetzes in der am
31 . Dezember 2012 geltenden Fassung be-
antragt werden."



Artikel 2
Änderung des

F[na nzmarktstabll isierungsbEschleuni gun gsgesetzes

§ g Absatz 3 des Finanzmarktstabilisierungsbe-
echläunigungsgesetzes uom 17. Otdober' 2008 (BGB[. I

§. 'lgg2, 1$BEI, das zuletzt durch Arlikel 3 desGesetze§
vdn 24. Februar 2012 (BGBI. t §. 206) geändert uuonden

ist, wird aufgehoben.

Artikel 3
Anderung des

Restru kturie ru n gsfonds gesetzes

Das Restrukturierungsfondsgesetz vom 9. Dezember
2010 (BGBI. I S. 1900, 1921), das zuletzt durch Artikel 6
des Gesetzes vom 26. Juni 2012 (BGBI. I S. 1375) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:"

a) ln Absatz 1 werden nach den Wörtern ,,im Sinne
des § 48b des Kreditwesengesetzes" die Wörter
,,sowie durch MaBnahmen zur Finanzmarkt-
stabilisierung im Sinne von § 2 Absatz 1 des
F i n anzm arktstabi I isi eru n g sfo n dsgesetzes zu g u n s-
ten von Unternehmen im Sinne des § 2" einge-' fügt.

b) Nach Absatz 2 wird folgender Abs alz 2a einge-
fügt:

,,(2a) Der Restrukturierungsfonds wird nach
Maßgabe von § 13 Absatz 2a des Finanzmarkt-
stabilisierungsfondsgesetzes zum Ausgleich ei-
nes negativen Schlussergebnisses des Finanz-
marktstabilisierungsfonds herangezogen. Die für
die Beitragsjahre 201 1 und 2012 geleisteten Jah-
resbeiträge sowie die für diese Beitragsjahre er-
hobenen Nacherhebungsbeiträge gemäß § 3 Ab-
satz 3 der Restrukturierungsfonds-Verordnung
werden nicht zum Ausgleich eines negativen
Schlussergebnisses des Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds herangezogen. "

2. ln § 10 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:

,,§ 3 Absatz 2a bleibt unberührt."

3. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach den Wörtern
,,genannten Maßnahmen" die Wörter ,, , die Aus-
gieichsverpflichtungen gemäß § 13 Absatz 2a des
F i n an z m arktstabi I i s i e ru n g sfo nd sg esetzes" e i n g e-
fügt.

b) ln Absatz 2 Satz 3 werden nach. den Wörtern
,,genannten Maßnahmen" die Wörter ,, , der ab-
sehbaren Ausgleichsverpflichtungen gemäß § 13
Absatz 2a des Finanzmarktstabilisierungsfonds-
gesetzes" eingefügt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) ln Satz 1 werden nach den Wörtern ,,genann-
ten Maßnahmen" die Wörter ,und bei Entste-
hung von Ausgleichsverpflichtungen gemäß

§ 13 Absatz 2a des Finanzmarktstabilisie-
ru ngsfondsgesetze§" ei n gefügt.

bb) ln Satz 2 werden die Wörter ,,und die" durch
die Wörter ,, , der Ausgleichsverpflichtungen §
gemäß § 13 Absatz 2a des Finanzmarktstabi- der
lisierungsfondsgesetzes und der" ersetzt. 21 .

gtTg

dl In Absatz 4 Satz 4 werden dfle WöEter ,,dfre Höhe
den Obergnenze nach Satz E" durch df,e tfUörten

,,die Höhe der Ohergrenze nach §atz B" ersetzt,

4 Eem Absatz 5 urind folgenden Satz angefügt:

*Die Sätzel t und 2 gelten entsprechend für Bon-
derbeitr,fge, die zur Deckung von Ausgleichsver-
ptlichtungen gemäß § 13 Absatz 24 des Finanz-
marktstabi I isieru n gsfondsgesetzes erhoben wur-

_dgn."
f) ln Absatz 6 Satz 1 wird das Wort ,,sowie" durch

ein Komma ersetzt und werden nach den Wörtern
,,Garantie nach § 6 dieses Gesetzes" die Wörter
,,sowie zur Finanzienung von Ausgleichsverpflich-
tungen gemäß § 13 Absatz 2a des Finanzmarkt-

- stabilisierungsfondsgesetzes" eingefügt.

4. § 16 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,,Die parlamentarische Kontrolle des Restrukturie-
iungsionds und seiner Verwaltung wird durch das
Gremium gemäß § 10a Absatz 1 des Finanzmarkt-
stabi I isieru n gsfon dsgesetzes wah rgenom men . "

a 
^Artikel 3a

Anderung des
Kreditwesengesetzes

ln § 10 Absatzlb Satz 2 des Kreditwesengesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September
1998 (BGBI. I S. 2776'), das zuletzt durch Artikel 15 des
Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBI. I S. 2418) ge-
ändert worden ist, werden die Wörter ,,bis zum 31 . De-
zember 2012" gestrichen.

Artikel 4

Anderung der
Finanzma rktstabi lisierungsfonds-Verordnung

D ie Fi n anzmarktstabi I isi eru n gsfo nds-Verord n u n g vo m
20. Oktober 2008 (eBAnz AT1 23 20OB V1), die zuletzt
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 24. Februar 2012
(BGBI. I S. 206) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 3 wird wie folgt geändertl

a) Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

,,Die Rekapitalisierung erfolgt vorrangig durch
Stärkung des Kernkapitals."

b) Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 Satz 2 wird wie folgt
gefasst:

,,Der Fonds soll darauf hinwirken, dass eine Re-
kapitalisierung unter Beteiligung des Fonds
grundsätzlich nur nach möglichen Eigenleistun-
gen der Anteilseigner des begünstigten Unter-
nehmens erfolgt."

2. In § 4Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,1 . Dezember
2fi1 " durch die Angabe ,1 . Oktober 2012" ersetzt.

' Artikel 5
Anderung der

Verordnung über die Satzung der
Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung

11 der Anlage zur Verordnung über die Satzung
Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung vom
Februar 2011 (BGBI. I S. 271\ die zuletzt durch

pr€?fl12Teil lNr.61, aragegpben an Bmn xt[T.Deornb€r2012
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futike[ 5 des gesetzes utrm g4, Februar 20:]2 IBEBI. I
g" E0El geämde ü rffsnden ist, urird uufla folgt geändert:
'1 . Ahsatz 4 wird tmie folgt geänderH {

a) Nach $atz 2 wird folgender Satz eingefügt:

,,fiie AufstelIung uon Haushaltsrechmung, Jahres-
abschluss und Lagebelicht erfolgt durch Be-
schluss des Leitungsausschusses""

b) Der bisherige Satz 6 wird aufgehoben.

2. Absatz 5 wird wie folgt geändert:

! Nr" 6{, ausgegeben zu. Bonn äm gF" Bezennberr P01E

a[ Nach §atz 3 tryird folgendEr §atz eingefügt:

,,Efie Aufstellung uon Jahreeahschluss und l-age-
hericht ertolgt üurch tseschluss des Leütungsaüs-
sthusges."

bI Der bishenige Eatz 7 urird aufgehoben.:-
Artikel 6

lnkrafttreten
Dieses Gesetz trltt am 1. Januar 2O13 in Kraft.

.t
\1

;

;

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates
sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 20. Dezember 2O12

Der Bundespräsident
Joachim Gauck

Die Bundeskan zlerin
Dr. Angela Merkel"

Der Bundesminister der Finanzen
Schäuble
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H a ushaltsbeg leitges eE 201 3
{HBeslG 2013}

Vom 20. Dezembe r 2012

gTEr

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlo§-
sen:

Artikel 1

Änderung des
Zweiten Buches §ozialgesetzbuch

§ 46 Absatz 4 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
- Grundsicherung für Arbeitsuchende - in der Fassung
der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBI. I S. 850,
2094), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
5. Dezember 2012 (BGBI. I S. 2467) geändert worden
ist, wird aufgehoben.

Artikel 2

Änderung des
Dritten Buches §ozialgesetzbuch

§ 363 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch - Arbeits-
forderung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997,
BGBI. I S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBI. I S. 2474') ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 wird aufgehoben.

2. Die Absät ze 2 und 3 werden die Absätze 1 und 2.

. 
.. Artikel 3

Anderung des
Fünften Buch"" Süialgesetzbuch

Das Fünfte Buch §ozialgesetzbuch Gesetzliche
Krankenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom
2O. Dezernber 1988, BGBI. I S. 2477,2482), das zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Dezember 2012
(BGBI. I S. 2474) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. § zz1Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,,(1) Der Bund leistet zur pauschalen Abgeltung
der Aufwendungen der Krankenkassen für versiche-
rungsfremde Leistungen 11,5 Milliarden Euro für das
Jahr 2ü3 und ab dem Jahr 2014 jährlich 14 Milliar-
den Euro in monatlich zum ersten Bankarbeitstag zu
überweisenden Teilbeträgen an den Gesundheits-
fonds."

2. § 221a wird aufgehoben.

3. § 271 wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 1 Nummer 5 werden die Wörter ,,den

§§ 221 und 221a" durch die Angabe ,§ 221" er-
setzt.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

,,Den Einnahmen des Gesundheitstonds nach Ab-
satz 1 werden im Jah r 2013 2 Milliarden Euro ab-
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nach § gEX a §atz E in der ann g. Bezember gtl10
geltendenl Fassung bemisst, aus den Liqufld[tät§-
r,eEEruE Zugtsfilhrt." I

x!

tltf,E[tere Anderung des
§eehsten Euches §ozialgeseEbuch

Artikel 6

lnkrafttreten

Artikel 4 § 2I8 Absat z Za$atz 3 des §echsten Buches §ozi-
Anderung des algesetzbuch, daS züleEt durch ArtikBl 4 dleses Geset-

Sechstsn Buches Säzialgesetzbuch . zeg geändert worden ist, wird aufg'ehoben.

Dem § 213 AbsatzZa des §echsten Buches Sozial-
gesetzbuch - Gesetzliche Rentenversicherung - in der
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2OO2
(BGBI. iS. 75 4, 1404,3384), däs zuletzt durch Artikel 4
des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBI. I S. 24741
geändert worden ist, wird folgender satz angefügt: (1) Dieses Gesetz tritt vorbehalflich des Absatzes 2
,Abweichend von Satz 1 beträigt de(pauschalierte Min- am 1. Januar 2013 in Kraft.
derungsbetrag im Jahr2013 1,34 Milliarden Euro und in
den Jahren 20'14 bis 20'1 6 jeweils 1 ,59 Milliaden Euro." (2) Artikel 5 tritt am 1 . Januar 201 7 in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates
sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 20. Dezember zAiP

Der Bundespräsident
Joachim Gauck

Die Bundeskan zlerin- Dr.Angela Merkl't '"

Der Bundesminister der Finanzen
Schäuble

Die Bundesministerin
f ür Arbeit und Soziales
Ursüla von'der Leyen

Der Bundesminister f ür Gesundheit
Daniel Bahr
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Gesetz
.:, Änderung des Zwölften Buches §ozialgesetzbuch

Vom 20. Dezember 2012

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Anderung des
Zw ölften Buches Säzial gesetzbu ch

Das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch Sozialhilfe -
(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBI. I

S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel*13 Absatz 28
des Gesetzes vom 12. April 2O12 (BGBI. I S. 579) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Das lnhaltsveaeichnis wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 43 wird wie folgt gefasst:

,,§ 43 Einsatz von Einkommen und Vermögen,
Berücksichtigung von Unterhaltsansprü-
chen".

b) Die Angabe zu § 44 wird wie folgt gefa§st:

,,§ 44 Besondere Regelungen für Verfahren und
Erstattu ngszah I u ngen ".

c) Die Angabe zum Dritten Abschnitt des Vierten
Kapitel§ wird wie folgt gefasst:

,,Dritter Abschnitt

Erstattung und Zuständigkeit".

d) Die Angab e zu § 46a wird wie folgt gefasst:

,;§ 46a Erstattung durch den Bund".- 
'

e) Nach der Angabe zu § 46a wird folgende An*
gabe zu § 46b eingefügt:

,,§ 46b Zuständigkeit".

Vor der Angabe zu § 121 wird folgende Zwi-
schenü bersch rift ei ngefügt:

oErster Abschnitt

Bundesstatistik für das
Dritte und Fünfte bis Neunte Kapitel".

g) Die Angabe zu § 121 wird wie folgt gefas§t:

,,§ 121 Bundesstatistik für das Dritte und Fünfte
bis Neunte Kapitel".

h) Nach der Angabe zu § 128 werden die folgenden
Angaben eingefügt:

,,Zweiter Abschnitt

Bundesstatistik für das Vierte Kapitel

§ 128a Bundesstatistik für das Vierte Kapitel

§ 128b Persönliche Merkmale

§ 128c Art und Höhe der Bedarfe,

§ 128d Art und Höhe der angerechneten Ein-
komrnen

§ 128e Hilfsmerkmale

§ 12Sf Periodizität, Berichtszeitraum und Be-
richtszeitpunkte

§ 128g Auskunftspflicht

§ 1 28h Datenübermittlung, Veröffentlichung".

i) Vor der Angabe zu § 12g wird folgende Zwi-
schen ü bersch rift ei ngefügt :

,,Dritter Abschnitt

Verord n u ngsermächtig u ng "
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iI trie AngAne zu § 181 uuf,rd uuie folgt gefasst: --

,,§ lgl 'ÜUergärügsregelung 
ftir dle Etatistik äher

Einmahmen und Ausgahen nach dem
Uierten Kapf;telo'.'

t4 Bie Angabe zu § 1tE wi,rd wie folg! gefasst:

,§ 186 Übergangsregelung für Naqhmrelse im
Jahr 201 3".

2. § 42 Numnner 1 wlrd wie folgt gefasst:

,,1 . die Regelsätze nach den Hegelbedarfsstufen
der Anlage zu § 28; § 27aAbsatz 3 und Absatz 4
Satz 1 und 2 ist anzuwenden; § 29 Absatz 1

Satz 1 letzter Halbsatz und Absatz 2 bis 5 ist
nicht anzuwenden,".

3. § 43 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

,,§ 4g

Einsatz von Einkommen und Vermögefl,
Berücksichtigung von Unterhaltsansprüchen".

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 einge-
fügt:

,,(2) Erhalten Leistungsberechtigte nach dem
Dritten Kapitel in einem Land nach § 29 Absatz 1

letzter Halbsatz und Absatz 2 bis 5 festgesetzte
und fortgeschriebene Regelsätze und sieht das
Landesrecht in diesem Land für Leistungsbe-
rechtigte nach diesem Kapitel eine aufstockende
Leistung vor, dann ist diese Leistung nicht als
Einkommen nach § 82 Absatz 1 zu berücksich-
tigen."

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz
folgt geändert:

3 und wie

aa) ln Satz 3 werden die Wörter ,,zuständige Trä-
ger der Sozialhilfe" durch die Wörter ,jeweils
für die Ausführung des Gesetzes nach die-
sem Kapitel zuständige Träger" ersetzt.

bb) ln Satz 4 wer:den die Wörter ,,Träger der So-
zialhilfe" durch die Wörter ,jeweils für die
Ausführung des Gesetzes nach diesem Ka-
pitel zuständigen Trägern" ersetzt.

cc) ln Satz 5 werden die Wörter,,Trägefs der So-
zialhilfe" durch die Wörter ,,für die Ausfüh-
rung des Gesetzes nach diesem Kapitel zu-
ständigen Trägers" ersetzt.

4. § 44 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

,,§ 44

Besondere Regelungen
für Verfahren und Erstattungszahlungen".

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:

,,(3) Die Vorschriften über die Erstattung zwi-
schen den Trägern der Sozialhilfe nach dem
Zweiten Abschnitt des Dreizehnten Kapitels sind
für Geldleistungen nach diesem Kapitel nicht an-
zuwgndgn."

5. § 45 wird wie folgt geändert:

a) ln Satz 1 werden die Wörter ,,zuständige Träger
der Sozialhilfe" durch die Wörter ,,jeweils für die
Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapitel
zuständige Tiäger" ersetzt.
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,h! ln §atz E merden die Wörter 
"f[in 

dem ersucherx-
den Träger der Eozlalhilte bfindend" durch die "

Wörten ,,bindend fün den ersüchenden Träger,
der für dha Ausfü,hrung des Gesetzes nach die-
sem Kapltel zuständig ist" ersetzt: 

.

6. ln § 46 §atz 4 rruerden die tIUörter,,zuständigen Trä-
ger der §özialhilfe" dunch die Wörter ,,jeweils für die
Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapitel zu*
ständigen Träger" ersetzt"

7. Die Zwischenüberschrift nach § 46 wird wie folgt
gefasst

,,Dritter Abschnitt

Erstattung und Zuständigkeit".

8. § 46awird wie folgt gefasst:

,,§ 46a

Erstattung durch den Bund

(1) Der Bund erstattet den Ländern

f . im Jah r 2A13 einen Anteil von 75 Prozent und

2. ab dem Jahr 2014 jeweils einen Anteil von
100 Prozent

der im jeweiligen Kalenderjahr den für die Ausfüh-
rung des Gesetzes nach diesem Kapitel zuständi-
gen Trägern entstandenen Nettoausgaben für Geld-
leistungen nach diesem Kapitel.

(2) Die Höhe der Nettoausgaben für Geldleistun-
gen nach Absatz 1 ergibt sich aus den Bruttoaus-
gaben der für die Ausführung des Gesetzes nach
diesem Kapitel zuständigen Träger, abzüglich der
auf diese Geldleistungen entfallenden Einnahmen.
Einnahmen nach Satz 1 sind insbesondere Einnah-
men aus Aufwendungen, Kostenersatz und Ersatz-
ansprüchen nach dem Dreizehnten Kapitel, soweit
diese auf Geldleistungen nach diesem Kapitel ent-
fallen, aus dem Übergang von Ansprüchen nach

- § 93-sowie aus Erstattungen anderer Sozialleis-
tungsträger nach dem Zehnten Buch.

(3) Der Abruf der Erstattungen durch die Länder
ist jeweils zum 15. März, 15. Juni, '15. September
und 15. Dezember des jeweiligen Jahres zulässig.
Soweit die Erstattung für Zahlungen geltend ge-
macht wird, die wegen des fristgerechten Eingangs
beim Empfänger bereits am Ende eines Haushalts-
jahres geleistet wurden, aber erst im nächsten
Haushaltsjahr fällig werden, ist die für das folgende
Haushaltsjahr geltende Erstattung maßgeblich.

(4) Die Länder gewährleisten die Prüfung, dass
die Ausgaben für Geldleistungen der für die Ausfüh-
rung des Gesetzes nach diesem Kapitel zuständi-
gen Träger begründet und belegt sind und den
Grundsätzen für Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
entsprechen, Sie haben dies dem Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales durch Nachweis der
Bruttoausgaben jeweils für das Land sowie für die
nach § 46b zuständigen Träger insgesamt und da-
runter für

1. Regelsatzleistungen nach § 42 Nummer 1,

2. zusätzliche Bedarfe nach § 42 Numm er 2,

3. Bedarfe nach § 42 Nummer 3, soweit sie auf Be-
darfe nach § 34 Absatz 3 und 4 entfallen,

4. Unterkunftskosten nach § 42 Nummer 4,



: 5. Bar|ehen nach § 4E Nunnmer 5

sowie für die Einnahmen nach Absatz 2 Satz 2 in
; tabellariecher Fonnn zu helegen. Elf;e Nachwefise sind
leweils zurn Füntsehmten der hltonate Februa[ lUlat
Augugt und November für das jeurel[s abgesch]os-.
sene Quartal einzureichen; iedoch erstmals für das
erete Quartal 2014-zum 15; Mai 2014.

(5) Die Länder haben erstmans für das Jahn 201{
die Nettoausgaben des jeweiligen Vorjahres bls
zum 3"1 , Mai des Folgejahres nachzuweisen. Dabei
sind die Ausgaben für Geldleistungen entspre-
chend der Untergliederung der Erhebungen nach

§ 128c Nummer 1 bis 5, Nummer 6 Buchstabe c
und d und Nummer 7 nachzuweisen. Die Einnah-
men sind nach Absatz 2 Satz 2 nachzuweisen, Die
Nachweise sind jeweils in tabellarischer Form zt)
erbringe. n."

9. Nach § 46a wird folgender § 46b eingefügt:

,,§ 46b

(1) Die rür die ffiflff"I"" Gesetzes nach
, diesem Kapitet zuständigen Träger werden nach

Landesrecht bestimmt.

(2) Die §§ 3, 6 und 7 und das Zwölfte Kapitel
sind nicht anzuwenden."

10. § 98 Abs atz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

11 . Vor § 121 wird folgende Zwischenüberschrift einge-
fügt:

,,Erster Abschnitt

Bundesstatistik für das
Dritte und Fünfte bis Neunte Kapitel".

12. § 121 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

. ,,§ 121

- Bundesstatistik für das
Dritte und Fünfte bis Neunte Kapitel".

b) tm Satäeil vor Nummer 1 werden die Wörter
,,dieses Buches" durch die Wörter ,,des Dritten
und Fünften bis Neunten Kapitels" und das Wort
',,seiner" 

durch das Wort ,,deren" ersetzt.

c) Nummef 1 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe b wird aufgehoben.

bb) Die Buchstaben c bis g werden die Buchsta-
ben b bis f.

d) Numm er 2 wird wie folgt gefasst:

,,2. die Einnahmen und Ausgaben der Tiäger der
Sozialhilfe nach dem Dritten und Fünften bis
Neunten Kapitel".

13. § 122 wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 1 wird im Satzteil vor Nummer 1 die
Angabe ,§ 121 Nr. 1" durch die Angab€ ,,§ 121
Nummer 1" ersetzt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

c) ln Absatz 3 werden im Satzteil vor Nummer 1 die
Wörter ,,§ 121 Nr. 1 Buchstabe c bis g" durch die
Wörter ,,§ 121 Nummer 1 Buchstabe b bis f" er-
setzt.

STEE

d) ln Absatz 4 wird die turgabe 
"§ 

121 Nr. 2" durch
die Angabe 

"§ 
12'! Numrner 2' ereeüzt.

14. § 123 wlrd wie folg[ gaänddt:

, a) Absatz 1 wird wie folgt geänderil' 
aal lm SaEteilvor Nummer 1 welden nach dem

Wort 
"Hilfemerkmale" 

die. Wörter 
"ftir 

Erhe-

: bungen nach § 121" eingefügt.

bb) ln Nummer 2 wird die Angabe ,§ 122 Abs. 1

Nr. 1 und Abs. 2" durch die Wörter "§ 
122

Absatz 1 Nummer l" ersetzt.

b) ln Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe *Abs. 1 Nr. 2"
durch die Wörter ,"Absatz 1'Nummer 2" ersetä.

15. § 124 wird wie folgt geändert

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert

aa) ln Satz 1 werden die Wörter ,§ 122 Abs. 1

Nr. 1 Buchstabe a bis c und Abs. 2" durch
die Wörter ,,§ 122 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a bis c" ersetzt.

, bb) lnSatz2wirddieAngabe,,§ 122Abs. 1 Nr. 1

Buchstabe c" durch die Wörter ,,§ 122 Ab-
satz 1 Nummer 1 Buchstabe c" ersetzt.

cc) ln Satz 3 wird die Angabe ,,§ 122Abs. 1 Nr. 1

Buchstabe d" durch die Wörter ,,§ 122 Ab-
sätz 1 Nummer 1 .Buchstabe d" ersetä.

b) ln Absatz 2 wird die Angabe ,,§ 122 Abs. 1 Nr. 2"
durch die Wörter ,,§ 122 Absatz 1 Nummer 2"
ersetä.

c) ln Absatz 3 wird dieAngabe 
"§ 

122 Abs. 3 und 4"
durch die Wörter ,,§ 122 Absatz 3 und 4" ersetä.

16. § 125 Absatz 1 wird.wie folgt geändert

a) ln Satz I wird nach dem Wort ,Erhebungen" die
Angabe,,nach § 121" eingefügt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,,Die Angaben nach § 123 Absatz 1 Nummer 3
sowie die Angaben zum Gemeindeteil nach

§ 122 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c und Ab-
satz 3 Nummer 1 sind freiwillig,"

17. § 126 wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort ,,Ergeb-
niss€n" die Angabe ,,nach § 12'1" eingefügt.

b) ln Absatz 2 werden nach den Wörtern ,statisii-
schem Bundesamt" die Wörter 

"zu 
den Erhebun-

gen nach § 121" eingefügt.

tg. tn § 128 werden die Wörter ,,Dritten bis Neunten
Kapitel" durch die Wörter 

"Diitten 
und Fünften bis

Neunten Kapitel" sowie die Angabe ,,§ 121 Nr. 1"
durgh die Angabe 

"§ 
'121 Nummert" ersetä.

19, Nach § 128 wird folgender Zweiter Abschnitt einge-
fügt:

,,Zweiter Abschnitt

_ Bundesstatistik für das Vierte Kapitel

Bundesstatist JtJ:::" vierte Kapiter

(1) Zur Beurteilung der Auswirkungen des Vier-
ten Kapitels sowie zu seiner Fortentwicklung sind
Erhebungen über die, Leistungsberechtigten als

BundesgesetzUdt Jalrqang 2O12Tdl I Nr. 61, ausgegeben zr Bonn arn27. tEernber 2012
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BundeBstaitistik dunchzufähreR" Püe Erhebufisen tsr-
fol$en.zentral durch dae Staüistieche Burndesamt.

{g} trfie Etatistik nach Absatz 1 uffrffässt folgende
Merkrnalkategorien:

1 . Persönlichl Merkmale,

2. Art und Höhe der Bedarfe,

3. Art und Höhe der angerechneten Einkornmen,
-

§ 128b

Persönliche Merkmale

Erhebungsmerkrnale nach § 128a Absatz 2 Num-
mer 1 sind

1. Geschlecht, Geburtsjahr, Staatsangehörigkeit
und Bundesland,

2. Geburtsmonat, Wohngemeinde und Gemeinde-
teil, bei Ausländern auch aufenthaltsrechtlicher
Status,

3. Leistungsbezug in und außerrhalb von Einrich-
tungen, bei Leistungsberechtigten außerhalb
von Einrichtungen zusätzlich die Anzahl der im
Haushalt lebenden Pärsonen, bei Leistungsbe-
rechtigten in Einrichtungen die Art der Unterbrin-
.gung,

4, Träger der Leistung,

5. Beginn der Leistungsgewährung nach Monat
und Jahr sowie Ursache der Leistungsgewäh-

. rung, Ende des Leistungsbezugs nach Monat
und Jahr sowie Grund für die Einstellung der

_ Leistuog,

6. Dauer des Leistungsbezugs in Monaten,

7. gleichzeitiger Bezug von leistungen nach dem
Dritten und Fünften bis Neunten Kapitel.

§ 128c

Art und Höhe der tsedarfe

Erhebungsmerkmale nach § 128a Absatz 2 Num-
mer 2 sind

1. Regelbedarfsstufe, gezahlter Regelsatz in den
Regelbedarfsstufen und abweichende Regel-
satzfestsetzung,

2. Mehrbedarfe nach Art und Höhe,

3. einmalige Bedarfe nach Art und Höhe,

4. Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung,
§etrennt nach

a) Beiträgen für eine Pflichtversicherung in der
gesetzl i chen Kran kenversicheru n g,

b) Beiträgen für eine freiwillige Versicherung in
der gesetzlichen Krankenversicherurg,

c) Zusalzbeiträgen nach dem Fünften Buch,

d) Beiträgen für: eine private Krankenversiche-
rung,

e) Beiträgen für eine soziale Pflegeversicherung,

0 Beiträgen für eine private Pflegeversicherung,

5. Beiträge für die Vorsorge, getrennt nach"

a) Beiträgen für die Altersvorsorge,

b) Aufwendungen für Sterbegeldversicherun-
9eh,

8." tsedarfe für Bildumg und Teülhahe, getrennt nach

al Echulausflügen,

b) mehrtägigen Klassenfahrten,

cl Auestattung mit persönlichenn §chulbedarf,

e) Lernförderung,

fl Teilnahme an einer gemeinschaftlichen [/iit-
'tagsverpflegung,

7. Aufwendungen tür Unterkunft und Heizung so-
wie sonstige Hilfen zur Sicherung der Unter-
kunft,

8. Brutto- und Nettobedarf,

9. Darlehen.

§ 128d

Art und Höhe
der angerechneJen Einkommen

Erhebungsmerkmale nach § 128a Absatz 2 Num-
mpr 3 sind die jeweilige Höhe der Einkommensart,
getrennt nach

1. Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung,

2. Hinterbliebenenrente aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherutrg,

3. Renten wegen Erwerbsminderung,

4. Versbrgungsbezüge i

5. Renten aus betrieblicher Altersvorsorge,

6. Renten aus privater Vorsorge,

7. Vermögenseinkünfte,

8. Einkünfte nach dem Bundesversorgungsge-
setz,

9. Enruerbseinkommen,

10. übersteigendes Einkommen eines im gemein-
samen Haushalt lebenden Partners,

1 1 . öffentlich-rechtliche Leistungen für Kinden

12. sonstige Einkünfte.

§ 128e

Hilfsmerkmale

(1) Hilfsmerkmale für die Bundesstatistik nach
§ 128a sind

1 . Name und Anschrift der nach § 128g Auskunfts-
pflichtigen,

2. die Kennnummern des Leistungsberechtigten,

3. Name und Telefonnummer sowie Adresse für
elektronische Post de-r für eventuelle Rückfragen
zur Verfügung stehenden Person.

(21 Die Kennnummern nach Absatz 1 Numm er 2
dienen der Prüfung der Richtigkeit der,statistik und
der Fortschreibung der jeweils letzten Bestandser-
hebung. Sie enthalten keine Angaben über persön-
liche und sachliche Verhältnisse des Leistungsbe-
rechtigten und sind zum frühestmöglichen Zeit-
punkt, spätestens nach Abschluss der wiederkeh-
renden Bestandserhebung, zu löschen.
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§ lsEf
Peniodizität,

Berichtszeitraum und tsenüchtszefltpunküe'

(11 Eie Bundesstatüstik nach § '12tsa urrffd quar-
talsureise durchgeführt.

{2} Die Merkmale nach den §§ 128b bis 128d,
ausgenommen'das Merkma[ nach § .f 28h Num-
mer 5, sind 'als Bestandserhebung zum Quartals-
ende zu enheben, wobei sich dle Angaben zu den
Bedarfen und Einkommen'nach § 128c Nummer 1

bis I und § 128d jeweils auf den gesamten letzten
Monat des Berichtsquartals beziehen.

(3) Die Merkmale nach § 128b Nummer 5 sind
für den gesamten Quartalszeitraum ztJ erheben,
wobei gleichzeitig die Merkmale nach § 128b Num-
mer 1 und 2 zu erheben sind. Bei den beendeten
Leistungen ist zudem die bisherige Dauer der Leis-
tungsgewährung nach § 128b Nummer 6 zu erhe-
ben. 

Y

(4) Die Merkmale nach § 1 28c Nummer 6 sind für
jeden Monat eines Quartals zu erheben, wobei
gleichzeitig die Merkmale nach § 128b Nummer 1

und 2 zu erheben sind.

§ 128g

uskunftspflicht

(1) Für die Bundesstatistik nach § 128a besteht
Auskunftspflicht. Die Auskunftserteilung für die An-
gaben nach §' 128e Nummer 3 und zum Gemeinde-
teil nach § 128b Nummer 2 sind freiwillig.

(2') Auskunftspflichtig sind die für die Ausführung
des Gesetzes nach dem Vierten Kapitel zuständi- -

gen Träger.

§ 128h

Daten überm ittl ung, Veröffentl ich ung

(1) Die in sich schlüssigen und nach einheit-
lichen Standards formatierten Einzeldatensätze
sind von den Auskunftspflichtigen elektronisch bis
zum Abtauf von 30 Arbeitstagen nach Ende des je-
weiligen Berichtsquartals nach § 128t an das Sta-
tistische Bundesamt zu übermitteln. Soweit die
Übermittlung zwischen informationstechnischen
Netzen von Bund und Ländern stattfindet, ist dafür
nach § 3 des Gesetzes über die Verbindung der in-
formationstechni§chen Netze des Bundes und der
Länder - Geselz zur Ausführung von Artikel 91c Ab-
satz 4 des Grundgesetzes - vom 10. August 2009- (BGBI. I S. 2702, 2706). das Verbindungsnetz zu
nutzen. Die zu übermittelnden Daten sind nach
dem Stand der Technik fortgeschritten zu signieren
und zu verschlüsseln.

(2) Das Statistische Bundesamt übermittelt dem
Bundesministerium für Arbeit und Soziales für Zwe-
cke der Planung, jedoch nicht für die Regelung von
Einzelfällen, Tabellen mit den Ergebnissen der Bun-
desstatistik nach § 128a, auch soweit Tabellenfel-
der nur einen einzigen Fall ausweisen.

(3) Zur Weiterentwicklung des Systems der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung übermittelt das Statistische Bundesamt auf
Anforderung des Bundesministeriums für Arbeit

./

STBT

urnd Eozf,ales .Einzetangaben aus eünen tsrtüchptrshe,

die uom §tatistfischEn Eun'ldesannt gezogen nrind
und nicht rnehr als'10 Prozent-der Grumdgesttmüheilt
der'Leistungsberechtigten unnfasst. E[e zu übemmit-
telnden Einzelangahen dienen der Entwilcklung und
dein Betrieb uon hdikrosimülatlonsrnodellen dunch
dae. Bundesministerium für Arbeit und Sozia[es
und dürfen nur im hierfür enforderlichen Umfang
und. mittels eines sicheren Datentrans:fers aus-
schließlich an das Bundesrninisterium für Arbeit
und Soziales übermittelt werden; Angaben zu den
Erhebungsmerkmalen nach § 128b Numm er 2 und 4
und den Hilfsrnerkmalen nach § 128e dürfen nicht
übermiüelt werden; Angaben zu monatlichen
Durchschnittsbeträgen in den Einzelangaben wer-
den vom Statistischen Bundesamt auf volle Euro -

gerundet.

(41 Bei der Verarbeitung und Nutzung der Daten
nach Absatz 3 ist das Statistikgeheimnis nach § 16
des Bundesstatistikgesetzes ztJ wahren. Dafür ist
die Tiennung von statistischen und nichtstatisti-
schen Aufgaben durch Organisation und Verfahren
zu gewährleisten. Die nach Absatz 3 übermittelten
Daten dürfen nur für die Zwecke verwendet werden,
für die sie übermittelt wurden. Eine Weitergabe von
Einzelangaben aus einer Stichprobe nach Absatz 3
Satz 1 durch das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales an Dritte ist nicht zulässig. Die übermittel-
ten Einzeldaten sind nach dem Erreichen des Zwe-
ckes zu löschen, zu dern sie übermittelt wurden.

(5) Das Statistische Bundesamt übermittelt den
statistischen Amtern der Länder Tabellen mit den
Ergebnissen der Bundesstatistik für die jeweiligen
Länder und für die für die Ausführung des Gesetzes
nach dem Vierten Kapitel zuständigen Tiäger, Das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales erhält
diese Tabellen ebenfalts. Die statistischen Amter
der Länder erhalten zudem für ihr Land die jeweili-
gen Einzeldatensätze für Sonderaufbereitungen auf
regionaler Ebene.

(6) Die Ergebnisse der Bundesstatistik nach die-
sem Abschnitt dürfen auf die einzelnen Gemeinden
bezogen veröffentlicht werden. "

20, Vor § 129 wird folgende Zwischenüberschrift einge-
fügt:

,,Dritter Abschnitt

Verord n u n gsermächti g ung ".

21 .ln § 129 Buchstabe b und c werden jeweils die Wör-
ter ,,Dritten bis Neunten" durch die Wörter ,,Dritten
und Fünften bis Neunten" ersetzt.

22. § 131 wird wie folgt gefasst:

,,§ 131

' Übergangsregelung
für die Statistik über Einnahmen

und Ausgaben nach dem Vierten Kapitel

Die Erlrebungen nach § 121 Nummer 2 in Verbin-
dung mit § 122 Absatz 4 in der am 31 . Dezember
2014 geltenden Fassung über die Ausgaben und
Einnahmen der nach Landesrecht für die Ausfüh-
rung von Geldleistungen nach dem Vierten Kapitel
zuständigen Träger sind dabei auch in den Be-
richtsjahren 2015 und 2016 durchzuführen. Die
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' §§ 194 his 1E7,sEnd in den am B'1" Bezer,mher 2014
geltenden Fassung anzuwenden."

gts. § lgE wlrd uuie folgt gefasst: .

,,§ 1g6

fiir die Nachrruelse irn Jahr 201 S
" (1) Die Länder haben dem Bundesministerium

für Arbeit und §ozfaNes zum 15. Mai 20"13, zum
15. August 2013, zum 15. November 2013 und
zum 15. Februar 2A14 für das jeweils abgeschlos-
sene Quartal in tabellarischer Form zu belegen:

1. die Bruttoausgaben für Geldleistungen nach

§ 46a Absatz 2 sowie die darauf entfallenden
Einnahmen,

2. die Bruttoausgaben und Einnahmen nach Num-
mer 1, differenziert nach

a) Leistungen für Leistungsberechtigte außer-
halb und in Einrichtungen,

b) Leistungen für Leistungsberechtigte nach

§ 41 Absatz 2 und für Leistungsberechtigte
nach § 41 Absatz 3.

(2) Die Länder haben dem Bundesministerium
für Arbeit und Soziales bis zum 31 . Mai 2014 die

Bun@geeetzblatt Jalugang 2012 Teil I Nr. 8l; arrsgeg€ben an Bonn am 27. Deornbrl, 2012

Angahem ntsEh Absatz 1 entsprrerhend"'für das Ka-
lenderjahr. g01ä in taHeflarischer Formn zu bElegen"'o

_.! Artiknl 2 
c

Ariderung des Eozialgerichtsgesetzes
- ln § 85 A,bsatz 2 Satz 2 erster Halbsatz des §ozial-
gerichtsgesgtze§ .in der- Fassung der Bekanntmachung
vom 23. September 1975 (BGtst; I S. 2535), das zuletzt
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 5.. Dezembgr 2012
(BGBI. I S. 24671 geändert worden ist, werden nash
den Wörtern ,,nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch" die Wörter ,,und, soweit Landesrecht nichts Ab-
weichendes vorsieht, in Angelegenheiten nach dem
Vierten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch"
eingefügt.

Artikel 3
!nkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2
am 'f . Januar 2013 in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a, Nummer 4 tritt
am 1. Januar 2A14 in Kraft. Artikel 1 Nummer 1 Buch-
stabe e bis i und Nummer 11 bis 22 tritt am 1. Januar
2015 in Kraft.

Die verfassungsmäBigen Rechte des Bundesrates
sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 20. Dezembe r 2012

Der Bundespräsident
Joachim Gauck

Die Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel

Die Bundesministerin
f ür Arbeit und Soziales

Ursula von der Leyen



Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Fünften Buches Sozialgesetzbuch

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche
Krankenversicherung (Artikel 1 des Gesetzes vom
20. Dezernber 1988, BGBI. I S. 24 47 , 2482), das zutetzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2012
(BGBI. I S. 2781) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. ln § 11 Absatz 3 werden nach den Wörtern ,,in einem
Krankenhaus nach § 108" die Wörter ,,oder einer
Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtung nach

§ 107 Absatz 2" eingefügt.

2. § 28 Absatz 4 wird aufgehoben.

3" § 43b wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird aufgehoben.

b) Absatz 3 Satz 5 wird wie folgt gefasst:

,,Sie können hieau Vennraltungsakte gegenüber
den Versicherten erlassen; Klagen gegen diese
Verwaltungsakte haben keine aufschiebende Wir-
kung; ein Vorverfahren findet hicht statt."

4. § 106a Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 wird das Komma am Ende durch
einen Punkt ersetzt.

b) Numm er 4 wird aufgehoben.

5. Dem § 271 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

,,ZsJr Kompensation der Mehrausgaben, die den
Krankenkassen durch die Abschaffung der Zuzah-
lung bei lnanspruchnahrne ambulanter äatlicher,
zahnärzll icher u nd psychotherapeutisch er Behand*
lung zum 1. Januar 2O13 entstehen, werden den Ein-
nahmen des Gesundheitsfonds nach Absatz 1 im
Jahr 2014 aus der Liquiditätsreserve 1,78 Milliarden
Euro zugeführt.*

6. § 295 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) ln Nummer 7 wird das Komma am Ende durch
einen Punkt ersetzt.

b) Nummer I wird aufgehoben.

Artikel 2
al

Anderung des
Elften Buches Sozialgesetzbuch

Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch - Soziale Pflege-
versicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai
1994, BGBI. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 5

grEg

des Gesetzes vom §. Dezember 2012 (BGBl..l S. 24741
geändert worden ist, wird wie folgt geänderfi

1" ln § 34 Absatz 2 §atz 2 werden die Wörter ,,einer
stationären Leistung zur medizinischen Rehabititati-
on" durch die Wörter ,,einer Aufnahme in Voreorge-
oder Rehabititationseinrlchtungen nach § 1OT Ab-
satz 2 des Fünften Buches" ersetzt.

2. § 47a wird urie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

*§ 197a des Fünften Buches gilt entsprechend;
§ 197a Absatz 3 des Fünften Buches gilt mit der
Maßgabe, auch mit den nach Landesrecht be-
stimmten Trägern der Sozialhilfe, die für die Hilfe
zur Pflege irn Sinne des Siebten Kapitels des
Zwölften Buches zuständig sind, zusammenzuar-
beiten."

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

,,(2) Die Einrichtuhgen nach Absatz 1 Satz 2
dürfen personenbezogene Daten, die von ihnen
zur Erfüllung ihrer Aufgaben naoh Absatz 1 erho-
ben oder an sie weitergegeben oder übermittelt
wurden, untereinander übermitteln, soweit dies
für die Feststellung und Bekämpfung von Fehl-
verhalten im Gesundheitswesen beim Empfänger
erforderlich ist. An die nach Landesrecht be-
stimmten Trä§er der Sozialhilfe, die für die Hilfe
zur Pflege im Sinne des Siebten Kapitels des
Zwölften Buches zuständig sind, dürfen die Ein-
richtungen nach Absatz 1 Satz,2 personenbezo-
gene Daten nur übermitteln, soweit dies für die
Feststellung und Bekämpfung von Fehlverhalten
im Zusammenhang mit den Flegelungen des
Siebten Kapitels des Zwölften Buches erforder*
lich ist und im Einzelfall konkrete Anhaltspunkte
dafür vorliegen. Der Empfänger darf diese Daten
nur zu dem Zweck verarbeiten und nutzen, z\)
dem sie ihm übermittelt worden sind. Ebenso
drirfen die nach Landesrecht bestimmten Träger
der Sozialhilfe, die für die Hilfe zur Pflege im
Sinne des Siebten Kapitels des Zwölften Buches
zuständig sind, personenbezogene Daten, die
von ihnen zur Erfüllung ihrer Aufgaben erhoben
oder an sie weitergegeben oder übermittelt wur-
den, an die in Abs alz 1 Satz 2 genannten Einrich-
tungen übenmitteln, soweit dies für die Fest-
stellung und Bekämpfung von Fehlverhalten im
Gesundheitswesen beim Empfänger erforderlich
ist. Die in Absatz 1 Satz 2 genannten Einrichtun-
gen dürfen diese nur zu dem Zweck verarbeiten
und nutzen, zu dem sie ihnen übermittelt worden
sind. Die Einrichtungen nach Absatz 1 Satz 2 so-
wie die nach Landesrecht bestimmten Träger der

Bundesg§eeeHafi JdtßgrE 2012 Teil I Nr. 61, ausgegebenar Bmn am 27. Deornbd 2012
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Soz[a[hülfe, d[e für düe Hilfe uur Pflege iin §inne
des §iehten l{ap[tels den. Ztrtrölften Euches zu-
atändig sind, haben s[cherzustellen, dass die per-
§onenhezogenen Eaten nur Betugten eugänglich
sind oden nur an diese uveitergegehen uuerden."

8. § 8g wird urie totgt geänderH

a) Absatz 2 vtrird uuie folgt $aändert:
aa) ln Nummer 1 werden nach dem Wort ,,Maß-

nahmen" die Wörter ,,einschlieBlich Kapital-
kosten" eingefügt.

bb) !n Nummer 3 wird nach dem Wort n,Pacht,"
das Wort,,Erbbauzin§,n' eingefügt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort ,,Pacht," das
Wort,,Erbbauzins," eingefügt.

bb) ln Satz 3 werden nach dem Wort ,,Pflege-
bedürftigen" die Wörter ,,einschließlich der
Bärücksichtigung pauschalierter lnstandhal-
tungs- und Instandsetzungsaufwendungen
sowie der zugrunde zu legenden Belegungs-
quote" eingefügt.

cc) Folgender Satz wird angefügt:

,,Die Pauschalen müssen in einem angemes-
senen Verhältnis zur tatsächlichen Höhe der
Instandhaltungs- und lnstandsetzungsauf-
wendungen stehen.'n

.., 
Artikel 3

Anderung des
Zwölften Buches §ozialgesetzbuch

ln § 63 Satz 4 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch - §ozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. De-
zember 2003, BGBI, I S. 3022,3023), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2A12 (BGBI. I

S. 2799,. geändert worden ist, werden nach den
Wörtern ,,in einem Krankenhaus nach § 10S des Fünf-

Bundeegpdzblatt Jatrryarq 2Ol 2 Tei! I Nr 61 , asgegeben zr Bonn *n 27 . Dezarnbor 201 2

ten Buchee" die' tüIorter o,odetr einer trforsorge- oder
Hehabiilitationselmnflchtung nach § 107 Abeats g des
Fünften Buches" eingefügt"

Artikel 4
ta

Anderung des
§ozia l gerichh gesetze§

§ 192 des Sozialgerichtsgesetzes in der Fassung der
Bekanhtmachung vorn 23. September 1975 (BGBI. I

S. 2535), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 20. Dezember 2012 (BGBI. I S. 2783) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Absatz 2 wird aufgehoben.
'2. ln Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter ,,und Absatz 2"

gestrichen.

Artikel 5
Anderung des

Zweiten Gesetzes über die
Krankenversicherung der Landnrrirte

In § 38 Absatz 4 Satz 2 öes Zweiten Gesetzes über
die Krankenversicherung der Landwirte vom 20. De-
zember 1988 (BGBI. I S. 2477, 2557), das zuletzt durch
Artikel 8 des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBI. I

S. 2474) geändert worden ist, werden die \Ä/örter ,ifir
Jahr 2OOT 87 Millionen Euro" durch die Wörter ,ifil
Jahr 2013 79 Millionen Euro" ersetzt-

Artikel 6
lnkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2
und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 2 bis 4 und 6 sowie Artikel 4
und 5 treten am 1. Januar 2A13 in Kraft.

(3) Artikel 1 Nummer 5 tritt am 2. Januar 2013 in
Kraft.
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Das vorctehende GeseE wlrd hierinit ausgefertigü. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verk{lnden.

Berlin, den 20. Dezernben 8012

Der Bundespräsident
Joachim Gauck

Die Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel

Der Bundesminister f ür Gesundheit
Daniel Bahr.

Die Bundesministerin
f ür Arbeit-und Sozial es

Ursula von der Leyen
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Bsnm am P7" Bezennher g01g

zur Änderung des

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlo§-
§en:

.. 
Artikel 1

Anderung des
Fl a g genrec hts gesetzes

Das Flaggenrechtsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Oktober 1994 (BGBI. I S. 3140),
das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 6 des Gesetzes vom
25. Juni 2009 (BGBI. I S. 15741 geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. ln § 1 werden die Absätze 3 und 4 durch folgenden
Absatz 3 ersetzt:

,,(3) Befährt ein Binnenschiff, auf das die Schiffs-
sicherheitsverordnung anzuwenden ist, Seegewäs-
ser seewärts der Grenze des deutschen Küstenmee-
res, so wird es hinsichtlich der Vorschriften dieses
Gesetzes mit der Maßgabe einem Seeschiff gleich-
gestellt, dass an die Stelle des Schitfszertifikates der
Schiffsbrief tritt."

2. § 2 wird wie folgt gefasst:

,r§ 2

(1) Die tsundesflagge dürfen alle Seeschiffe füh-
ren, die nicht nach § 1 zur Führung der Bundes-
flagge berechtigt sind,

1. bei aus deutschen und ausländischen Eigen-
tümern bestehenden Erbengemeinschaften,
wenn Deutsche zu mehr als der Hälfte am Nach-
lass beteiligf sind und zur Vertretung ausschlieB-
lich Deutsche bevollmächtigt sind, die ihren
Wohnsitz oden Sitz im lnland haben,

2. in den Fällen des § 1 oder der Nummer 1, wobei
den dort genannten deutschen Staatsangehö-
rigen die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten
der Europäischen Union gleichstehen, oder

3. deren Eigentümer Gesellschaften sind, die nach
den Rechtsvorschriften eines der Mitgliedstaaten
der Europäischen Union gegründet worden sind,
ihre Hauptniederlassung in einem Mitgliedstaat
der Europäischen Union haben und die eine oder
mehrere verantwortliche Fersonen mit Wohnsitz
oder Sitz im lnland ständig beauftragt haben, zu
gewährleisten,

a) dass in technischen, sozialen und verwal-
tungsmäßigen Angelegenheiten die in der Bun-
desrepublik Deutschland für die Seeschiffe
geltenden Rechtsvorschriften eingehatten wer-
den und,

Gesetz
Flaggen rechtsgesetzes und der Schiffsregisterord nung

Yom 20. Dezemher 2012

b) sofern es sich um Fischereitahaeuge handelt, ü

dass der Einsatz der Schlffe zum Fischfang
durch eine oder mehrere solcher Personen ge-
leitet, durchgeführt und überruacht wird.

(21 Absatz 1 gilt auch für natürliche Personen
oder Gesellschaften eines Drittstaates, die auf der
Grundlage eines Abkommens mit der Bundesrepu-
blik Deutschland, der Europäischen Gemeinschaften
oder der Europäischen Union Anspruch aut Nieder-
lassungsfreiheit im Sinne der Artikel 45 und 49 des
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen
Union haben, vorausgesetzt, die Gegenseitigkeit ist
gewährleistet

(3) Eine Veränderung den Voraussetzungen für die
Führung der Bundesflagge in den Fällen der Ab-
sätze 1 und 2 ist vom Eigentümer unverzüglich der
zuständigen Behörde anzuzeigen."

3. § 7 wird durch die folgenden §§ 7 und 7a ersetä:

,r§ 7

(1) Das Bundesamt für Seeschiftfahrt und Hydro-
graphie kann in den Fällen

1. des § 1 Absatz 1 und 2 oder

2. des § 2 Absatz 1 und 2

dem Reeder oder Ausrüster eines im Schiffsregister
eingetragenen Seeschiffes auf seinen Antrag für
einen Zeitraum von längstens zwei Jahren widerruf-
lich unter den Voraussetzungen den Sätze 2 und 3
genehmigen, dass das Schitf anstelle der Bundes-
flagge eine andere Nationalflagge führt, deren Füh-
rung nach dem maßgeblichen ausländischen Recht
erlaubt ist (Ausflaggungsgenehmigung). Die Ausflag-
gungsgenehmigung darf nur erteilt werden, wenn
der Antragsteller nachweist, dass er die durch den
Flaggenwechsel hervorgerufenen Nachteile für den
Schifffahrtsstandort nach Maßgabe der Absätze 2
und 3 ausgeglichen hat. lst der Antragsteller nicht
der Eigentümer des Seeschiffes, bedarf er für den
Antrag nach Satz 1 der in Textform abzugebenden
Zustimmung des Eigentümers.

(21 Ein Ausgleich im Sinne des Absatzes 'l Satz 2
ist erbracht, wenn der Antragsteller sich für jedes
auszuflaggende Seeschiff verpflichtet, während ei-" nes in der Anlage in Abhängigkeit von der Größe
der Seeschiffe festgelegten Zeitraumes mindestens
elnen Platz zur seefahrtbezogenen Ausbildung nach
Maßgabe

1. der Schiffsmechaniker-Ausbildungsverordnung
oder



2. der uom BundesminEster[unn ftrn Uerkehn Eau und
§tadtentuuicklung zur Ausführung der Bchiffe-
off izi er-Aus hi ldu n gsuerord n u n g herauegegebeRtsn
Hichtlinien für die Anenkenmung der praktisnhen
Ausbildung und Seefahrtzeit als

al nautischer/nautische Offiziensassistent/-in
(UkBl. 2009 S. 48) oder

b) technischerÄechnische OffiziersaesistenV-in
(vkBt. 2009 s. 53)

an Bord des ausgeflaggten Seeschiffes ständig be-
setzt zu halten. Der in Satz 1 maBgebliche Zeitraum
beginnt mit Wirksamwerden der jeweiligen Ausflag-
gungsgenehmigung. Das Beenden eines Ausbil-
dungsverhältnisses wegen Ablaufes des Teltraumes
nach Satz 1 ist nicht zulässig. Der lnhaber der Ge-
nehmigung hat für die Dauer der Genehmigung
durch geeignete Aufzeichnungen- und Unterlagen
jährlich zum Ende eines Kalenderjahres nachzuwei-
sen, dass er seine Verpflichtung nach Satz 1 erfüllt
oder erfüllt hat. Die Aufzeichnungen und Unterlagen
sind für die Dauer von fünf Jahren, gerechnet ab
dem ersten 11ag des Jahres, das auf das Jahr der
Erteilung der Genehmigung folgt, aufzubewahren.

(3) Macht der Antragsteller geltend, der Verpflich-
tung nach Absatz 2 nicht oder nicht vollständig
nachkommen zu können, ist auf Antrag zuzulassen,
dass der Antragsteller, statt eine \lerpflichtung nach
Absatz 2 einzugehen, einen Ablösebetrag an eine
vom Verband Deutscher Reeder errichtete und vom
Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie im
Bundesanzeiger bekannt gemaohte Einrichtung zu
entrichten hat. Der Antrag nach Satz 1 kann zusam-
men mit dem Antrag auf die Ausflaggungsgeneh-
migung gestellt werden. Die Ausflaggungsgeneh-
migung darf erst erteilt werden, wenn die Zahlung
des Ablösebetrages nachgewiesen ist. Zweck der
Einrichtung muss es sein, diq nautische und techni-
sche Ausbildufig, Qualifizierung und Fortbildung von
Besatzungsmitgliedern zu fördern, die auf in inländi-
schen Schiffsregistern eingetragenen Seeschitfen
beschäftigt sind. -

(4) Ergibt eine Überprüfung, dass die nach Ab-
satz 2 eingegangene Verpflichtung nicht oder nicht
mehr erfüllt wird, ist für die Zeit ab dem Beginn der
Wirksamkeit der Ausflaggungsgenehmigung der Ab-
lösebetrag nachzuzahlen und im Übrigen die Aus-
flaggungsgenehmigung zu widerrufen. Vom Widerruf
kann abgesehen werden, wenn der lnhaber der Ge-
nehmigung binnen einer vom Bundesamt für See-
schifffahrt und Hydrographie festgesetzten ange-
messenen Frist für die verbleibende Dauer der Wirk-
samkeit der Ausflaggungsgenehmigung einen Ab-
lösebetrag im Sinne des Absatzes 3 entrichtet hat.
lm Übrigen bleiben die §§ 48 und 49 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes unberührt. Das Bundes-
amt für Seeschiffiahrt und Hydrographie kann dle
Berufsbildungsstelle Seeschifffahrt e. V., Bremen,
beauftragen, an der Überprüfung im Sinne des
Satzes 1 mitzuwirken.

(5) Der Ablösebetrag nach Absatz 3 ist von der
Einrichtung für jede Größenklasse der Seeschiffe in
einer Höhe festzusetzen. Die Festsetzung hat sich
an den gemittelten Kosten einer Ausbildung im
Sinne des Absatzes 2 je Kalenderjahr zu orientieren;

grgg

dahei sind die tsesatzungsstäntre umd die Gnsße den
auszuflaggenden Schiffe zu berflrcksflchtftgem. Bahei
ist ein Mlndestbetrag uom 2 000 Euro je Jahr und ein
Hüchsthetrag utrn §0 ü00 Euro je Jahr einzuhalten,
Näheres regelt die Elnrichtung. Die Hegelungen zur
Festsetzung den Hohe des Ablösebetnages hedürfen
der Genehmigung dee Bundesamtes für §eeschiff-
fahrt und Hydrographie. §ie sind von der Einrichtuhg
zusammen mit der Genehmigung des tsundesarntes
für Seeschitffahrt und Hydrographie im Bundesan-
zeiger zu veröffentlichen. Wird der Ablösebetrag ge-
ändert, gilt die Anderung nur für Ausflaggungen, diq
in dem Kalenderjahr beantragt werdenn das dem
Jahr der Anderung folgt.

(6) Die Einrichtung muss dem Bundesamt füi
Seeschitffahrt und Hydrographie bis zum 30. Juni
eines Jahres geeignete Nachweise für die ordnung§-
gemäße Einnahme und Verwendung der Ablösebe-
träge irn Vorjahr vorlegen. Das Bundesamt für See-
schifffahrt und Hydrographie prüft, ob die Finanzmit-
tel ordnungsgemäß eingenornmen und entspre-
chend dem Förderzweck nach Absatz 3 venrrendet
worden sind.

§7a
(1) Bei Seeschiffen, für die ein Schiffszertifikat

oder ein Schitfsvorzertifikat erteilt ist, wird die Aus-
flaggungsgenehmigung erst mit der Eintragung
eines entsprechenden Vermerks in das Zertifikat
wirksam.

(2') Eine Veränderung der Voraussetzungen für die
Erteilung der Ausflaggungsgenehmigung ist vom
lnhaber der Genehmigung unverzüglich der Geneh-
migungsbehörde anzuzeigen

(3) Solange die Ausflaggungsgenehmigung wirk-
sam ist, darf das Flecht zur Führung der Bundes-
flagge nicht ausgeübt werden."

4. ln § 11 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a werden die
Wörter uzu dem Personenkreis des § 1 oder des
§ 2 Abs. 1, auch in Verbindung mit § 2 Abs. 1a,"
durch die Wörter ,,zu dem Personenkneis der §§ 1

und 2" ersetzt.

5. ln § 16 Abs atz 2 Nummer 3 wird die Angabe ,,§ 7
Abs. 3" dureh die Angabe ,,§ 7a Absatz 2" ersetzt.

6. § 22 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) ln Nummer 1a wird die Angabe ,,§ 2 Abs. 1 Nr. 2
und Abs. 1a" durch die Wörter "§ 2 Absatz 1

Nummer 3 und Absatz 2" ersetzt.

b) Nummer 1b wird wie folgt gefasst:

,,1 b. die näheren Einzelheiten zu der Erteilung der
Ausflaggungsgenehmigung, auch zur Durch-
führung von Rechtsakten der Europäischen
Gemeinschaften oder der Europäischen
Union und von Verpflichtungen aus zwi-
schenstaatlichen Vereinbarungen die Füh-
rung einer anderen Nationalflagge im Sinne
des§7zuregeln,".

c) ln Nummer 6 wird Buchstabe a aufgehoben.

7. Dem § 22a wird folgender Absatz 3 angefügt:

,,(3) Für Amtshandlungen im Sinne des Absatzes 1

gegenüber der Deutschen Gesellschaft zur Rettung

BundeegeseEblatt Jafugnrp 2O12Tdl I Nr. 61, zusgogeben zu Bonn am27, Dezember 2012
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§chiffbrüuhiger uuerden Geh ihren und Auslagem
n[cht erhtrheR""

g, Die folgenden §§ 24 und 25 uuerdtsn angefügfi

trie Eundesresierdu;lichtet dem Deutschen
Bundestag bis zum 31 . Dezemben 2016 über die Er-
fahrungen mit § 7 in der durch das Gesetz zur An-
derung des Flaggenrechtsgesetzes und der Schiffs-
registerordnung vom 20, Dezember 2012 (BGBI. I

S. 2792) erlassenen Fassung.

§25
Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz konnen

abweichend von § 2 Absatz 1 des-Verkündungs- und
Bekanntmachungsgesetzes im Bundesanzeiger ver-' kündet werden."

L Folgende Anlage wird angefügt:

,rAnlage
(zu§TAbsatz2Satzl)

lfd.
Nr.

Schiffsgrößenklasse

Verpf I i chtu n gszeitraum
in Monaten für jedes
Jahr der Wirksamkeit

der Ausflaggungs-
genehrnigung

1 Bruttoraumzahl
bis iu 500 1,0

2 Bruttoraumzahl von
über 500 bis 1 600 1,5

3 Bruttoraumzahl von
über 1 600 bis 3 000 2,0

4 Bruttoraumzahl von
über 3 000 bis I 000 3,0

5 Bruttoraumzahl von
über I 000 bis 14 000 3,5

[fd"
Nn

§chlftsgrätlanklasse

l/erpf lIchtungszeitrraum
in Monatan f,tin ledes
Jahr den tlUünksannl«alt

der Ausflaggungs-
genehmigung

6 Bruttoraumzahl uon
über 14 000 bis 20 000 4,5

7 Bruttoraumzahl von
über 20 000 bis 80 000 5,0

I Bruttoraumzahl von
über 80 000 5,5

.. Artikel 2
Anderung der

§c h iff sre g isterord nu n g

Die Schitfsregisterordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Mai 1994 (BGBI. I S. 1 133),
die zuletzt durch Artikel 4 Absatz 5 des Gesetzes vom
1 1 , August 2009 (BGBI. I S. 2713) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. ln § 3 Absatz 2 werden die Wörter ,,§§ 1,2 des Flag-
genrechtsgesetzes vom 8. Februar 1951 (Bundesge-
ietzbl. I S: 7g't" durch die Wörter ,§ 1 oder § 2 des
Flaggen rechtsgesetzes" ersetzt.

2. ln § 4 Absatz 3 wird die Angabe 
"§ 

2 Abs. 2 Buch-
stabe b'n durch die Wörter ,,§ 2 Absatz 1 Nummer 1"
ersetzt.

,"#H:1"
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2

am 1. Januar 2O13 in Kraft.

(2) Soweit dieses Gesetz zum Erlass von Rechtsver-
ordnungen ermächtigt oder Ermächtigungen ändert
oder ztJr Verkündung im Bundesanzeiger befugt, tritt
dieses Gesetz am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Die uerfaseungsnlläßigen Hechte des Bundesratee
sind ge,wahrt.

Das iro stehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist irn Bundesgesetzblatt zu uerk[lnden.

Berlin, den zl:Dezeinber zAiP

Der Bundpspräsident
Joachim Gauck

Die Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merket

:

Der Bundesminister
f ür Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Peter Ramsauer
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Attdlte Verordnung
zur Änderu'"ng der §ohaHlftäGverordnung

VomJg: Dezember 2Oi2

Auf Grund des § 10 Absatz 1 Satz 9 Nummer 1 bis 9, Satz 10 und 11 sowie
des § 10a Absatz 9 des lteditwesengesetzes, von denen § 10 Absatz 1 durch
Artikel 1 Nummer 11 Buchstabe a des Gesetzes vom 19. November 2010
(BGBI. I S. 1592) und § 10a durch Artikel.l Nummer 13 des Gesetzes vom
17. November 2006 (qGB. I S. 2606) neu gefasst worden sinfl, jeweils in Ver-
bindung mit § 1 Nummer 5 der Verordnung zur Übertragung von Befugnissen
zum Erlass von Rechtsverordnungen auf die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht, der zuletzt durch Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe b der Verord-
nung vom 27. Januar 2011 (BGBI. lS. 124) geändert worden ist, verordnet die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht im Einvernehmen mit der Deut-
schen Bundesbank und nach Anhörung der SpiEenverbände der tnstitute:

Artikel I
§ 339 der Solvabilitätsverordnung vom 14. Dezember 2OOO (BGBI. I S. 2926),

die zuletä durch Artikel 2 Absatz 73 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011
(BGBI. I S. 3044) geäindert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. ln Absatz 1 werden die Wörter,,im ersten, zweiten, dritten, vierten, fünften
und sechsten Zwölfmonatszeitraum" durch die Wörter ,,im ersten; zweiten,

. 
dritten, vierten, fünften, sechsten und sibblen Zwölfmonatszeitraum-" ersetzt.

2. ln Absatz 2 werden die Wörter ,,im zweiten, dritter, vierten, fünften und
sechsten Zwölfmonatszeitraumlf durch die Wörter,,im zweiten, dritten, vier-
ten, fünften, sechsten und siebten Zwölfmonatszeitraum" ercetzt.

ä. ln Absatz 5a werden die Wörter,,ln dem vierten, fünften und sechsten Zwölt-
monatszeitrauni" durch die Wörter;ln dem vierten, fünften, sechsten und
siebten Zwölfmonatszeitraum" ersetzt.

4. ln Absatz 5b werden dieWörter,ln dem vierten, fünflen und sechsten Zwölt-
monatszeitraum" durch die Wörter ,Jn dem vierten, fünften, sechsten.und
.siebten Zwölfmonatszeitraum" ersetzt.

Diese Verordnung tritt am Tag

Artikel 2
nach der Verkündung in Kraft.

Bonn, den 19. Dezember 2012

Die Präsidentin
der Bundesanstalt f ür Fin anzdienstleistungsauf sicht

König
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Vercrdnung- über die Gebilhren und Auslagen
frir Amtshandlungon zur Durchsertzung der EU-Fahrgastrechte-Schifftahrt

(EU-Fahruastrechte-Schifffahrt-G€bilhrenvercrdnung - EU-FahrgRSchGebV)

Vom ät. Dezemb er aJ12

Auf Grund des § I Satz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 7 des EU-Fahrgast-
rechte-Schifffahrt-Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBI. I S. 2454) in Ve6in-
dung mit dem 2. Abschnitt des Verwaltungskostengesetzes vom 23. Juni 1970
(BGBI. I S. 821) verordnet das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung:

§1
Anwendungsbereich

Dai Eisenbahn-Bundesarnt erhebt nach dieser Verordnung Gebühren und
Auslagen für Amtshandlungen

1 . nach dsm EU-Fahrgastrechte-Schifffahrt-Gesetz,

2. aut Grund des EU-Fahrgastrechte.Schifffahrt-Gesetzes und

3. nach der.Verordnung (EU) Nr.117712O10 des Europäischen Parlaments und
{es Rates vom 24. November 2010 über die Fahrgastrechte im See- und
Binnenschiffsverkehr und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004
(ABl. L 334 vom 17.12.2010, S. 1).

§2
Gebilhren

(1) Die gebührenpflichtigen Tatbestäiqde und die Gebührensätze ergeben
sich aus dem Gebührenvezeichnis der Anlage zu dieser Verordnung.

(2) Eine Gebührenbefreiung oder -ermäßigung kann gewährt werden, soweit
die Festsetzung der nach Absatz 1 bestimmten Gebühr im Einzelfall unbillig
wäre.

§3
lnkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Berlin, den 2A. Dezember 2012

Der Bundesminister
f ür Verkehr, Bau und Stadtentwisklung

Peter Ramsauer
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Anlage
{zu§gAbeatz'f}

Gehührenuetzeichnis

Gebüh Bn fiIr Anrtrhandlungen
: ilf,trh dem EU-Fahrgasünuchte-§chiffiahrt-GeseE

[EU-FahrgE§chG]

Gegenstand Hechtsgrundlage Gebühr

A.
Amtshandlungen gegenüber dern Beförderer,
Fleisevermittler, Heiseveranstalter oder Termi-
nalbetreiber zur Feststellung eines Verstoßes
gegen die Verordnung (EU) Nr. 117712010 auf
Grund eines Verdachtes, einer Beschwerde
oder zum Zweck einer Stichprobe, wenn der
Verdacht oder die Beschwerde vom Betroffe-
nen verantwortlich veranlasst und ein Verstoß
gegen eine Hechtsvorschritt festgestellt
wurde

§ 4 Abs. 1 Satz 2
Nr. 2 und 3, Abs. 2
EU-FahrgRSchG

200 Euro

B.
Amtshandlungen gegenüber dem Beförderer,
Reisevermittle[ Fleiseveranstalter oder Termi-
nalbetreiber zur Beseitigung oder Verhütung
von Verstößen gegen die Verordnung (EU)
Nr. 117712010

§ 4 Abs. 1 Satz 1,
2 Nr. 1 und Abs. 2
EU-FahrgRSchG

300 Euro

I
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Hinwels auf Verldndgngen im Bundesanzeiger
GemäB § 2 Absatz 3 des Verkündungs- und Bekanntmachungsgesetzes in der im BundesgeseQblatt Teil lll,
Gliederungsnummer 114-1, veröffentlichten bereinigte4 Fassung, der zuletä durch Artikel 1 Nummer 4 des
Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGEI;1€: 80rt4) -geändert worden ist, wird auf folgende im Bundesanzeiger
(www.bundesanzeiger.de) verkündete RechtsverodrruAg nachrichtlich hingewiesen:

. '" .' - ; ._, 'j--;'--,r---, 
:, .1.*

Datum und Bezeichnung der Verordnung Fundstelle
Tag des

lnkrafttretens

11. 1 2.2012 Värordnung zur Anpassung des Betrags zur Finanzierung der
Gesellschaft für Telematik für das Jahr 2013

FNA: neu:860-5-37-6

BAnz AT 17,12-2012 Vl 18. 1 2. 2012

Europäischen Union,
unmittetbare Rechtswirksamkeit in der Bundes-

Hinuueis auf Rechtsvorschriften der
die mit ihrer Verötfentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union
republik Deutschland erlangt haben.

Aufgeführt werden nur die Verordnungen, die im lnhaltsveaeichnis des Amtsblattes durch Fettdruck hervorgehoben
sind.

Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift - Aussabe inä:lt#ter sprache -
Nr,/Seite vom

25. 1 O.2012 Durchführungsverordnung (EU) §r. 100612012 der Kommission 
^)rGenehmigun§ n icht geri ngJüliger Anderungen der Spezifikation einer im

Register der geschützten U rsprungsbezeichnungen und der geschüt7ten
geografischen Angaben eingetragenen Bezeichnung [Carne de Avila
(g.g.A.)J

25. 1 0.2012 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1OO7/2Aß der Kommfssion zur
Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten
U rsprung§bezeich nu n gen u nd der geschützten geografischen Angaben
[FränkisCher Karpfen / Frankenkarpfen / Karpfen aus Franken (g.g.A.I

25. 10.2A12 Verordnung (EU) Nr.978/2012 des Europäischen Parlaments und des
Flates überein Schema allgemeinen Zollprfiferenzen und zur Aufhebung
der Verordnung (EU) Nr.732/2008 des Rates

25' 1 0 za1 2 
ffi!'ßl1§ä?-§t H'ä[,TI',Yä ?fry,,?*',;,3ä"=näffi8?t1*X mhi§,{:';
Dienst der Europäischen Union

9, 10. zAiP Durchführungsverordnung (EU) Nr.927/2l12der Kommission zur Ande-
rung von Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658187 des Rates über
did 2olltarifliche ünd statistische Nornenklatur sowie den Gemeinsamen
Zolltarif

'1"7.10.2012 Verordnung (EU) Nr. 1O11/2O12 der Europäischen Zentmlbank über die
statistiken ü ber wertpapierbestände (EZB l2o 1 2/ 24)

5, 11 .2012 purchführungsverordnung (EU) Nr. 1012/2AP der Kommission zur
Anderung dei Verordnung-(EG) Nr. 207411P05 und der Verordnung (EG)
Nr. 1251{2OOB hinsichtlich der Liste der Uberträgerarten, der Gesund-
heits- und Beschein igu ngsanforderu ngen bei epizootischem ulzerativem
Syndrom sowie hinsichtlich des Eintrags für Thailand in der Liste von
Drittländern, etus denen die Einfuhr bestimmter Fische und Fischerei-
erzeugnisse in die EU gestattet ist (t)

(r) T"r,t r* B"deutung für den EWR.

L 80215

L30217

L 303/1

L 303189

L 304/1

L 305/0

31. 10.2012

31. 10.2A12

31. 1 A.2012

31 . 1 0.2012

31. "f O.2012

1.11.2012

L 30611 6. 1 1 ,2412
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- Ausgabe in deutscher Sprache -
Nr./Seite

6. 11 .2012 Vercrdnung (EU) Nr. 1O14/2A12 des Rates zur Anderung der Verordnung
(EG) Nn 765/2006 über restriktive Maßnahmen ge{en Belarus

6. 1 1 . 2012 Durchführungsveroldnung (EU) Nr. 101512012 des Rates zur Anderung
der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 54212012 zur Durchführung des
Artikels 2 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 über spezifische,
gegen bestimmte Personen und Organisationen gerichtete restriktive
Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus

6. 11 .2012 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1 016/2012 des Rates zur Durch- ,

führung der Verordnung (EU) Nr.267/2012 über restriktive MaBnahmen
gegen lran

6. 11 .2012 Durchführungsverordnung (EU) Nn 1017/2012 des Rates zur Durch-
. führung von Artikel 8a Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 765/2006 über

restriktive Maßnahmen gegen Belarus

5. 1 1 .2012 purchführungsverordnung (EU) Nr. 101812012 der Kommission a)r
Anderung der Verordnungen (EG) Nr.23212009, (EG) Nr. 18812907, (EG)
Nr. 186/2007, (EG) Nr, 209/2008, (EG) Nr. 1447/2006, (EG) Nr, 016/2003,
(EG) Nr. 1811/2005, (EG) Nr. 1288/2A04, (EG) Nr. 2148/2004, (EG)
Nr. 1137/2007, (EC) Nr. 1293/2008, (EG) Nr. 22612007, (EG)
Nr. 1444/20A6, EG) Nr. 1876/2006, (EG) Nr.. 184712003, (EG)
Nr. 2036/2005, (EG) Nr. 492/2006, (EG) Nr. 1200/2005 und (EG)
Nr. 1 52012007 in'Be2ug auf den Höchbtgähalt an bestimmten Mikro-
organismen in Alleinfuttermitteln (t)

(,) T"rü"", Brdeutung für den EWR.

L30711

L 30713

L307/5

L307/7

L 307/56

7. 11.. 2412

7. 11.2012

7 . 11.2012

7. 11,2012

7. 11.2412


